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Jahreswirtschaftsbericht 1975 der Bundesregierung 


Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Bundestag und dem Bundesrat den Jahres wirt- 
schaftsbericht 1975 vor. Dieser Bericht enthält: 

A. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele. Die in der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung dargestellte Jahresprojektion 1975 ist zusammen 
mit einem Rückblick auf das Jahr 1974 als Anlage beigefügt; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik; 

C. die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Jahresgut- 
achten des Sachverständigenrates aufgrund von § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverstän- 
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung vom 14. August 1963 in der Fassung des Gesetzes 
vom 8. November 1966. 

Wie in den vorhergehenden Jahres wirtschaftsberichten nimmt 
die Bundesregierung nicht nur im Teil C (Stellungnahme im 
engeren Sinne), sondern auch in den übrigen Teilen im Sach- 
zusammenhang zum Jahresgutachten 1974 des Sachverstän- 
digenrates Stellung. 
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A. Für 1975 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 


i. Ausgangslage 

1 . Am Beginn des Jahres 1975 befindet sich die 
deutsche Wirtschaft in einem Spannungsfeld vielfäl- 
tiger Risiken und Gefahren. Insbesondere die welt- 
wirtschaftliche Lage ist durch neuartige und ernste 
Problemkonstellationen gekennzeichnet. Vor allem 
sind Auswirkungen rezessiver Tendenzen der Welt- 
wirtschaft auf die außenwirtschaftliche Entwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland und damit auf Be- 
schäftigungsstand und Kapazitätsauslastung nicht 
auszuschließen. Derartige Entwicklungen können den 
Wirtschaftsverlauf zu einem Zeitpunkt beeinträch- 
tigen, in dem die konjunkturelle Belebung der in- 
ländischen Nachfrage noch nicht gesichert ist. Das 
derzeitige Abflauen der Wirtschaftsaktivität im Aus- 
land trifft in vielen Staaten mit Problemen zusam- 
men, die sich dort — verstärkt durch die Ölpreis- 
explosion — für die jeweilige Zahlungsbilanz er- 
geben. Währungspolitische Lösungen für eine ökono- 
misch sinnvolle Rückschleusung der aus der Erhö- 
hung der Rohölpreise verbleibenden massiven Über- 
schüsse erscheinen möglich, zeichnen sich aber erst 
in Umrissen ab. Der mit zunehmendem Importbedarf 
der Ölproduzentenländer notwendige Realtransfer 
stellt die Ölimportländer vor erhebliche struktu- 
relle Anpassungsschwierigkeiten. Die aus den der- 
zeitigen und absehbaren Ungleichgewichten für die 
Weltwirtschaft resultierenden Gefahren dürfen nicht 
übersehen werden. Überdies hat die drastische Öl- 
verteuerung die schon vorhandenen inflationären 
Tendenzen in der Weltwirtschaft noch beschleunigt; 
der Preisauftrieb hat zum Teil extreme Ausmaße 
angenommen. Zu den Rückwirkungen aus diesen 
außerordentlichen internationalen Belastungen tre- 
ten in der Bundesrepublik noch Probleme hinzu, die 
im Zusammenhang mit Anpassungsprozessen und 
Strukturbereinigungen entstanden sind. Zu einem 
Teil handelt es sich hierbei um Begrenzungen, die 
sich für das Wachstum bestimmter Branchen aus der 
Annäherung an einen höheren Sättigungsgrad in der 
Bedarfsentwicklung ergeben. Hinzu kommen in ein- 
zelnen Sektoren weltweite dämpfende Wirkungen 
durch den Einfluß der Ölpreisexplosion und der 
Verteuerung anderer Rohstoffe auf die Kostenent- 
wicklung. Darüber hinaus ergeben sich aus der kon- 
sequenten Bekämpfung des Preisauftriebs in der 
Bundesrepublik und der Zurückdrängung von Infla- 
tionserwartungen hemmende Rückwirkungen in je- 
nen Produktions- und Absatzbereichen, bei denen 
zuvor inflationär überhöhte Nachfrage ausbleibt. All 
dies wird noch von der Tatsache überlagert, daß die 
Entwicklung der Erträge der Unternehmen so weit 
eingeengt ist, daß die Investitionsbereitschaft nach- 
haltig geschwächt zu werden droht. Insgesamt ergibt 
sich somit zum jetzigen Zeitpunkt eine ungewöhn- 
liche Häufung außerordentlicher Belastungen, die 
nach Art und Umfang bisher nicht zum Erfahrungs- 


bild der Wirtschaftspolitik gehörte. Aus dieser be- 
sonderen Lage folgen entsprechende Anforderungen 
an die gesamtwirtschaftliche Zielsetzung und die 
aktuelle Ausgestaltung von Wirtschafts- und Finanz- 
politik. 

2 . Die Wirtschaftsaktivität der Bundesrepublik 
Deutschland ging nach anfänglicher Belebung im 
Laufe des vergangenen Jahres in eine Schwäche- 
phase über. Hierfür waren der konjunkturelle Rück- 
gang der Binnennachfrage und später auch eine Ab- 
flachung der Auslandsaufträge kennzeichnend. Eine 
besondere Prägung erhielt die Entwicklung durch die 
strukturellen Anpassungsprozesse innerhalb gewich- 
tiger Branchen; im weiteren Verlauf waren aber auch 
Rückwirkungen in anderen Wirtschaftsbereichen zu 
verzeichnen. Die Bundesregierung reagierte auf die 
Anforderungen aus der jeweiligen konjunkturellen 
Situation flexibel und in angemessener Abstufung. 
Dies wurde besonders in den beiden gezielten Son- 
derprogrammen vom 6. Februar und vom 25. Sep- 
tember 1974 sowie dem breit angelegten „Programm 
zur Förderung von Beschäftigung und Wachstum bei 
Stabilität" vom 12. Dezember 1974 deutlich. Die Bun- 
desregierung hat dabei berücksichtigt, daß ab An- 
fang 1975 auch die Impulse aus der Steuer- und Kin- 
dergeldreform wirksam werden. 

3 . Für die Wirtschafts- und Finanzpolitik ist zum 
Jahresbeginn 1975 bestimmend, daß sich die Akzente 
innerhalb der gesamtwirtschaftlichen Aufgabenstel- 
lung zum Teil verlagert haben. Im Verlauf des zwei- 
ten Halbjahres 1974 sind die Beschäftigungspro- 
bleme in den Vordergrund getreten, während die 
Preisentwicklung zuletzt weniger bedrohlich war, als 
noch zu Beginn des letzten Jahres befürchtet wer- 
den mußte. Diese Konstellation bedeutet allerdings 
nicht, daß die Stabilitätsaufgabe zugunsten einer un- 
konditionierten Ausweitung der Nachfrage vernach- 
lässigt werden darf. Die auf die aktuelle Situation 
bezogene Konjunkturpolitik muß vielmehr so ange- 
legt sein, daß keine Fehlentwicklungen bei den an- 
deren Zielen provoziert werden und daß im weite- 
ren Verlauf die Ziele der gesamtwirtschaftlichen 
Zielkombination höher gesteckt werden können. 

— Die Zahl der Arbeitslosen und das Ausmaß der 
Kurzarbeit haben zur Jahreswende hin drastisch 
zugenommen. Hierin zeigt sich einerseits die kon- 
junkturelle Schwäche der Nachfrage; zum ande- 
ren schlagen sich in dieser Entwicklung aber auch 
die Folgen von Anpassungsprozessen nieder, die 
im Zuge der Ölpreisexplosion, der Annäherung 
an Sättigungsgrenzen in Teilbereichen und als 
Begleiterscheinung der Rückkehr zu solideren 
Finanzierungsbedingungen unausweichlich sind. 
Nicht zuletzt kommt in der Entwicklung am Ar- 
beitsmarkt und im Rückgang der Kapazitätsaus- 
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lastung einiger Bereiche auch zum Ausdruck, daß 
im vergangenen Jahr von den Beteiligten die Er- 
fahrung gemacht wurde, daß infolge der Stabili- 
sierungspolitik von Bundesregierung und Bun- 
desbank der inflationsträchtige Kostenanstieg 
nicht mehr im bisherigen Ausmaß in den Preisen 
überwälzt werden konnte. Wenn auch dieser un- 
mittelbare Erfahrungsprozeß offensichtlich nicht 
zu vermeiden war, so berechtigen die eindring- 
lichen Auswirkungen immerhin zu der Erwar- 
tung, daß seine Konsequenzen schon bald auf 
das Verhalten aller Beteiligten einwirken. Aus 
dieser Ausgangslage folgt, daß die Lage am Ar- 
beitsmarkt nicht mit einer Arbeitsbeschaffungs- 
politik alten Stils allein dauerhaft gewendet wer- 
den könnte. Nachdem die Bundesregierung zu- 
sätzlich zu den Sonderprogrammen mit ihrem 
Konjunkturprogramm vom Dezember 1974 und 
mit der Steuer- und Kindergeldreform dem all- 
gemeinen Nachfrageverlauf einen Anstoß gege- 
ben hat und die branchenbezogenen Anpassungs- 
vorgänge sich im weiteren Verlauf abschwächen 
dürften, liegt die Entscheidung über die weitere 
Entwicklung im Beschäftigungsbereich jetzt zu 
einem großen Teil bei den autonomen Kräften in 
der Wirtschaft selbst. Die Zurückdrängung der 
Arbeitslosigkeit und die Wiedereingliederung 
von Arbeitslosen in den Produktionsprozeß an 
sinnvoller Stelle ist eine akute Aufgabe für alle 
am Wirtschaftsleben Beteiligten. Auch für die Ar- 
beitnehmer selbst sind erhöhte Anforderungen 
an Mobilität und Umschulungsbereitschaft ge- 
stellt. 

— Die Entwicklung des Preisindex für die Lebens- 
haltung in der Bundesrepublik Deutschland seit 
Mitte 1973 ist ein Beweis dafür, daß eine konse- 
quente Stabilisierungspolitik Erfolg haben kann. 
Die in der zweiten Jahreshälfte 1973 nach dem 
Stabiliätsprogramm der Bundesregierung vom 
9. Mai 1973 erkennbar werdende Abbremsung 
des Preisanstiegs wurde zwar durch die Ölpreis- 
entwicklung in Verbindung mit dem allgemeinen 
Anstieg der Rohstoffpreise frühzeitig gestört. Die 
zur Jahreswende 1973/74 sich aufdrängende vor- 
rangige Aufgabe, eine weitere Eskalation des be- 
drohlichen Preisanstiegs zu verhindern, konnte 
jedoch erfolgreich gelöst werden. Für diese Ent- 
wicklung war nicht zuletzt ausschlaggebend, daß 
bei den jeweiligen, für die Abstützung der Be- 
schäftigung zu treffenden konjunkturpolitischen 
Entscheidungen die stabilitätsorientierte Grund- 
linie beibehalten wurde. Eine einseitige Umorien- 
tierung hätte dagegen das Erreichte in Frage ge- 
stellt und schließlich zusätzlich Probleme hervor- 
gerufen. Daß im Jahresdurchschnitt 1974 der 
Preisanstieg bei der Lebenshaltung mit 7 Vo kaum 
höher ausfiel als ein Jahr zuvor (1973: +6,9 ®/o) 
und der Preisüberhang von +3,5 Vo auf +2,4 °/o 
deutlich zurückging, ist ein — im internationalen 
Vergleich herausragendes — Ergebnis. Die not- 
wendige weitere Eingrenzung des Preisanstiegs 
bedarf angesichts der binnenwirtschaftlichen 
Problemlage und der weltwirtschaftlichen Risi- 
ken besonderer Anstrengungen. 


— Die im Jahr 1973 nach einem Anstieg um 5,3 Vo 
erzielte gesamtwirtschaftliche Leistung konnte 
auch 1974 erreicht und mit real +V 2 ®/o noch leicht 
übertroffen werden. Bei einer schematischen, an 
den Durchschnittsergebnissen früherer Jahre 
orientierten Betrachtung könnte dieses Ergebnis 
als gering eingestuft werden. Zur angemessenen 
Beurteilung müssen jedoch die schwierigen Aus- 
gangsverhältnisse an der Jahreswende 1973/74 
und die besonderen strukturellen Übergangs- 
schwierigkeiten einbezogen werden. Das Jahres- 
ergebnis 1974 ist auf dem Hintergrund umfas- 
fender Anpassungsprozesse und weltwirtschaft- 
licher Risiken als eine Konsolidierung zu wer- 
ten. Es muß jedoch gleichzeitig beachtet werden, 
daß die gesamtwirtschaftliche Aktivität im Ver- 
lauf des Jahres 1974 deutlich nachließ, so daß im 
zweiten Halbjahr 1974 gegenüber dem gleichen 
Vorjahreszeitraum ein Rückgang des realen 
Bruttosozialprodukts von V 2 0/0 zu verzeichnen 
war. Es stellt sich somit die Aufgabe, nunmehr 
die Wachstumsmöglichkeiten der Gesamtwirt- 
schaft schrittweise stärker auszuschöpfen, um die 
Kapazitätsauslastung zu verbessern und die Ent- 
wicklung des Produktionspotentials auf die künf- 
tige Bedarfsstruktur auszurichten. 

— Die expansive Auslandsnachfrage war 1974 eine 
wichtige Konjunkturstütze mit entsprechenden 
positiven Rückwirkungen auf den Beschäftigungs- 
stand und die Kapazitätsauslastung. Bei hoher 
Lieferbereitschaft und bedarfsgerechter Ange- 
botspalette der deutschen Wirtschaft nahm das 
Ausland binnenwirtschaftliche Ressourcen in 
starkem Maße in Anspruch. Im Vergleich hierzu 
Außenbeitrag erreichte mit nahezu 4 ®/o des Brut- 
war die Einfuhrentwicklung recht verhalten. Der 
tosozialprodukts eine Dimension, die auf Dauer 
nicht den Zielvorstellungen der Bundesregierung 
entspricht. Ein derartig hoher Abfluß an gesamt- 
wirtschaftlicher Leistung in das Ausland würde 
letztlich bedeuten, daß Möglichkeiten zur Stei- 
gerung des Wohlstandes im eigenen Land ver- 
geben werden, was bei der gegebenen außenwirt- 
schaftlichen Lage wichtiger Handelspartner dort 
eher als erschwerend denn als hilfreich empfun- 
den würde. Die von der Bundesregierung ange- 
strebte Belebung der binnenwirtschaftlichen 
Nachfrage wird somit zu Ergebnissen führen, die 
sowohl aus eigenem Interesse als auch aus inter- 
nationaler Sicht erwünscht sind, zumal mit einer 
Steigerung der Einfuhren in die Bundesrepublik 
Deutschland eine Entlastung der Zahlungsbilanz- 
situation einiger Länder verbunden ist. 

4 . Die Aufgabenstellung für 1975 muß sich somit 
darauf konzentrieren, 

— erreichte Erfolge zu sichern, 

— bestehende Risiken weiter zu vermindern und 

— die Aussichten für ein inflationsfreies Wachstum 
und einen erhöhten Beschäftigungsstand zu ver- 
bessern. 

Die folgenden Darlegungen geben hierfür den quan- 
titativen Umriß in der Darstellungsweise der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. 
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II. Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 

5 . Angesichts dieser Ausgangslage ist es das zen- 
trale Ziel der wirtschafts- und finanzpolitischen Be- 
mühungen der Bundesregierung, nach einer nunmehr 
fast eineinhalb Jahre dauernden Verlangsamung der 
Wirtschaftstätigkeit einer weiteren Abschwächung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entgegenzu- 
wirken und im Verlaufe des Jahres 1975 einen fun- 
dierten Aufschwung der Binnennachfrage ohne neue 
inflatorische Impulse zu erreichen. Es geht darum, 
daß die gesamtwirtschaftliche Produktion 1975 wie- 
der beschleunigt wächst und daß sich damit die Lage 
am Arbeitsmarkt im Jahres verlauf deutlich verbes- 
sert. Der Stabilisierungsprozeß soll dabei — was bei 
entsprechendem Verhalten der Beteiligten nicht zu- 
letzt aufgrund der Produktivitätsverbesserungen 
möglich ist — weiter fortschreiten. Eine solche Be- 
lebung der binnenwirtschaftlichen Aktivität würde 
zugleich den rezessiven Tendenzen in der Weltwirt- 
schaft entgegenwirken und zu einer Verringerung 
der Leistungsbilanzungleichgewichte beitragen. 

6 . Aufgrund der gegenwärtigen binnen- und außen- 
wirtschaftlichen Konstellation strebt die Bundesre- 
gierung für 1975 eine Entwicklung an, bei der 

— ein Wirtschaftswachstum von rund 2 Vo im Jah- 
resdurchschnitt — mit deutlicher Beschleunigung 
im Jahresverlauf — möglich wird, 

— die Arbeitslosenquote auf rund 3 Vo im Jahres- 
durchschnitt begrenzt werden kann (das bedeutet, 
daß im Verlaufe des Jahres die Zahl der Arbeits- 
losen erheblich abnimmt) ^), 

— die Verbraucherpreisrate auf rund 6 ®/o im Jah- 
resdurchschnitt reduziert wird (das bedeutet im 
Jahres verlauf einen Anstieg von etwa 5 bis 
5V2 0/0) 1), 

— der Außenbeitrag mit 35 bis 38 Mrd. DM (oder 
3 bis 3 V 2 ®/o des Bruttosozialprodukts) höchstens 
die vorjährige Größenordnung erreicht, möglichst 
jedoch etwas dahinter zurückbleibt. 

Die Bundesregierung nennt diese Werte, weil sie 
dazu nach den Vorschriften des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes verpflichtet ist. Sie macht jedoch 
darauf aufmerksam, daß in Anbetracht der außer- 
ordentlichen Unsicherheiten insbesondere im inter- 
nationalen Bereich derartige Zahlenangaben derzeit 
besonders problematisch sind. Die dargelegten Ziel- 
werte könnten um so eher erreicht werden, je mehr 
die außergewöhnliche Problemkonstellation der ge- 
genwärtigen Ausgangslage bei allen Entscheidun- 
gen berücksichtigt wird. 

Gemessen an den mittelfristigen Zielvorstellungen 
kann keiner der genannten Werte befriedigen. An- 
gesichts der Ausgangslage, durch die der Jahres- 
durchschnitt 1975 erheblich mitgeprägt wird, würde 
die Realisierung dieser Zielkombination jedoch im 


Der Jahresverlauf gibt die Entwicklung von An- 
fang bis Ende des Jahres 1975 wieder. Die jahres- 
durchschnittliche Veränderung weicht vom Jahresver- 
lauf ab, weil sie auch von der Entwicklung im Jahre 
1974 beeinflußt wird. 


Verlaufe des Jahres bereits einen wesentlichen 
Schritt in Richtung des mittelfristig Angestrebten 
bedeuten. Voraussetzung für einen solchen Fort- 
schritt ist allerdings, daß sich das Verhalten aller am 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten an den gesamtwirt- 
schaftlichen Erfordernissen dieses Jahres orientiert. 
Nur so können die gegebenen Stabilisierungschan- 
cen genutzt und zusätzliche Risiken hinsichtlich des 
Wachstums und der Beschäftigung vermieden wer«- 
den. Im einzelnen wird auf diese der Jahresprojek- 
tion für 1975 zugrunde liegenden Bedingungen in 
der beigefügten Anlage, die auch einen Rückblick 
auf die Jahresprojektion 1974 enthält, eingegangen. 

7 . Zur Realisierung des Wachstumsziels von rd. 
2 im Jahresdurchschnitt 1975 ist im Verlaufe des 
Jahres eine erhebliche Beschleunigung der Pro- 
duktionsentwicklung erforderlich} in der zweiten 
Jahreshälfte 1975 müßte das Bruttosozialprodukt be- 
reits wieder stärker steigen als das Produktions- 
potential. Aus diesem Grunde erscheint ein höheres 
jahresdurchschnittliches Wachstum des Bruttosozial- 
produkts als rund 2 Vo 1975 schwer erreichbar und 
wegen der damit verbundenen Gefährdung der an- 
gestrebten weiteren Preisstabilisierung auch nicht 
wünschenswert. 

8 . Mit dem für 1975 angestrebten Wirtschafts- 
wachstum dürfte es möglich sein, den Beschäfti- 
gungsstand im Verlaufe des ersten Halbjahres zu 
stabilisieren und ihn ab Jahresmitte im Gefolge der 
konjunkturellen Belebung wieder allmählich zu er- 
höhen. Infolge der nachhaltigen strukturellen Ver- 
änderungen in der deutschen Wirtschaft und damit 
auch der Arbeitsplatzstruktur ist eine dauerhafte 
Verbesserung des Beschäftigungsstandes nur schritt- 
weise möglich. Die Zahl der Erwerbstätigen wird im 
Jahresdurchschnitt 1975 deswegen nochmals unter 
der von 1974 liegen. Ein Rückgang der Erwerbsper- 
sonenzahl tritt 1975 — wie in den Vorjahren — be- 
reits aus Gründen der Altersstruktur der Bevölke- 
rung ein. Ferner wird die Zahl der ausländischen Ar- 
beitnehmer — nicht nur aus konjunkturellen Grün- 
den, sondern auch infolge des Anwerbestopps — ab- 
nehmen. Insofern ist die weitere Entwicklung der 
Arbeitslosenzahl im Jahres verlauf 1975 zur Zeit nur 
sehr schwer abzuschätzen. Wahrscheinlich ist aller- 
dings, daß sie aus saisonalen Gründen zunächst 
— wie in jedem Jahr — noch weiter ansteigen wird. 
Im Jahresdurchschnitt 1975 strebt die Bundesregie- 
rung eine Begrenzung der Arbeitslosenquote auf 
rund 3 ®/o an. Das setzt eine erhebliche Reduzierung 
der Arbeitslosenzahl im Jahresverlauf voraus. 

9. Die Maßnahmen der Bundesregierung zur Bele- 
bung der Binnennachfrage und zur Verbesserung der 
Beschäftigungslage bedeuten keine Abkehr von ih- 
ren Bemühungen um mehr Preisstabilität. Die Erfah- 
rungen anderer Länder zeigen deutlich genug, daß 
eine dauerhafte Sicherung der Vollbeschäftigung bei 
anhaltend hohen Preissteigerungen nicht erreicht 
werden kann. Ziel der Bundesregierung ist es daher, 
zusammen mit der konjunkturellen Belebung im 
Jahre 1975 auch eine deutliche Verringerung des 
Preisanstiegs zu erreichen. Dabei wird für die Ver- 
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braucherpreisrate als erster Schritt in Richtung der 
mittelfristigen Zielvorstellungen eine Reduzierung 
von knapp 7V2 Vo im Jahresdurchschnitt 1974 auf 
rund 6 ®/o im Jahresdurchschnitt 1975 angestrebt. Im 
Verlaufe des Jahres 1975 würde das einen Preisan- 
stieg von etwa 5 bis 5V2 Vo bedeuten. 

Zwar sind die Ausgangsbedingungen für die Reali- 
sierung dieser Zielsetzung nicht ungünstig, da be- 
reits der Überhang der Verbraucherpreisentwicklung 
Ende 1974 mit knapp 2V2 ®/o weitaus niedriger war 
als ein Jahr zuvor (3V2 ®/o). Andererseits dürfte sich 
jedoch der im Vorjahr dämpfende Einfluß der rück- 
läufigen landwirtschaftlichen Erzeugerpreise kaum 
im gleichen Ausmaß fortsetzen. Von der Kosten- 
seite dürften sich dagegen 1975 Erleichterungen er- 
geben. Die Rohstoffpreise werden 1975 voraussicht- 
lich erheblich schwächer steigen als 1974 und die 
Kapitalkosten mit sinkendem Zinsniveau eher sogar 
zurückgehen. Es wird aber vor allem auch von der 
weiteren Entwicklung der Lohnkosten abhängen, ob 
die angestrebte Verlangsamung der Preisentwick- 
lung, die bis zum Jahresende zu einer Verbraucher- 
preisrate von etwa 5 bis 5V2 Vo führen müßte, mit 
der notwendigen Verbesserung der Ertragslage der 
Unternehmen und damit auch der Beschäftigungssi- 
tuation zu vereinbaren ist. 

10 . Angesichts der beträchtlichen Zahlungsbilanz- 
ungleichgewichte sowie der in vielen Ländern beste- 
henden konjunkturellen Unsicherheiten birgt die Ab- 
schätzung der weiteren Entwicklung des Welthan- 
dels besonders große Risiken. Sicher scheint Jedoch, 
daß sich 1975 die vom Ausland kommenden Nach- 
frageimpulse und damit auch der Ausfuhrzuwachs 
der Bundesrepublik im Vergleich zum Vorjahr real 
und nominal erheblich abschwächen dürften. Die 
Wareneinfuhr wird zwar voraussichtlich im Zusam- 
menhang mit der erwarteten konjunkturellen Bele- 
bung real stärker zunehmen als im Vorjahr, wobei 
sich jedoch der 1974 aufgrund der drastischen Roh- 
stoffverteuerung ungewöhnlich starke Anstieg der 
Einfuhrpreise erheblich verlangsamen dürfte. Aus 
diesem Grunde wird sich die nominale Zunahme der 
Einfuhr 1975 wahrscheinlich fast ebenso stark ab- 
schwächen wie die der Ausfuhr. Es wird daher in 
diesem Jahr kaum gelingen, der von der Bundes- 
regierung aus binnenwirtschaftlichen Gründen wie 
auch als Beitrag zur Erleichterung der internationa- 
len Zahlungsbilanzprobleme mittelfristig angestreb- 
ten Reduzierung des Außenbeitrags auf IV2 bis 2 Vo 
des Bruttosozialprodukts wesentlich näher zu kom- 
men. Unter der Voraussetzung, daß es nicht zu ernst- 
haften Störungen des Welthandels kommt, könnte 
der Außenbeitrag — also die Differenz der Aus- 
und Einfuhr von Waren und Dienstleistungen — 
1975 mit etwa 35 bis 38 Mrd. DM eher wieder einen 
Anteil von 3 bis 3V2 ^/o des Bruttosozialprodukts 
(nach 3,9 Vo im Vorjahr) erreichen. 

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte stieg 1974 nur um 7,0 Vo; dies ergibt sich 
aus der anderen Zusammensetzung des zugrunde lie- 
genden Warenkorbs und einer anderen Berechnungs- 
methode. 


11 . Hinsichtlich der Einkommensentwicklung und 
-Verteilung wird in der Jahresprojektion davon aus- 
gegangen, daß sich die in den vergangenen Jahren 
zu beobachtende stetige Erhöhung der Lohnquote 
1975 nicht weiter fortsetzt. Im Zusammenhang mit 
der notwendigen Belebung der Investitionstätigkeit 
wird der Anteil des Einkommens aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen sogar leicht zunehmen müs- 
sen. Nach dem sich die Zunahme des Volkseinkom- 
mens 1974 ausschließlich in einer Erhöhung des Brut- 
toeinkommens aus unselbständiger Arbeit niederge- 
schlagen hat, das Bruttoeinkommen aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen also stagnierte, und an- 
gesichts der erheblichen Einkommensverbesserungen 
der Arbeitnehmer aufgrund der Steuer- und Kinder- 
geldreform in diesem Jahr erscheint eine vorüber- 
gehend leicht überproportionale Entwicklung des 
Einkommens aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen gesamtwirtschaftlich erforderlich und zumutbar. 
Ohne eine wesentliche Verbesserung der Ertrags- 
lage in den Unternehmen dürfte sich die Investitions- 
neigung jedenfalls kaum in dem gesamtwirtschaft- 
lich notwendigen Ausmaß beleben. Die bis Mitte des 
Jahres gewährte befristete Investitionszulage so- 
wie die Zulage für energiesparende Investitionen 
dürfen dabei nicht als einseitige Begünstigung der 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen mißver- 
standen werden. Mit der angestrebten Belebung der 
Investitionstätigkeit ergibt sich nicht nur ein ent- 
sprechender Beschäftigungseffekt, sondern auch eine 
Zunahme der Einkommen aus unselbständiger Ar- 
beit. 

Die mit 8 bis 10 Vo projektierte Zunahme des Brutto- 
einkommens aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen ist eine wichtige Voraussetzung dafür, daß sich 
das Wirtschaftswachstum 1975 wie angestrebt be- 
schleunigt und sich damit die Beschäftigungslage im 
Verlaufe des Jahres verbessert. Für das Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit (Bruttolohn- und 
-gehaltsumme zuzüglich Arbeitgeberbeiträge zur 
Sozialversicherung) wäre mit einer solchen Entwick- 
lung und den übrigen Bedingungen der Projektion 
ein Zuwachs um 7V2 bis 8V2 % vereinbar. Diese Zahl 
darf nicht mißverstanden werden: Sie kann und darf 
keine Leitlinie für Tariflohnabschlüsse sein; in ihr 
ist neben der Veränderung der Beschäftigtenzahl 
u. a. vor allem noch der hohe Überhang der Lohnent- 
wicklung aus dem Vorjahr von rd. 2V2 Vo enthalten. 
Außerdem ist zu beachten, daß die Entwicklung der 
Nettoeinkommen der beschäftigten Arbeitnehmer 
1975 aufgrund der Auswirkungen der Steuer- und 
Kindergeldreform erheblich über der Entwicklung 
der Bruttoeinkommen liegen wird. Wenn es gelingt, 
den Verbraucherpreisanstieg in dem angestrebten 
Maße zu begrenzen, würde dies dann einschließlich 
der Wirkungen der Steuer- und Kindergeldreform 
eine Realeinkommenserhöhung von etwa 4 ^/o be- 
deuten. Diese günstigen Aussichten für die Realein- 
kommen sollten die zur Verbesserung der Beschäf- 
tigungslage erforderlichen und in der Jahresprojek- 
tion für 1975 unterstellten lohnpolitischen Entschei- 
dungen erleichtern. 
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B. Für 1975 geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik 


12 . Die im folgenden dargelegten Entscheidungen 
und Planungen für die Wirtschaftspolitik stehen im 
Einklang mit der angestrebten gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung. Sie basieren auf dem gegenwär- 
tigen Stand der Diagnose und Prognose sowie der 
bisher absehbaren Entwicklung im internationalen 
Bereich. Im Falle grundlegender Veränderungen der 
nationalen oder internationalen Wirtschaftslage 
müssen die Planungen deshalb der neuen Lage an- 
gepaßt werden. 

Im übrigen konzentrieren sich die Ausführungen — 
wie in den bisherigen Jahres wirtschaftsberichten — 
auf die gesamtwirtschaftlich relevanten Teile der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, Weitergehende In- 
formationen über einzelne Aktionsbereiche können 
den im Laufe des Jahres vorzulegenden Einzelbe- 
richten entnommen werden. 


I. Politik zur globalen Beeinflussung des 
Wirtschaftsprozesses 

13 . Die Bundesregierung hält es in der gegenwär- 
tigen Lage für notwendig, alle wirtschafts- und 
finanzpolitischen Aktivitäten vorrangig auf die sta- 
bilitätsgerechte Überwindung der derzeitigen Schwä- 
cheperiode der deutschen Wirtschaft und die Einlei- 
tung eines Aufschwungs in Stabilität zu konzen- 
trieren. Eine vor allem von einer stärkeren Investi- 
tionstätigkeit getragene Belebung der Binnennach- 
frage bedeutet zugleich eine bessere Absicherung 
gegenüber möglichen weitergehenden Risiken aus 
dem internationalen Bereich. 

Mit der Steuer- und Kindergeldreform sowie dem 
„Programm zur Förderung von Beschäftigung und 
Wachstum bei Stabilität" vom 12. Dezember 1974 
sind die Weichen der globalen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik für 1975 gestellt und die wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen abgesteckt. Für die Dis- 
positionen und Entscheidungen in der Wirtschaft 
ist damit in einer insgesamt unsicheren Lage eine 
wichtige Grundlage gelegt und ein wesentliches Ele- 
ment der Sicherheit geschaffen worden. Die Wirkun- 
gen dieser Maßnahmen werden sich erst im weiteren 
Jahresverlauf zeigen. 

14 . Auf der Grundlage dieser Beschlüsse ist im 
einzelnen für 1975 folgende Wirtschafts- und Finanz- 
politik festgelegt bzw. wird für erforderlich gehal- 
ten: 

Geld- und Kreditpolitik 

a) Nach übereinstimmender Auffassung von Bun- 
desregierung und Bundesbank soll die Geld- 
mengenentwicklung so gesteuert werden, daß so- 
wohl dem angestrebten realen Wachstum der 


Wirtschaft der notwendige Spielraum eingeräumt 
als auch gleichzeitig die Preissteigerungsrate 
schrittweise abgebaut wird. Dieser doppelten 
Zielsetzung dürfte 1975 ein Wachstum der Zen- 
tralbankgeldmenge von etwa 8 Vo im Jahresver- 
lauf entsprechen. Eine derartige Zuwachsrate 
würde nach heutigem Informationsstand eine 
Kredit- und Zinsentwicklung ermöglichen, welche 
die Investitionstätigkeit erleichtern und die Be- 
schäftigungslage verbessern kann. Sie würde 
gleichzeitig die Erhöhungsspielräume für Kosten 
und Preise auf das für die weitere Stabilisierung 
notwendige Maß begrenzen. Die Bundesregie- 
rung macht alle Entscheidungsträger auf diesen 
monetären Rahmen aufmerksam. Ein Mißachten 
des durch die Geldmengensteuerung gesetzten 
Gesamtrahmens durch die am Wirtschaftsprozeß 
Beteiligten würde die Risiken für Wachstum und 
Beschäftigung vergrößern. 

b) Der Außenwert der D-Mark wird bei dem der- 
zeitigen Wechselkurssystem weitgehend von den 
Marktkräften bestimmt. Dies dürfte sowohl für 
die Bundesrepublik als Überschußland als auch 
für die Defizitländer dazu beitragen, die Zah- 
lungsbilanzen ins Gleichgewicht zu bringen und 
im Interesse der Stabilität liegen. Eine Bestim- 
mung des Außenwertes der Währungen durch die 
längerfristig wirksamen Marktkräfte würde die 
angestrebte Expansion der Binnennachfrage er- 
möglichen und es der Bundesbank gestatten, eine 
Politik zu verfolgen, welche die Investitionstätig- 
keit anregt, die Beschäftigungslage verbessert 
und die staatliche Finanzierung erleichtert. Diese 
Politik könnte ihrerseits Sekundärwirkungen auf 
die Entwicklung des DM-Wechselkurses haben 
und würde eine zu starke Aufwertungstendenz 
bremsen. 

c) Zur Förderung von Investitionen mittlerer und 
kleiner Unternehmen werden im ERP-Wirt- 
schaftsplan 1975 500 Millionen DM und von der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau mindestens 
1 Milliarde DM als Finanzierungshilfen zur Ver- 
fügung gestellt. Bei Bedarf sollen diese Mittel 
im Vorgriff auf 1976 aufgestockt werden. Die 
Konzentration der Mittel des ERP-Sondervermö- 
gens auf den mittelständischen Bereich soll wei- 
ter verstärkt werden. 

Steuerpolitik 

d) Aufgrund der Steuer- und Kindergeldreform wird 
1975 die Kaufkraft breiter Schichten der Bevöl- 
kerung um ca. 14 Mrd. DM gestärkt. Dabei wer- 
den vor allem die Einkommen der meisten Ar- 
beitnehmer und eines Teils der Selbständigen 
entlastet. Hieraus können zusätzliche Impulse für 
den privaten Verbrauch, aber auch für die In- 
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vestitionstätigkeit erwartet werden; im übrigen 
ergeben sich auch Entlastungen im Gewerbe- 
steuerbereich durch Erhöhung des Gewerbe- 
steuerfreibetrages auf 15 000 DM und Ausdeh- 
nung der Ertragsstufen mit ermäßigten Gewerbe- 
steuermeßzahlen. 

e) Durch die im Dezember 1974 neu eingeführten 
Investitionszulagen, insbesondere durch die be- 
fristete allgemeine Investitionszulage, erhält die 
private Investitionstätigkeit auf breiter Front 
gewichtige Impulse. Es wird erwartet, daß da- 
durch schon im Verlaufe des Jahres 1975 die In- 
vestitionstätigkeit insgesamt belebt und die Be- 
schäftigungslage verbessert wird. Allein durch 
zeitliches Vorziehen von ursprünglich für einen 
späteren Zeitpunkt geplanten Investitionen wer- 
den multiplikative Wirkungen im Investitions-, 
Besdiäftigungs- und Einkommensbereich ausge- 
löst, die rezessiven Tendenzen entgegenwirken 
und neue Nachfrageimpulse freisetzen. 

Im einzelnen handelt es sich um gewinnunabhän- 
gige Investitionszulagen in Höhe von 7,5 ®/o der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die nach 
erfolgter Investition bzw. Teilherstellung oder 
Anzahlung auf Antrag von den Finanzämtern 
ausgezahlt werden. Sie gelten 

— befristet für alle Investitionsgüter, die nach 
dem 30. November 1974 und vor dem 1. Juli 
1975 bestellt werden oder mit deren Herstel- 
lung (im Falle der Selbstherstellung) in die- 
sem Zeitraum begonnen wird; diese Investi- 
tionen müssen allerdings im Regelfall vor dem 
1. Juli 1976, bei Gebäuden vor dem 1. Juli 

1977 und in besonderen Fällen vor dem 1. Juli 

1978 geliefert oder fertiggestellt sein, 

— unbefristet — und gegebenenfalls zusätzlich 
zu der befristeten Investitionszulage — für 
bestimmte Investitionen, die in besonderem 
Maße der Einsparung von Energie dienen; 
durch diese Dauermaßnahmen soll zusätzlich 
eine rationellere Energieversorgung gefördert 

, werden. 

Beide Investitionszulagen werden zusätzlich zu 
den schon bisher bestehenden Investitionszulagen 
für bestimmte Regionen und für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen gewährt. 

Soweit Bauträgergesellschaften und Private nach 
dem 30. November 1974 und vor dem 1. Juli 
1975 Mietwohnungen im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus bauen und die befristete Investi- 
tionszulage nicht in Anspruch nehmen können, 
erhalten sie bei Erfüllung entsprechender Frist- 
voraussetzungen auf Antrag einen gewinnunab- 
hängiqen Investitionszuschuß gleichfalls in Höhe 
von 7,5 Vo. 

f) Durch die Ausdehnung der Steuervergünstigung 
des § 7 b EStG auf bestimmte Fälle des Zweit- 
erwerbs von Einfamilienhäusern, Zweifamilien- 
häusern und Eigentumswohnungen werden die 
Absatzmöglichkeiten in der Wohnungswirtschaft 
verbessert und die Anpassungsprozesse im Woh- 
nungsbau erleichtert. Ergänzend wird gleichzei- 
tig der Zweiterwerb unter bestimmten Voraus- 


setzungen von der Grunderwerbsteuer freige- 
stellt. 

g) Die Bundesregierung prüft darüber hinaus, ob zur 
dauerhaften Verbesserung der Finanzierungs- 
möglichkeiten vor allem der mittleren und klei- 
neren Unternehmen ein begrenzter Verlustrück- 
trag (Carry-back-Regelung) eingeführt werden 
kann. 

h) Steuererhöhungen sind von der Bundesregierung 
nicht geplant. 

Haushaltspolitik 

i) Die in den bisher bekannten Haushaltsplanun- 
gen der Gebietskörperschaften für 1975 vorge- 
sehenen Ausgabenansätze mit einem Zuwachs 
gegenüber den Haushaltsplänen für 1974 von im 
Durchschnitt 10 bis 11 Vo entsprechen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung den derzeit abseh- 
baren konjunkturpolitischen Erfordernissen die- 
ses Jahres und wirken nachfragestützend. Kei- 
nesfalls sollten bei Bund, Ländern sowie Gemein- 
den und Gemeindeverbänden die bisherigen In- 
vestitionsplanungen in der derzeitigen Lage an 
reduzierte Einnahmeerwartungen angepaßt wer- 
den. 

Die vom öffentlichen Gesamthaushalt ausgehen- 
den expansiven Wirkungen werden noch dadurch 
verstärkt, daß die im Bundeshaushalt 1975 vor- 
gesehenen Investitionen durch die Haushaltsfüh- 
rung des Bundes 1975 soweit möglich in die erste 
Jahreshälfte vorgezogen werden und neue In- 
vestitionsvorhaben bereits vor Verkündung des 
Haushaltsgesetzes 1975 begonnen werden kön- 
nen. Auch die investiven Maßnahmen von Län- 
dern und Gemeinden sollten zeitlich vorgezogen 
werden. 

j) Die insbesondere zur Verbesserung der Energie- 
versorgung und zur Verstärkung der öffent- 
lichen Investitionen im Baubereich beschlosse- 
nen zusätzlichen Ausgaben des Bundes in Höhe 
von 1,130 Mrd. DM werden im Verlauf des Jah- 
res 1975 nachf rage wirksam. Bei der Auswahl der 
Projekte wurde besonderer Wert auf raschen 
konjunkturellen Anstoßeffekt bei möglichst nie- 
drigen Folgekosten gelegt. — Für arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen ist ein Gesamtbetrag von 
600 Millionen DM vorgesehen (vgl. Ziffer 141). 

k) Im Zusammenhang mit der Finanzierung der 
öffentlichen Ausgaben zur Sicherung von Investi- 
tionen und Beschäftigung wird ein Teil der als 
Konjunkturausgleichsrücklagen auf Sonderkonten 
bei der Deutschen Bundesbank angesammelten 
Beträge freigegeben, und zwar 

— die bislang stillgelegten Mittel aus dem Zu- 
schlag zur Einkommen- und Körperschaft- 
steuer (Stabilitätszuschlag) in Höhe von rd. 
3,5 Mrd. DM 

— sowie die restlichen Mittel aus der Investi- 
tionsteuer; von den insgesamt stillgelegten 
Mitteln in Höhe von 1 Mrd. DM wurden be- 
reits 0,9 Mrd. DM zur Finanzierung des Son- 
derprogramms vom 25. September eingesetzt. 
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Die noch aufkommenden Beträge aus diesen Son- 
dersteuern werden künftig nicht mehr stillgelegt, 
sondern bei der Einkommen- bzw. Umsatzsteuer 
vereinnahmt. — Aus den freigegebenen Rück- 
lagen von 4 V 2 Mrd. DM fließen den Ländern und 
Gemeinden insgesamt Mittel in Höhe von 2,4 
Mrd. DM ZU; dies wird die Finanzierung ihrer 
Haushalte 1975 erleichtern helfen. Der Bund be- 
hält sich vor, im weiteren Verlauf des Jahres 
auch das Aufkommen aus der Stabilitätsanleihe 
zur Begrenzung seines Nettokreditbedarfs ganz 
oder teilweise in Anspruch zu nehmen. 

Die Bundesregierung geht in Übereinstimmung 
mit Sachverständigenrat, Konjunkturrat für die 
öffentliche Hand und der Deutschen Bundesbank 
davon aus, daß der insbesondere durch die 
Steuer- und Kindergeldreform sowie konjunktur- 
bedingte Steuerausfälle sich ergebende hohe Kre- 
ditbedarf der öffentlichen Hand am Kapitalmarkt 
gedeckt werden kann. 

Die Deckung des Kreditbedarfs für die Finanzie- 
rung der öffentlichen Haushalte und die Ein- 
schleusung der Mittel aus den Konjunkturaus- 
gleichsrücklagen und der Stabilitätsanleihe in 
den Geldkreislauf erfolgt in Abstimmung mit den 
geldpolitischen Erfordernissen. 


Arbeitsmarktpolitik 

1) Durch regional gezielte und befristete Hilfen soll 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt bereits kurzfristig 
bis zur Wirksamkeit der allgemeinen konjunktur- 
politischen Anstoß eff ekte verbessert werden. 
Diese Hilfen umfassen 

— Lohnkostenzuschüsse an Arbeitgeber, die län- 
gerfristig Arbeitslose einstellen und damit die 
Zahl ihrer Beschäftigten erhöhen. Mit den 
bereitgestellten Mitteln können bis 90000 zu- 
zätzliche Einstellungen erfolgen. 

— Mobilitätszulagen an Arbeitnehmer, die län- 
gerfristig arbeitslos waren und deren neuer 
Arbeitsplatz in einer anderen Gemeinde liegt 
oder deren Bruttoarbeitsentgelt um mehr als 
10 Vo das des letzten Arbeitsverhältnisses un- 
terschreitet oder die eine andersartige Tätig- 
keit ohne höheres Bruttoarbeitsentgelt aus- 
übten. Diese Mobilitätszulagen können auch 
an Arbeitnehmer gewährt werden, die in eine 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz geförderte 
Maßnahme der beruflichen Bildung mit Voll- 
zeitunterricht eintreten. Mit den bereitgestell- 
ten Mitteln können bis zu 200 000 Arbeitsauf- 
nahmen gefördert werden. 

— Um in der Übergangszeit bis zur erwarteten 
Konjunkturbelebung die Weiterbeschäftigung 
von Arbeitskräften, die bereits längere Zeit 
nur in Kurzarbeit beschäftigt werden konnten, 
zu ermöglichen, ist die gesetzlich festgelegte 
Höchstdauer des Bezugs von Kurzarbeitergeld 
von 12 Monaten auf 24 Monate verlängert 
worden. 


m) Preis- und einkommenspolitisches Verhalten 

Bundesregierung und Bundesbank können mit 
ihren Entscheidungen und Maßnahmen für die 
notwendige Verbesserung der Beschäftigungs- 
lage und die Einleitung eines stabilitätsgerechten 
Aufschwungs im wesentlichen nur Impulse geben 
und den Rahmen abstecken, über die tatsäch- 
liche Ausfüllung dieses Rahmens und die Ver- 
wirklichung der angestrebten gesamtwirtschaft- 
lichen Zielsetzung entscheiden in unserer Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsordnung weitgehend 
die autonomen Kräfte in der Wirtschaft selbst. 
Unternehmen und Tarifpartner tragen damit nicht 
nur eine einzelwirtschaftliche, sondern zugleich 
auch eine gesamtwirtschaftliche Verantwortung. 
Die Bundesregierung stellt allen Beteiligten mit 
diesem Jahreswirtschaftsbericht und der Jahres- 
projektion gemäß § 3 des Stabilitäts- und Wachs- 
tumsgesetzes neue Orientierungsdaten für 1975 
zur Verfügung. Sie verweist in diesem Zusam- 
menhang insbesondere auch auf den von ihr 
unterstützten Grundsatzbeschluß der Bundesbank 
zur Entwicklung der Zentralbankgeldmenge 
[siehe Ziffer 14 a)]. Entscheidungen, die diesen 
Rahmen nicht ausreichend berücksichtigen, sind 
— wie die Entwicklung 1974 gezeigt hat — so- 
wohl für die Betroffenen als auch für die Gesamt- 
wirtschaft mit hohen Risiken verbunden. Kurz- 
fristige Vorteile aufgrund von preis- und ein- 
kommenspolitischen Entscheidungen, die nicht im 
Einklang mit den Marktbedingungen und den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen stehen, 
können sich leicht als Scheinerfolge mit negati- 
ven Rückwirkungen in anderen Bereichen er- 
weisen. 

Der angestrebte stabilitätsgerechte Aufschwung 
und insbesondere die Stärkung der Investitions- 
tätigkeit setzen im unternehmerischen Bereich 
nicht nur entsprechende Investitionsentscheidun- 
gen, sondern auch preispolitische Vernunft vor- 
aus. Weitere Fortschritte in der Preisniveau- 
stabilisierung sind für eine dauerhafte Verbes- 
serung des Investitionsklimas unerläßlich. In der 
derzeitigen wirtschaftlichen Situation geht es im 
Bereich der Einkommenspolitik vor allem darum, 
den beschäftigungs- und wachstumspolitisch not- 
wendigen Investitionen genügend Raum zu geben 
und die Kostenentwicklung in Grenzen zu halten. 
Dies dürfte um so eher möglich sein, als die Tarif- 
parteien bei ihren Entscheidungen angesichts der 
bisherigen Stabilitätserfolge und der sich ab- 
schwächenden Rohstoff- und Zinskostenentwick- 
lung nunmehr auf eine weitere Preisstabilisie- 
rung setzen können. Hinzu kommt, daß die 
Steuer- und Kindergeldreform bereits eine Ver- 
besserung der Nettoeinkommen der Arbeitneh- 
mer von durchschnittlich 3 Vo für 1975 bedeutet. 

Die derzeitige gesamtwirtschaftliche Schwäche 
kann umso rascher überwunden werden, je mehr 
sich alle Beteiligten der durch die außergewöhn- 
liche Problemkonstellation gezogenen Grenzen 
bewußt sind und danach handeln. Eine fundierte 
Verbesserung der binnenwirtschaftlichen Lage ist 
zugleich auch ein wichtiger Schutz gegenüber 
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etwaigen zusätzlichen Risiken aus dem inter- 
nationalen Bereich. 

15 . Die Wirtschaftslage am Beginn des Jahres 1975 
und die Perspektiven für die weitere Entwicklung 
sind am 15. Januar 1975 im Rahmen der Konzertier- 
ten Aktion beraten worden. 

Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand befaßte 
sich am 28. Januar 1975 mit der Wirtschaftslage und 
den Entwicklungsaussichten für den weiteren Jahres- 
verlauf. Er erörterte insbesondere den Entwurf des 
Jahreswirtschaftsberichts 1975 mit den Eckwerten 
der Jahresprojektion. 


II. Wirtschaftspolitik im europäischen und 
internationalen Zusammenhang 

16 . Für die europäische und weltwirtschaftliche 
Entwicklung fällt den wichtigsten Welthandelsnatio- 
nen eine große internationale Verantwortung zu, 
denn die Weltkonjunktur wird weitgehend beein- 
flußt von der Wirtschaftslage dieser Länder, Die 
Bundesregierung ist sich dieser internationalen Ver- 
antwortung der Bundesrepublik bewußt und hat ihre 
konjunkturpolitischen Maßnahmen mit den Partnern 
im internationalen Bereich abgestimmt. Das Pro- 
gramm vom 12. Dezember 1974 zur Förderung von 
Beschäftigung und Wachstum bei Stabilität hat zum 
Ziel, zusammen mit den Impulsen aus der Steuer- 
und Kindergeldreform die Binnennachfrage anzure- 
gen; eine solche Belebung der Wirtschaftsaktivität 
wird zugleich den rezessiven Tendenzen in der 
Weltwirtschaft entgegenwirken und zu einer Ver- 
ringerung der Zahlungsbilanzdefizite bei unseren 
Handelspartnern beitragen. 

Die gleichzeitige Bekämpfung der Weltinflation, die 
Abwehr weltweiter Stagnationsgefahren sowie die 
Bewältigung der strukturellen Konsequenzen aus 
der Ölkrise erfordern eine enge Abstimmung der 
nationalen Wirtschaftspolitiken sowohl im interna- 
tionalen als auch insbesondere im europäischen Rah- 
men. 

Um die Beschäftigung nachhaltig zu stabilisieren 
und die Preissteigerungsraten zu drücken, hält die 
Bundesregierung insbesondere in der Gemeinschaft 
eine stärkere Konvergenz der nationalen Wirt- 
schaftspolitiken für unerläßlich. Dabei müssen die 
konvergierenden Politiken auf gemeinschaftliche 
Zielsetzungen ausgerichtet sein und sich auf stän- 
dige, wirksame Konsultationsmechanismen stützen. 
Die Bundesregierung hat sich bei ihrer Wirtschafts- 
und Finanzpolitik stets auch von dem Gedanken 
der europäischen Solidarität leiten lassen. Sie wer- 
tet ihre auf der Pariser Gipfelkonferenz am 
9./10. Dezember 1974 gegebene Zustimmung zur Er- 
richtung eines Europäischen Regionalfonds als wich- 
tigen Beitrag dazu. 

Europäische Wirtschafts- und Währungspolitik 

17 . Die Bundesregierung wertet das gemeinsame - 
Bekenntnis der Regierungschefs vom 9./10. Dezem- 


ber 1974 zu den Zielen, die sie sich auf der Pariser 
Gipfelkonferenz 1972 für die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion gesetzt hatten, als Schritt zur Konsoli- 
dierung des Integrationsstandes der Gemeinschaft. 

Nachdem der Übergang in eine zweite Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion zum Jahresbeginn 
1974 nicht vollzogen werden konnte, waren substan- 
tielle Fortschritte in diesem Bereich im Jahresver- 
lauf 1974 nicht möglich, zumal der anläßlich der 
Energiekrise offen zu Tage getretene Integrations- 
stillstand im Frühjahr 1974 der Wirtschafts- und 
Währungsunion durch die Gefährdung der Zoll- 
union die Basis zu entziehen drohte. 

Das erneuerte Bekenntnis der Gemeinschaft zu einer 
Entwicklung zur Wirtschafts- und Währungsunion 
zielt darauf ab, die Entscheidungen zur Koordinie- 
rung der nationalen Wirtschaftspolitiken hieran aus- 
zurichten. 

Die Regierungschefs haben auf der Gipfelkonferenz 
am 9./10. Dezember 1974 gemeinsame Orientierun- 
gen für die Konvergenz der zukünftigen Wirtschafts- 
politik beschlossen. Sie ließen sich dabei von den 
inzwischen von allen Mitgliedsländern gemachten 
Erfahrungen leiten, daß der kontinuierlichen Ab- 
stimmung und engen Koordinierung der Wirtschafts- 
politik bei der Erzielung von Integrationsfortschrit- 
ten, nicht zuletzt aber auch für die soziale Stabilität 
in der Gemeinschaft, eine dominante Rolle zukommt. 
Diese Orientierungen sehen vor, daß die Mitglied- 
staaten mit Zahlungsbilanzüberschuß eine Wirt- 
schaftspolitik betreiben sollen, die die Inlandsnach- 
frage anregt und durch die ein hohes Beschäftigungs- 
niveau erhalten wird, ohne daß dabei neue inflatio- 
näre Impulse geschaffen werden. Ein solches Vorge- 
hen soll es auf der anderen Seite Ländern mit erheb- 
lichem Zahlungsbilanzdefizit erleichtern, ohne Rück- 
griff auf protektionistische Maßnahmen eine Politik 
zu betreiben, die eine Verbesserung der Zahlungs- 
bilanz, ein zufriedenstellendes Beschäftigungsniveau 
sowie eine Stabilisierung der Kosten sicherstellt. 

Bei der Umsetzung dieser Orientierungen in die po- 
litische Praxis, mit der die Wirtschafts- und Finanz- 
minister beauftragt sind, hält die Bundesregierung 
die strikte Anwendung der bisherigen Ratsbeschlüs- 
se hinsichtlich der Konsultations- und Koordinie- 
rungsverfahren für notwendig. Nach unveränderter 
Auffassung der Bundesregierung können diese Ko- 
ordinierungsmechanismen jedoch, so umfassend und 
effizient sie auch immer angewandt werden, kein 
Ersatz für eine kohärente Politik der Gemeinschaft 
sein, zu deren Ausübung die Organe der Gemein- 
schaft mit den erforderlichen Kompetenzen ausge- 
stattet werden müssen. 

Zur Sicherstellung der materiellen Kohärenz der na- 
tionalen Wirtschaftspolitiken mißt die Bundesregie- 
rung im Rahmen der Gemeinschaft einer kontinuier- 
lichen Stabilitätsorientierung der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik hohen Rang zu, und zwar für Defizit- 
wie für Überschußländer. Denn nur eine solche dau- 
erhafte Stabilitätsorientierung kann die Konkurrenz- 
fähigkeit der Defizitländer auf den Auslandsmärk- 
ten verstärken, die zur nachhaltigen Zahlungsbilanz- 
sanierung erforderlich bleibt. 
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18 . Die Währungspolitik in der Gemeinschaft wird 
auch 1975 unter dem Zeichen der Ölpreisentwick- 
lung und deren Folgen stehen. Nachdem der Rat 
eine Verordnung über Gemeinschaftsanleihen für 
Zahlungsbilanzkredite an die durch den Ölpreisan- 
stieg besonders hart betroffenen Mitgliedstaaten 
verabschiedet hat, werden 1975 die Verhandlungen 
mit den kapitalgebenden Staaten beginnen. Die Bun- 
desregierung ist der Auffassung, daß die Kreditauf- 
nahme möglichst direkt bei den ölproduzierenden 
Ländern erfolgen sollte. Sie wird dabei ihr besonde- 
res Augenmerk darauf richten, daß die wirtschafts- 
und währungspolitischen Bedingungen zur Wieder- 
herstellung des binnen- und außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts des Kreditnehmers beitragen. 

Hauptsächlich infolge der Ölkrise ist ein weiterer 
Mitgliedstaat Anfang 1974 aus dem gemeinsa- 
men Wechselkursverbund ausgeschieden, so daß 
jetzt nur noch fünf Mitgliedstaaten an dem innerge- 
meinschaftlichen Wechselkurssystem teilnehmen. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
kleine europäische „ Währung s schlänge" aufrecht- 
erhalten werden sollte, nicht zuletzt deshalb, weil 
sie als Kern für den Anschluß der jetzt freifloaten- 
den Mitgliedswährungen zu einem späteren Zeit- 
punkt fortbestehen sollte. Dieser Anschluß dürfte 
allerdings erst dann möglich und sinnvoll sein, wenn 
die gegenwärtig noch sehr starke Divergenz der 
Wirtschaftsentwicklung in den Mitgliedstaaten, ins- 
besondere zwischen den freifloatenden und den am 
innergemeinschaftlichen Wechselkurssystem teilneh- 
menden Mitgliedstaaten überwunden ist. 

Schließlich werden sich die Gemeinschaftsgremien 
mit der Schaffung einer an einen europäischen Wäh- 
rungskorb gebundenen gemeinschaftlichen Rech- 
nungseinheit befassen. Der Vorschlag, mit dessen 
Prüfung bereits 1974 begonnen wurde, ist jedoch so 
komplex, daß er 1975 in einem größeren Rahmen 
weiter erörtert werden muß. Die Bundesregierung 
wird dabei besonders darauf zu achten haben, ob 
die Einführung eines solchen Rechnungseinheits- 
Typs in den verschiedenen Anwendungsbereichen 
ratsam und in der derzeitigen Lage zweckmäßig ist. 

19 - Die Möglichkeiten für eine an gemeinsamen 
Zielen ausgerichtete Wirtschaftspolitik auf Gemein- 
schaftsebene werden vor allem durch die innerhalb 
der Gemeinschaft bestehenden Kosten-, Produk- 
tivitäts- und Einkommensunterschiede beeinträch- 
tigt. Die Bemühungen um eine gemeinschaftliche 
Örientierung der globalen Wirtschafts- und Finanz- 
politik müssen daher Struktur- und arbeitsmarkt- 
politisch flankiert werden. Auf diese Weise kann 
mittelfristig auch ein Beitrag zur Verringerung der 
wirtschaftspolitischen Zieldisparitäten geleistet wer- 
den. 

Eine wichtige Aufgabe kommt dabei der Regional- 
politik zu. Die von den Regierungschefs am 9./10. De- 
zember 1974 festgelegten politischen Leitlinien müs- 
sen in konkretes Gemeinschaftsrecht umgesetzt 
werden. Die Bundesregierung wird sich dafür ein- 
setzen, daß der Rat rasch die erforderlichen Be- 
schlüsse faßt. 


Dazu muß eine koordinierte Gemeinschaftsaktion 
auf dem Arbeitsmarkt treten. Die Mitgliedstaaten 
müssen in Verbindung mit den interessierten Orga- 
nisationen ihre Arbeitsmarktpolitiken aufeinander 
abstimmen und die vorrangigen Ziele festlegen. 

Unabdingbare Basis für die Gemeinschaft wird auch 
in Zukunft der Gemeinsame Markt sein. Die zwi- 
schen den Mitgliedstaaten noch bestehenden Hin- 
dernisse für den freien Waren- und Dienstleistungs- 
verkehr und für die Kooperation über die natio- 
nalen Grenzen hinaus müssen weiter abgebaut wer- 
den. Die in der Entschließung des Rates zur Indu- 
striepolitik vom Dezember 1973 enthaltenen Grund- 
sätze gelten fort. 


Internationale Währungspolitik 

20 . Die internationale Währungssituation wird 
auch im Jahre 1975 voraussichtlich durch große 
Leistungsbilanzungleichgewichte und umfangreiche 
internationale Kapitalbewegungen gekennzeichnet 
sein, zumal bei Aufrechterhaltung der jetzigen Öl- 
preise. Die zumindest vorerst noch begrenzte Ab- 
sorptionsfähigkeit der Ölexportländer wird erst 
allmählich eine größere Begleichung der Ölrech- 
nung durch Güterexporte der ölimportierenden Län- 
der ermöglichen. In dieser Konstellation ist eine 
enge internationale Zusammenarbeit besonders 
wichtig, damit das Währungssystem vor Unordnung 
bewahrt und der freie Welthandel aufrechterhalten 
bleibt. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird voraussicht- 
lich auch 1975 noch als eines von wenigen Indu- 
strieländern einen Leistungsbilanzüberschuß erzie- 
len. Die Bundesregierung strebt jedoch eine konti- 
nuierliche Verringerung dieses Überschusses an. 
Sie hat mit ihrem Konjunkturprogramm vom 12. De- 
zember 1974 eine wichtige Voraussetzung für wach- 
sende Importe geschaffen. Es hängt nun nicht zu- 
letzt von dem Erfolg der Stabilitätspolitik im Aus- 
land ab, in welchem Ausmaß künftig vermehrt Güter 
in den deutschen Markt exportiert und die Nach- 
frage unserer Handelspartner in. größerem Umfang 
aus der heimischen Produktion gedeckt werden 
können. Eine verbesserte Wettbewerbsfähigkeit 
und Angebotsstruktur der Defizitländer ist ferner 
eine der Voraussetzungen dafür, daß sie einen zu- 
nehmenden Anteil der wachsenden Nachfrage der 
Ölexportländer befriedigen. 

21 . Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Freiheit der Kursbildung auf absehbare Zukunft 
bestehen bleiben wird. Sie hat sich bewährt und 
wird auch künftig ein wichtiges Instrument zur An- 
passung von Überschuß- und Defizitsituationen sein. 
Flexible Wechselkurse erleichtern überdies die Be- 
wältigung der umfangreichen internationalen Kapi- 
talbewegungen, wenn diese nicht von allzu kurz- 
fristigen Überlegungen geleitet sind. 

Neben den Bestrebungen zur Anpassung der Zah- 
lungsbilanzungleichgewichte in den Ölimportlän- 
.dern stellt sich der internationalen Währungspolitik 
die Aufgabe, für eine zweckmäßige und störungs- 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3197 


freie Anlage der Devisenüberschüsse Ölproduzie- 
render Länder zu sorgen. 

Zu einem allerdings noch recht geringen Teil haben 
die Ölländer bisher ihre Mittel direkt in die Länder 
geleitet, die diese zum Ausgleich der Zahlungsbilanz 
bedürfen. Die Bundesregierung begrüßt das und er- 
mutigt die Ölländer, dies künftig in größerem Um- 
fang zu tun. 

Zum anderen haben die Finanzmärkte eine bemer- 
kenswerte Fähigkeit als Mittler zwischen Uber- 
schuß- und Defizitländern bewiesen. Die Bundes- 
regierung ist zuversichtlich, daß die Märkte auch 
künftig einen erheblichen Teil der Rückschleusungs- 
aufgabe bewältigen werden. Die Größenordnung der 
Transaktionen ist allerdings ohne Beispiel. Die Ka- 
pazität des Bankensystems darf nicht überfordert 
werden. Um seine Funktionsfähigkeit zu stärken, 
ist es notwendig, das Risiko von Zusammenbrüchen 
und Kettenreaktionen so gering wie möglich zu 
halten. Die Liquiditäts- und Bonitätssicherung im 
Bankensektor ist in erster Linie Sache der natio- 
nalen Instanzen. Die Bundesrepublik hat für ihren 
Bereich hierzu neue Instrumente geschaffen und be- 
stehende ergänzt. Darüber hinaus wird sie weiter- 
hin auf engere internationale Zusammenarbeit drän- 
gen, um zu einer besseren Transparenz und Ab- 
sicherung der Finanzmärkte zu gelangen. 

In Ergänzung der direkten und der marktvermittel- 
ten Rückschleusung sind auch in diesem Jahr multi- 
laterale Kanäle zur Lenkung der Ölexportüber- 
schüsse in die bedürftigen Länder erforderlich. Die 
Bundesregierung* hat sich daher für die rasche Ver- 
abschiedung einer gegenüber dem Vorjahr auf 
5 Mrd. Sonderziehungsrechte vergrößerten Ölfazili- 
tät für 1975 des Internationalen Währungsfonds ein- 
gesetzt. Sie wird ferner an einer Solidaritätsverein- 
barung der OECD-Mitgliedsländer mitwirken, die 
der gegenseitigen Hilfeleistung bei ernsthaften Zah- 
lungsbilanzschwierigkeiten nach Ausschöpfung aller 
sonstigen Finanzierungsmöglichkeiten dienen soll. 
Die Vereinbarung umfaßt einen Quotenrahmen von 
25 Mrd. US-Dollar über einen Zeitraum von zwei 
Jahren. 

Die Bundesregierung mißt der Freiheit des inter- 
nationalen Kapitalverkehrs nach wie vor heraus- 
ragende Bedeutung für die Entwicklung der arbeits- 
teiligen Weltwirtschaft bei. Eine einseitige Konzen- 
tration internationaler Kapitalanlagen in einzelnen 
Wirtschaftszweigen und Unternehmen sollte dabei 
jedoch vermieden werden. 

Außenwirtschaftspolitik 

22 . Die Probleme der Außenwirtschaft sind durch 
die gegenwärtige Lage der Weltwirtschaft dring- 
licher und schwieriger geworden als noch vor Jah- 
resfrist. Vor allem die großen, anhaltenden Zah- 
lungsbilanzschwierigkeiten wichtiger Partnerländer 
sowie die hartnäckigen Inflationstendenzen in den 
meisten westlichen Industrieländern haben die Ge- 
fahr von tiefgreifenden Störungen der Weltwirt- 
schaft erheblich verstärkt. Diese Gefahr muß wegen 
der starken Verflechtung der Bundesrepublik 
Deutschland in die Weltwirtschaft sehr ernst genom- 
men werden. 


Oberstes Ziel der Außenwirtschaftspolitik ist und 
bleibt die Erhaltung des freien, zwischenstaatlichen 
Güter- und Leistungsaustausches. Diese Politik ver- 
langt heute eine Verstärkung der multilateralen 
Zusammenarbeit, da sonst die Gefahr eines Rückfalls 
in protektionistische Alleingänge mit nachfolgenden 
Kettenreaktionen droht. Bei der Verfolgung dieser 
Politik geht es nicht nur um die Sicherung bewähr- 
ter Grundregeln der weltwirtschaftlichen Ordnung, 
sondern auch um eine Förderung der notwendigen 
Anpassung an neue Daten und Strukturen. Dieses 
Konzept muß auch den außenwirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen der EG zugrunde liegen. 

23 . Einen Aktionsbereich der Außenwirtschafts- 
politik sieht die Bundesregierung 1975 einmal in den 
kommenden multilateralen GATT- Verhandlungen. 
Neben den bereits in Tokio beschlossenen Themen 
(Zollabbau, nichttarifäre Handelshemmnisse, Schutz- 
klauseln, Sektorenfragen, landwirtschaftliche und 
tropische Produkte) wird auch der sehr aktuell ge- 
wordene breite Komplex der Exportbeschränkungen 
eingehend behandelt werden müssen. 

Nachdem der US-Kongreß das Handelsreformgesetz 
Ende Dezember 1974 verabschiedet hat, geht die 
Bundesregierung davon aus, daß mit den eigent- 
lichen Handelsverhandlungen im Rahmen des GATT 
Anfang 1975 begonnen wird. 

Außerdem ist eine Verlängerung des um die Jahres- 
mitte auslaufenden handelspolitischen „Stillhalte- 
abkommens" der OECD-Mitgliedstaaten anzustre- 
ben. Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, daß eine 
solche Vereinbarung — die OECD-Mitgliedstaaten 
bestreiten immerhin fast 70 Vo des Welthandels — 
Störungen im internationalen Handel verhindern 
helfen kann, obwohl das Ausmaß der Schwierigkei- 
ten bei einer Reihe von bedeutenden Defizitländern 
beträchtlich ist. 

Die multilaterale Zusammenarbeit zur Erhaltung und 
Verbesserung der internationalen Arbeitsteilung 
wird durch das Mittel der Kooperation ergänzt, wo- 
durch auch der Wirtschaftsverkehr mit den Staats- 
handelsländern und zu den Entwicklungsländern ge- 
fördert werden kann. Die Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, daß auf diesem Weg die wirtschaftliche 
Entwicklung dieser Länder und die internationale 
Arbeitsteilung vorangetrieben und verbessert wird. 
Dabei dürfen aber nicht die Regeln der multilatera- 
len Zusammenarbeit oder der Wettbewerb behin- 
dert werden. 

24 . Im abgelaufenen Jahr konnten beachtliche Fort- 
schritte in der Entwicklung der Wirtschaftsbeziehun- 
gen mit den Staatshandelsländern auf diesem Wege 
erreicht werden. Diese Politik soll fortgesetzt wer- 
den. Die Bundesregierung ist sich dabei darüber 
im klaren, daß einer Ausweitung bestimmte öko- 
nomische und finanzielle Grenzen gesetzt sein wer- 
den. Gedacht ist — neben einer intensiven Vermitt- 
lungstätigkeit in den Kooperationsausschüssen — 
an die Schaffung bestimmter Einrichtungen zur Han- 
delsförderung (z. B. Informationsarbeit, Marktbera- 
tung) bis zur Ausweitung der Messe- und Ausstel- 
lungstätigkeit. Damit sollen notwendige Rahmen- 
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bedingungen für eine weiter zunehmende Beteili- 
gung von Unternehmen am Osthandel geschaffen 
werden. 

Im Verhältnis zu den Entwicklungsländern versucht 
die Bundesregierung ebenfalls, mit dem Mittel der 
Kooperation eine Verbesserung des internationalen 
Wirtschaftsaustausches zu erreichen. Dieser Aufgabe 
kommt auch im Hinblick auf die langfristige Siche- 
rung der Versorgung der deutschen Wirtschaft mit 
Grund- und Rohstoffen besondere Bedeutung zu. 
Eine solche Kooperation dient nicht nur dem ver- 
mehrten Kapitaltransfer, sondern auch gleichzeitig 
der Weitergabe des technischen Wissens. Die Bun- 
desregierung bemüht sich daher auch um das Zu- 
standekommen von Vorhaben, bei denen die Pro- 
jekte in Entwicklungsländern von deutschen Firmen 
geplant oder gebaut und von den Ölländern finan- 
ziert werden. Auf diese Weise könnte auch ein 
Beitrag zur langfristigen Festlegung von Ölgeldern 
geleistet werden. 

25 . Seit der 6. VN-Sondergeneral Versammlung ver- 
suchen die Entwicklungsländer, die Bildung einer 
„neuen Weltwirtschaftsordnung" mit weitgehenden 
Forderungen an die Industrieländer politisch durch- 
zusetzen. Im Sinne ihrer entwicklungspolitischen 
Konzeption will auch die Bundesregierung den Ent- 
wicklungsländern zu größerem Wohlstand und zu 
schnellerem Wirtschaftswadistum verhelfen. Sie tritt 
deshalb nachdrücklich für eine realistische Fortent- 
wicklung der bestehenden Weltwirtschaftsordnung 
ein, was jedoch — * im Interesse aller — - zu keinen 
Einbußen an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit füh- 
ren darf. Sie muß deswegen allerdings manche der 
von den Entwicklungsländern aufgestellten Forde- 
rungen ablehnen, wobei in den Verhandlungen, 
die die Interessen der Entwicklungsländer berühren, 
selbstverständlich auch das eigene Interesse an der 
Pflege und dem Ausbau unserer guten Beziehungen 
zu den Entwicklungsländern gebührend zu berück- 
sichtigen ist. 


III. Ordnungs- und Strukturpolitik 

26 . Nach Auffassung der Bundesregierung muß die 
Entwicklung der Wirtschaftsstrukturen grundsätzlich 
dem Marktprozeß überlassen bleiben. Ein wirksamer 
Wettbewerb ist die wichtigste Antriebskraft für den 
Strukturwandel. Strukturpolitik in der Marktwirt- 
schaft hat nicht Strukturerhaltung, sondern die Be- 
günstigung des Strukturwandels, insbesondere durch 
Beeinflussung der Rahmenbedingungen für den 
Wirtschaftsablauf zum Ziel. Auch bei konjunkturel- 
ler Abschwächung der Gesamtwirtschaft dürfen 
strukturelle Anpassungsprozesse grundsätzlich nicht 
durch staatliche Erhaltungshilfen verhindert wer- 
den, da eine nicht mehr marktgerechte Produktions- 
struktur die künftigen Wachstums- und Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten gefährdet. 

Auch die Konjunkturpolitik darf nicht zur Konser- 
vierung überholter Wirtschaftsstrukturen führen. Sie 
muß in ihrem Ansatz global sein. Eine im Prinzip 
sektoralisierte und regionalisierte Konjunkturpoli- 


tik, die gezielt und differenziert Ausnahmeregelun- 
gen für jene Wirtschaftszweige und Gebiete vor- 
sieht, bei denen sich konjunkturelle und strukturelle 
Schwierigkeiten kumulieren, wirkt demgegenüber 
zumeist strukturkonservierend. Bei etwaigen sek- 
toral und regional gezielten Maßnahmen zur An- 
regung der Wirtschaftstätigkeit ist darauf zu ach- 
ten, daß längerfristig aussichtsreiche Strukturver- 
änderungen begünstigt werden. 

Wettbewerbspolitik 

27 . Die Wettbewerbspolitik, die entscheidend zur 
Sidierung und Stärkung unserer marktwirtschaft- 
lichen Ordnung beiträgt, wird weiterhin ihre wesent- 
liche Stellung in der Wirtschaftspolitik einnehmen. 
Das Ziel, die strukturellen Bedingungen für den 
Wettbewerb auf den Märkten zu verbessern sowie 
dem Entstehen und dem mißbräuchlichen Einsatz 
überragender Marktmacht entgegenzuwirken, steht 
dabei im Vordergrund. Das im Jahr 1973 novellierte 
Kartellgesetz war ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung. 

— Um der fortschreitenden Konzentration im Pres- 
sewesen entgegenzuwirken, hat die Bundesre- 
gierung dem Deutschen Bundestag den Gesetz- 
entwurf für eine Pressefusionskontrolle im Rah- 
men des Kartellrechts zugeleitet (Bundestags- 
druciksache 7/2954). Die allgemeine Fusionskon- 
trolle erfaßt alle Arten von Unternehmen, also 
auch Presseunternehmen. Allerdings erstreckt sie 
sich nur auf Zusammenschlüsse, die ein Umsatz- 
volumen von 500 Millionen DM erreichen. Im 
Pressewesen, in dem es in besonderem Maße 
auf die Vielfalt des Angebots auch im regionalen 
und lokalen Bereich ankommt und das überwie- 
gend von mittleren und kleinen Unternehmen 
getragen wird, reicht eine auf Großzusammen- 
schlüsse begrenzte Fusionskontrolle aber nicht 
aus. Diesen besonderen Gegebenheiten wird 
durch die Herabsetzung des Aufgreifkriteriums 
bei Pressezusammenschlüssen Rechnung getra- 
gen. Im übrigen wird die Pressefusionskontrolle 
voll in die Systematik des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen integriert. 

— Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bun- 
destag den Bericht über die Ausnahmebereiche 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vorlegen. 

Das Wettbewerbsprinzip konkurriert in diesen 
Bereichen mit anderen anerkannten Zielen der 
Wirtschaftspolitik und kann aus diesem Grunde 
nicht voll zur Geltung kommen. In ihrem Be- 
richt stellt die Bundesregierung für die Wirt- 
schaftszweige Banken und Versicherungen sowie 
Versorgungsunternehmen eine Reihe von Ver- 
besserungen, insbesondere für eine wirksamere 
Mißbrauchsaufsicht, zur Diskussion. 

— Der Bundesminister für Wirtschaft wird noch im 
ersten Halbjahr 1975 eine Neuauflage der Ko- 
operationsfibel, die dem Kooperationsgedanken 
bei kleinen und mittleren Unternehmen entschei- 
dende Impule gegeben hat und in ihrer Neu- 
fassung über die erweiterten Möglichkeiten in 
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diesem Bereich unterrichten soll, veröffentlichen. 
Zur besseren Information über die in der Kartell- 
gesetznovelle erweiterten Kooperationserleich- 
terungen für kleine und mittlere Unternehmen 
hat der Bundesminister für Wirtschaft in Zusam- 
menarbeit mit dem Bundeskartellamt und den 
Landeskartellbehörden ein Merkblatt über die 
neue Mittelstandsempfehlung herausgegeben. 
Ein entsprechendes Merkblatt über Kooperations- 
vereinbarungen kleiner und mittlerer Unterneh- 
men nach dem neuen § 5 b des Kartellgesetzes 
wird in Kürze folgen. Besonderes Augenmerk 
wird auch auf das Problem machtbedingter Wett- 
bewerbsverzerrungen zu Lasten mittelständischer 
Unternehmen gerichtet sein. 

— Im Juni 1974 ist beim Bundesministerium für 
Wirtschaft der Deutsche Verdingungsausschuß 
für Leistungen — ausgenommen Bauleistungen 
— (DVAL) gegründet worden. Der Ausschuß 
soll Grundsätze für die sachgerechte Vergabe und 
Abwicklung von öffentlichen Aufträgen erarbei- 
ten und weiterentwickeln. Zu seinen vorrangigen 
Aufgaben gehört zunächst die Novellierung der 
Verdingungsordnung für Leistungen (VOL), die 
auch im Hinblick auf die Anpassung des deut- 
schen Vergabewesens an die bevorstehenden 
Koordinierungsmaßnahmen der EG erforderlich 
ist. 


Spezielle Preispolitik 

28 , Preispolitische Probleme gewinnen aus ord- 
nungs- und stabilitätspolitischen Gründen an Bedeu- 
tung. Dabei geht es einerseits darum, Maßnahmen 
zu ergreifen, die die marktwirtschaftliche Preibil- 
dung fördern. Andererseits gilt es, Tendenzen ent- 
gegenzutreten, die — wie z. B. die Forderung nach 
Preiskontrollen oder Indexbindungen — nur auf 
Scheinlösungen des Stabilisierungsproblems hinaus- 
laufen. 

Im laufenden Jahr sind zur Förderung der markt- 
wirtschaftlichen Preisbildung insbesondere folgende 
Maßnahmen vorgesehen: 

— Die Arbeiten zur Neufassung der Verordnung 
PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Auf- 
trägen sollen im Verlauf des Jahres 1975 abge- 
schlossen werden. Dabei geht es insbesondere 
darum, die marktwirtschaftliche Preisbildung im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens stärker 
abzusichern und die Vorschriften über die Er- 
mittlung von Selbstkostenpreisen zu verbessern. 

— In der Kraftfahrtversicherung soll durch Ände- 
rung der Tarifvorschriften der Wettbewerb wei- 
ter gefördert werden. Auch 1975 ist bei einer 
größeren Anzahl von Versicherungsunternehmen 
mit einer Prämienrückgewähr (Ausschüttung aus 
technischem Überschuß) zu rechnen. 

— Die Arbeiten für eine Neuordnung des Arznei- 
mittelmarktes aus preis- und wettbewerbspoli- 
tischer Sicht werden zum Abschluß gebracht. 

— Die Vorbereitungen für eine Honorarordnung für 
Leistungen der Architekten und Ingenieure auf- 


grund der Ermächtigung im Gesetz zur Regelung 
von Ingenieur- und Architektenleistungen vom 
4. November 1971 sind so weit gediehen, daß die 
Einleitung des Verordnungsverfahrens für die 
ersten Teile in absehbarer Zeit erfolgen kann. 

— Die Bundesregierung wird sich mit den verstärkt 
an sie herangetragenen Wünschen nach staat- 
lichen Gebührenordnungen auseinandersetzen. 
Um eine einheitliche Haltung in dieser Frage 
sicherzustellen, sollen Grundsätze für etwaige 
staatliche Gebührenordnungen ausgearbeitet 
werden. 


Verbraucherpolltik 

29 . Die Bundesregierung wird 1975 ihre verbrau- 
cherpolitischen Aktivitäten fortsetzen und verstär- 
ken. Dazu gehören sowohl Maßnahmen aus dem Be- 
reich des Rechts- und Gesundheitsschutzes, als auch 
aus dem Bereich der Verbraucherinformation. Die 
Bundesregierung wird dabei den Weg weiterver- 
folgen, der durch den ersten Verbraucherbericht 
aus dem Jahre 1971 und die Beschlüsse zur Intensi- 
vierung der Verbraucherpolitik vom Herbst 1973 
markiert worden ist. Die am 1. Oktober 1974 in 
Kraft getretene Änderung des Abzahlungsgesetzes, 
wodurch dem Verbraucher bei Abzahlungsgeschäf- 
ten und wiederkehrende Leistungen ein einwöchiges 
Widerrufsrecht eingeräumt worden ist, und die am 
1. Januar 1975 in Kraft getretene Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts, die den Verbraucher vor gesund- 
heitlichen Gefahren schützen und zu seiner besseren 
Information beitragen soll, gehören zu den verbrau- 
cherpolitisch wichtigen Maßnahmen, die in diesem 
Jahr ihre ersten positiven Wirkungen zeigen wer- 
den. Für das Jahr 1975 sind folgende Maßnahmen 
in Aussicht genommen bzw. Wirkungen zu erwar- 
ten: 

— Mit dem von der Bundesregierung beschlossenen 
und den parlamentarischen Körperschaften zu- 
geleiteten Entwurf des Arzneimittelgesetzes soll 
die Arzneimittelsicherheit erheblich verbessert 
werden, 

— Zur Bekämpfung der auf dem Gebiet des Fern- 
unterrichtswesens aufgetretenen Mißstände wird 
von der Bundesregierung ein Fernunterrichtsge- 
setz erarbeitet und in das Parlament eingebracht 
werden. 

— Aufgrund des geänderten Maklergesetzes wer- 
den die Gewerbetreibenden künftig auch zur In- 
formation der Verbraucher verpflichtet werden. 

— Der Gesetzentwurf zur Regelung der Allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen wird mit den betrof- 
fenen Verbänden erörtert und noch in diesem 
Jahr von der Bundesregierung verabschiedet 
werden. 

— Im Frühjahr wird dem Bundestag der Entwurf 
eines Änderungsgesetzes zum Eichgesetz zuge- 
leitet werden, nach dem die Mengenkennzeich- 
nungspflicht und die Vorschriften zur Verhinde- 
rung von „Mogel"-packungen auf alle Fertig- 
packungen ausgedehnt werden sollen. 
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— Das vom Bundesminister für Wirtschaft in Auf- 
trag gegebene erste Heft einer verbraucherkund- 
lichen Schriftenreihe für den Schulunterricht ist 
erschienen. Es soll in diesem Jahr erprobt wer- 
den. 

— Im Rahmen eines Gutachtens wird eine Repräsen- 
tativerhebung durchgeführt werden, die Auf- 
schlüsse darüber vermitteln soll, auf welche 
Weise die Information einkommensschwadier 
Schichten verbessert werden kann. Die Ergeb- 
nisse werden Grundlage künftiger Maßnahmen 
sein. 

— Der Rat der Europäischen Gemeinschaften wird 
voraussichtlich Anfang des Jahres das erste Pro- 
gramm der EG zum Schutz und zur Unterrichtung 
der Verbraucher verabschieden. Es hat auch eine 
angemessene Vertretung der Verbraucherinter- 
esseri bei Gemeinschaftsentscheidungen zum Ziel. 


Berufliche Bildung 

30 . Im Mittelpunkt der Berufsbildungspolitik der 
Bundesregierung steht die Sicherung eines ausrei- 
chenden Angebots an qualifizierten Ausbildungs- 
plätzen in Betrieben. Die Ausbildung insbesondere 
in kleinen und mittleren Betrieben soll durch über- 
betriebliche Ausbildungsstätten ergänzt werden, da- 
mit die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
in vollem Umfange vermittelt werden können. 

Die Zahl der 15- bis 19jährigen wird in den nächsten 
Jahren stark ansteigen. Gleichzeitig wird es mehr 
Bewerber um einen Hochschulplatz geben als Hoch- 
schulplätze vorhanden sind. Darum wird die Nach- 
frage nach Ausbildungsplätzen in der Wirtschaft 
und in Schulen weiter zunehmen. Um das Angebot 
auszuweiten, bedarf es einer engen vertrauensvollen 
Zusammenarbeit des Staates mit den Unternehmen, 
den Gewerkschaften und den anderen betroffenen 
Gruppen. In der Regierungserklärung vom 17. Mai 
1974 wurde dazu folgendes festgestellt: „In der Bun- 
desregierung denkt niemand daran, das bewährte 
zweispurige System der beruflichen Bildung, also 
die gemeinsame Verantwortung von Staat und Wirt- 
schaft abzuschaffen. Wir wollen für unsere jungen 
Menschen nicht weniger, sondern mehr Ausbildungs- 
plätze in Werkstätten und Büros, die eine qualifi- 
zierte Berufsausbildung ermöglichen." 

Die Ausbildungsbereitschaft und -fähigkeit der Be- 
triebe muß durch geeignete Maßnahmen, zu denen 
erforderlichenfalls auch finanzielle Hilfen gehören 
können, gefördert werden. Die Bundesregierung 
trifft Vorbereitungen, um hierzu gesetzliche Grund- 
lagen zu schaffen. 

Darüber hinaus müssen insbesondere die Leistungen 
im Personal- und Investitionsbereich für die beruf- 
lichen Schulen — soweit die gesamt- und finanz- 
wirtschaftliche Entwicklung dies zuläßt — gestei- 
gert werden, wie dies in dem von der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung verabschiedeten, 
von den Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der noch zu beschließenden mittelfristigen Stufen- 
plan für das Bildungswesen bis 1978 vorgesehen ist. 


Sektorale Strukturpolitik 

31 . In verschiedenen Bereichen der gewerblichen 
Wirtschaft wird eine Anpassung an veränderte 
Marktgegebenheiten, insbesondere im Wege der 
Umstellung des Produktionsverfahrens oder des 
Produktionsprogramms auch im Jahre 1975 erfor- 
derlich sein. Die konjunkturelle Entwicklung hat 
zum Teil die Struktur schwächen besonders akzen- 
tuiert. Für die strukturelle Entwicklung dürften 
neben binnenwirtschaftlichen Einflüssen (z. B. An- 
näherung an Sättigungsgrenzen, Eindämmung von 
Inflationserwartungen) vor allem außenwirtschaft- 
liche Faktoren von Bedeutung sein, wie die stark 
veränderten Wechselkursrelationen zwischen der 
DM und den Währungen wichtiger Handelspartner, 
die international gesehen weitreichenden Einfluß 
auf Standortbedingungen haben, sowie die Indu- 
strialisierungsanstrengungen weniger entwickelter 
Länder. Auch die sprunghafte Verteuerung von Roh- 
öl und wichtigen industriellen Rohstoffen wird wei- 
tere erhebliche Auswirkungen haben. 

Die Strukturpolitik muß in der gegenwärtigen Situa- 
tion darauf bedacht sein, daß bruchartige Struktur- 
wandlungsprozesse, die zu unerwünschten gesamt- 
wirtschaftlichen Folgen oder trotz der engmaschigen 
sozialpolitischen Absicherung zu unzumutbaren 
Härten für die Betroffenen führen, vermieden wer- 
den. 

Wichtige Aufgabe der zukunftsorientierten Struktur- 
politik wird es auch 1975 sein, den technischen Fort- 
schritt in der gewerblichen Wirtschaft zu fördern. 
Auf diesem Hintergrund kommt dem technischen 
Fortschritt in der gewerblichen Wirtschaft beson- 
dere Bedeutung zu. Eine zukunftsorientierte Struk- 
turpolitik muß zusammen mit der Technologiepolitik 
Impulse für die Modernisierung der Wirtschaft 
geben, besonders für die Entwicklung gesamtwirt- 
schaftlich wichtiger Schlüsseltechnologien und für 
die Einführung technologieintensiver und ressour- 
censparender Produkte und Verfahren. Grundlage 
hierfür ist eine breit angelegte Forschung und Ent- 
wicklung in den Unternehmen. Die Bundesregierung 
fördert industrielle Forschung, Entwicklung und 
Innovationen vor allem in Bereichen, die für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirt- 
schaft unter den sich verändernden weltwirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen eine Schlüsselrolle spie- 
len. 

Strukturpolitik in einzelnen Sektoren 
Luft- und Raumfahrtlndustrle 

32 . Die im letzten Jahr eingetretenen Veränderun- 
gen der politischen und wirtschaftlichen Lage ma- 
chen es für die Bundesregierung notwendig, ihre 
strukturpolitischen Leitlinien für den Bereich der 
Luft- und Raumfahrtindustrie (LRI) erneut zu über- 
prüfen. Angesichts der Entwicklungen in europä- 
ischen Partnerländern erscheinen bisher verfolgte 
europäische Lösungen für eine Umstrukturierung 
der Luft- und Raumfahrtindustrie derzeit schwer 
realisierbar. Unter Offenhaltung europäischer und 
transatlantischer Optionen wird die Bundesregie- 
rung ihre Bemühungen deshalb zunächst verstärkt 
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auf eine Konsolidierung der LRI im nationalen Rah- 
men richten. 

Sie hat einen Koordinator für die deutsche Luft- und 
Raumfahrt berufen. Er soll durch Abstimmung der 
öffentlichen Aufträge und Förderungshilfen entspre- 
chend dem neu zu formulierenden Strukturkonzept 
auf eine Konsolidierung der deutschen LRI hin- 
wirken. 

Die deutschen Unternehmen stehen wie ihre Part- 
nerfirmen in anderen europäischen Ländern vor 
ernsten Schwierigkeiten. Die Ölpreiserhöhung und 
die Verschlechterung des weltwirtschaftlichen Kli- 
mas haben die Marktchancen weltweit vermindert 
und den Konkurrenzdruck auf dem Flugzeugwelt- 
markt, auf dem die US-Hersteller eine dominierende 
Stellung haben, außerordentlich erhöht. Die mit Mit- 
teln des Bundes geförderten Programme Großraum- 
transportflugzeug Airbus A 300 (Indienststellung 
Mai 1974) und VFW 614 (Indienststellung für Herbst 
1975 geplant) müssen sich deshalb in der an sich 
schon schwierigen Anfangsphase des Vertriebs 
unter außergewöhnlich ungünstigen Umständen am 
Markt durchsetzen. 


Industrie für elektronische Datenverarbeitung und 
elektronische Bauelemente 

33 . Die Bundesregierung hält die Schaffung einer 
leistungsstarken europäischen Industrie für elektro- 
nische Datenverarbeitungsanlagen (DV) nach wie 
vor für notwendig. Die Maßnahmen der Bundes- 
regierung zur Förderung der Datenverarbeitung 
(1. und 2. Datenverarbeitungs-Programm) haben sich 
bewährt. Die Entwicklung im technischen Bereich 
ist weiter vorangekommen. Das Ziel der Herstellung 
ausgewogener Wettbewerbsverhältnisse auf dem 
deutschen und dem europäischen Datenverarbei- 
tungs-Markt ist jedoch noch nicht erreicht. Darüber 
hinaus bedarf die breitere und rationellere Anwen- 
dung der Datenverarbeitung noch erheblicher An- 
strengungen. Die Bundesregierung wird bei den 
Überlegungen für ein 3. Datenverarbeitungsförder- 
programm (1976 bis 1979) prüfen, ob und welche 
Schwerpunktverschiebungen erforderlich sind. Die 
Bundesregierung sieht in der Entschließung des 
Rates der EG über eine gemeinschaftliche Poli- 
tik auf dem Gebiet der Datenverarbeitung vom 
15. Juli 1974 einen ersten Schritt zu der wünschens- 
werten europäischen Ausrichtung der nationalen 
Datenverarbeitungs-Politiken. 

Auch im Bereich der elektronischen Bauelemente 
sind außerordentliche Anstrengungen erforderlich, 
um den Anschluß an die internationalen industriel- 
len Entwicklungen nicht zu verlieren. Der hier er- 
reichbare Stand der Technologie und eine entspre- 
chende Wirtschaftlichkeit der Serienfertigung sind 
— abgesehen von der wirtschaftlichen Bedeutung 
des Sektors selbst — bestimmend für den Fortschritt 
in der Datenverarbeitungsindustrie sowie in der 
Nachrichtentechnologie und Steuerungselektronik. 
Im Rahmen des Programms Elektronische Bauele- 
mente (1974 bis 1978) wird die Bundesregierung 
daher Forschung und Entwicklung im Bereich der 


Bauelemente gezielt fördern, um die Wettbewerbs- 
fähigkeit deutscher Hersteller sicherzustellen. 

Schiffbauindustrie 

34 . Das von der Bundesregierung 1973 beschlos- 
sene Werfthilfeprogramm ist am 21. Juni 1974 in 
Kraft getreten. Es führt die bisherigen Werfthilfen 
auf neuer Grundlage fort und soll die Wettbewerbs- 
verzerrungen auf dem internationalen Schiffbau- 
markt teilweise ausgleichen. Vorrangiges Ziel der 
deutschen Schiffbaupolitik bleibt es, einen völligen 
Abbau der noch immer bestehenden vielfältigen 
staatlichen Hilfsmaßnahmen durch internationale 
Vereinbarungen zu erreichen. Hierbei war 1974 ein 
erheblicher Fortschritt zu verzeichnen: Im Rahmen 
einer OECD-Vereinbarung konnte durch Verschär- 
fung der Mindestbedingungen für staatlich geför- 
derte Schiffsexportkredite eine weitere Annäherung 
an die Bedingungen des freien Kapitalmarktes er- 
reicht werden. 

Im Jahre 1975 stehen neue Verhandlungen über 
eine Fortführung des OECD-Globalabkommens über 
den schrittweisen Abbau von Wettbewerbsverfäl- 
schungen bevor. Auch im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften wird sich die Bundesregierung wei- 
terhin für einen verstärkten Abbau der Beihilfen 
einsetzen. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat die Regierungen 
der Küstenländer gebeten, bei der Gewährung von 
Investitionshilfen an Werften im Rahmen der Regio- 
nalförderung gewisse einheitliche schiffbaupoliti- 
sche Zielvorstellungen zukünftig zu berücksichtigen. 
Dies soll zu einer Verbesserung der Werftenstruktur 
beitragen. 

Internationale industrielle Kooperation 

35 . Angesichts der zunehmenden Bedeutung der 
industriellen Kooperation für die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen unterstützt die Bundes- 
regierung die Entwicklung der wirtschaftlichen, in- 
dustriellen und technischen Zusammenarbeit mit an- 
deren Ländern. Sie führt die notwendigen Gesprä- 
che und Verhandlungen mit anderen Regierungen, 
um günstige Rahmenbedingungen für die Koopera- 
tion zu schaffen. Die Verhandlung und Entscheidung 
über die konkreten Kooperationsgeschäfte bleiben 
jedoch Sache der Unternehmen. Die Bundesregierung 
hilft aber beim Anbahnen von Kontakten mit aus- 
ländischen Partnern und bei der Überwindung etwa 
auftretender Schwierigkeiten. Sie bemüht sich ins- 
besondere darum, daß auch mittlere und kleinere 
Unternehmen die Vorteile der industriellen Koope- 
ration in für sie geeigneten Ländern wahrnehmen 
können. Darüber hinaus fördert sie den Austausch 
von Industriedelegationen und die Veranstaltung 
von Investitionskonferenzen. 

Energiepolitik 

36 . Im Bereich der Energiepolitik hat das Vor- 
gehen der Ölförderländer weltweit neue Rahmen- 
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bedingungen gesetzt: Die abrupte und massive Stei- 
gerung des Rohölpreises — Verdreifachung der 
Weltmarktpreise gegenüber Oktober 1973 — hat zu 
einer Erhöhung des gesamten Energiepreisniveaus 
geführt. Die Wettbewerbsrelationen zwischen den 
Energieträgern haben sich zugunsten von Stein- 
kohle, Braunkohle, Erdgas und Kernenergie ver- 
schoben. Die Preissteigerungen und der von den 
Regierungen geförderte Trend nach sicheren Ener- 
gien haben die Exploration und Entwicklung zu- 
sätzlicher Energiequellen angereizt; neue Technolo- 
gien der Energieerzeugung, des -transports und der 
-Verwendung erhalten weltweit größere Chancen. 
Diese Entwicklungen werden jedoch kurzfristig 
nichts an der Abhängigkeit unserer Energieversor- 
gung vom Öl ändern. 

Als Reaktion auf die Preisentwicklung hat sich die 
Energienachfrage deutlich verlangsamt. Dies hat im 
Laufe des Jahres 1974 zwar zu einem Rückgang der 
Verbraucherpreise für Benzin und Heizöl in der 
Bundesrepublik geführt, sich jedoch trotz nicht voll 
ausgenützter Produktionskapazitäten am Weltöl- 
markt bisher nicht in Preisrücknahmen für Rohöl 
niedergeschlagen. Es ist derzeit nicht vorhersehbar, 
welche Entwicklung der Weltrohöl- und -produkten- 
preis nehmen wird. 

Insgesamt wird deutlich, daß die grundlegend ver- 
änderten Positionen auf dem Weltmineralölmarkt, 
die in Gang gesetzte Umstrukturierung der Energie- 
versorgung und die Unsicherheiten der weiteren 
Preisentwicklung erhebliche Risiken darstellen, de- 
nen durch energiepolitische Maßnahmen entgegen- 
gewirkt werden kann. Diese Risiken sind jedoch 
mittelfristig nicht völlig auszuschließen. 

37 . Die Bundesregierung hat zur Eindämmung die- 
ser Risiken am 24. Oktober 1974 die Fortschreibung 
des Energieprogramms beschlossen (Bundestags- 
Drucksache 7/2713). Auf sie wird verwiesen. Für das 
Jahr 1975 sind insbesondere hervorzuheben: 

— Verabschiedung des Mineralölbevorratungsge- 
setzes, das eine Vorratspflicht von 90 Tagen für 
Raffinerien und von 44 Tagen für unabhängige 
Importeure vorsieht; 

— Einlagerung der Bundesrohölreserve. Bis Ende 
1975 sollen etwa 1,6 Millionen t der zunächst vor- 
gesehenen 4 Millionen t Rohöl eingelagert wer- 
den; 

— Unterstützung der Bemühungen der in der Bun- 
desrepublik tätigen Mineralölgesellschaften um 
eine engere Zusammenarbeit mit den nationalen 
Gesellschaften der Förderländer, insbesondere 
durch Bürgschaften und Garantien; 

— Durchführung des DEMINEX-Explorationspro- 
gramms, das für die Jahre 1975 bis 1978 Haus- 
haltsmittel in Höhe von 800 Millionen DM vor- 
sieht; 

— Fortsetzung der Bemühungen um eine größere 
Transparenz der Vorgänge am Mineralölmarkt, 
insbesondere im internationalen Bereich; 

— Fortführung des Erdgastiefbohrprogramms in der 
Bundesrepublik sowie der Exploration im deut- 
schen Teil der Nordsee. 


— Durchführung des 4. Atomprogramms der Bun- 
desregierung (1973 bis 1978) mit besonderem Ge- 
wicht auf der Entwicklung fortschrittlicher Reak- 
torlinien sowie auf den Vorhaben zur Uranver- 
sorgung, zur nuklearen Entsorgung und der Re- 
aktorsicherheitsforschung; 

— Durchführung des Rahmenprogramms Energie- 
forschung der Bundesregierung (1974 bis 1978) 
insbesondere mit Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben zur rationelleren Energieverwendung 
und zur Kohleveredlung; 

— Bestrebungen zur Beschleunigung der Genehmi- 
gungsverfahren und der Standortvorsorge für 
Energieanlagen. Ein Schwerpunkt ist dabei der 
Kernkraftwerksbau und die Entwicklung der 
Kerntechnik, um die für 1980 und 1985 gesetzten 
Kapazitätsziele von 20 000 MW bzw. 45 000 MW 
(möglichst 50 000 MW) zu erreichen. 

— Freigabe eines Importkontingents von 3 Millio- 
nen t Kokskohle für die deutsche Eisen- und 
Stahlindustrie unter der Voraussetzung, daß die 
bisherigen Bestimmungen der Lieferverträge zwi- 
schen dem Steinkohlenbergbau und den Eisen- 
hüttenwerken, insbesondere der mit der Ruhr- 
kohle AG bestehende Hüttenvertrag, einver- 
nehmlich der veränderten Situation angepaßt 
werden; 

— Änderung und Verlängerung des Kohlezoll-Kon- 
tingentgesetzes bis 1981; 

— Gesetzentwurf über Vorschriften zur Wärme- 
dämmung bei Neubauten; 

— Bemühungen um eine Neuorientierung der Kohle- 
politik der Europäischen Gemeinschaft, um den 
Versorgungsbeitrag mit deutscher Kohle durch 
kostendeckende Preise abzugelten; 

— Aufstockung der Investitionshilfe für den deut- 
schen Steinkohlenbergbau von z. Z. 160 Millio- 
nen DM auf 210 Millionen DM jährlich (Bund und 
Länder) ; 

— Im Rahmen des Programms zur Förderung von 
Beschäftigung und Wachstum bei Stabilität vom 
12. Dezember 1974 wurden auch energiepolitisch 
bedeutsame Maßnahmen beschlossen: Zur Förde- 
rung der Energieeinsparung wird eine zeitlich 
unbefristete Investitionszulage von 7,5 Vo für be- 
stimmte Investitionen im Bereich der Energie- 
erzeugung und -Verteilung gewährt (Heizkraft- 
werke, Müllkraftwerke, Müllheizwerke, Wärme- 
pumpanlagen einschließlich der Anlagen zur Wär- 
meverteilung, Regeneratoren und Rekuperato- 
ren). Die konjunkturpolitische Investitionszulage 
wird auch für Großprojekte des Energiebereichs 
gewährt, wobei die Frist für die Fertigstellung 
oder Lieferung statt 1. Juli 1976 für normale Wirt- 
schaftsgüter bzw. l.Juli 1977 für Gebäude auf 
den 1. Juli 1978 verlängert wird. Darüber hinaus 
werden 1975 Investitionen des Bundes in Höhe 
von insgesamt 310 Millionen DM zur Verbesse- 
rung der Energieversorgung vorgenommen. 

38 . Die Energieprobleme haben eine weltweite Di- 
mension; sie erfordern Lösungen im internationalen 
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Rahmen. In der Europäischen Gemeinschaft wird es 
im Jahre 1975 darum gehen, in Verfolgung des Auf- 
trags der Pariser Gipfelkonferenz vom 9./10. Dezem- 
ber 1974 die Bemühungen um die Entwicklung einer 
gemeinschaftlichen Energiepolitik fortzusetzen. Nach- 
dem der Ministerrat am 17. Dezember 1974 für die 
Energiepolitik in der Gemeinschaft zahlenmäßige 
Ziele als Leitlinien für die einzelstaatliche Politik 
und Orientierungen für die Energieproduzenten und 
-Verbraucher der Gemeinschaft beschlossen hat, geht 
es nunmehr darum, die zur Erreichung dieser Ziele 
erforderlichen globalen und sektoralen Maßnahmen 
zu erarbeiten. Die Bundesregierung wird sich hier- 
bei intensiv um Fortschritte bemühen, die insbeson- 
dere in den Bereichen der Kohle und des Mineralöls 
mit den energiewirtschaftlichen Gegebenheiten und 
Zielen vereinbar sind, wie sie in der Fortschreibung 
des Energieprogramms dargelegt sind. 

Im Außenbereich der gemeinschaftlichen Energie- 
politik wird es eine der wichtigsten Aufgaben sein, 
zur internationalen Energiepolitik im Rahmen des 
Internationalen Energieprogramms die unerläßliche 
Verbindung und Kohärenz unter Vermeidung von 
Doppelarbeit herzustellen. Die Bundesregierung wird 
auch künftig einen Beitritt der Gemeinschaft als sol- 
cher zum Internationalen Energieprogramm unter- 
stützen. 

Die Bundesregierung mißt dem Internationalen 
Energieprogramm, an dem sich neben acht EG-Län- 
dern die USA, Kanada, Japan, Schweden, Schweiz, 
Österreich, Spanien und die Türkei beteiligt haben, 
große Bedeutung bei. Sie sieht hierin eine große 
Chance, für wesentliche Bereiche der Energiepolitik 
eine die nationalen Anstrengungen und die Be- 
mühungen der Europäischen Gemeinschaften ergän- 
zende internationale Zusammenarbeit zu finden. 
Nach vorläufiger Inkraftsetzung des Programms am 
18. November 1974 sollen die erforderlichen natio- 
nalen Ratifizierungsverfahren bis zum l.Mai 1975 
abgeschlossen sein. 

Inzwischen wurde zur Realisierung des Programms 
eine Internationale Energieagentur (lEA) bei der 
OECD gegründet. 

Die Arbeiten in dieser Agentur sind im Jahre 1975 
darauf konzentriert, die im Internationalen Energie- 
programm vorgesehenen Aktivitäten zu verwirk- 
lichen: 

— der gemeinsame Ölverteilungsmechanismus in 
Krisenzeiten soll vervollkommnet werden; 

— die im Programm vereinbarte Verbesserung der 
Transparenz des Ölmarktes und des Verhaltens 
der internationalen Ölgesellschaften wird durch 
die Einrichtung eines umfassenden Informations- 
systems verwirklicht; 

— für die langfristig angelegte Zusammenarbeit bei 
der Einsparung von Energie, bei der Entwicklung 
und Absicherung alternativer Energien, bei Ener- 
gieforschung und der Urananreicherung werden 
bis Mitte 1975 konkrete Programme und Projekte 
ausgearbeitet. 

In Vorbereitung des Dialogs mit den Förderländern 
ist für März 1975 eine Vorkonferenz unter Teil- 


nahme von Vertretern der industriellen Verbrau- 
cherländer, der Förderländer und von Entwicklungs- 
ländern in Aussicht genommen; die dazu notwendige 
Erarbeitung gemeinsamer Positionen der Verbrau- 
cherländer ist eingeleitet. 


Rohstoffpolitik 

39 - Die internationale Entwicklung im Rohstoff- 
bereich des Jahres 1974 war dadurch gekennzeichnet, 
daß die Förderländer, insbesondere die Entwick- 
lungsländer, bestrebt waren, ihre Rohstoffvorkom- 
men verstärkt als Mittel zur Erhöhung ihres politi- 
schen und wirtschaftlichen Einflusses einzusetzen. 
Das herausragende Ereignis war in diesem Zusam- 
menhang die sechste Sonder-Generalversammlung 
über Entwicklung und Rohstoffe der Vereinten Na- 
tionen. Die Rohstoffversorgung hat damit eine zu- 
nehmend politische Dimension bekommen, die ein 
stärkeres staatliches Engagement erforderlich macht. 
Die Bundesregierung wird weiterhin in den zu- 
ständigen internationalen Gremien für einen mög- 
lichst ungehinderten internationalen Handel mit 
Rohstoffen eintreten und sich insbesondere für all- 
gemeine Regeln gegen Ausfuhrhemmnisse einsetzen. 

Die Rohstoffversorgung allein mit unternehmeri- 
schen Mitteln ist vielfach erschwert. Der Staat wird 
daher in bestimmten Fällen Hilfestellung leisten 
müssen, ohne daß damit die Unternehmen aus ihrer 
primären Verantwortung für diese Aufgabe ent- 
lassen werden. Die Bundesregierung wird den inso- 
weit mit allen betroffenen Bereichen der Wirtschaft 
aufgenommenen Dialog fortsetzen. Das vorhandene 
Instrumentarium wird sie verbessern. Es handelt 
sich dabei um die Verbesserung der Explorations- 
programme, mit denen die Unternehmen bei der 
Aufsuchung neuer Rohstoffvorkommen im In- und 
Ausland unterstützt werden. Die Bundesregierung 
wird die Investitionen in den Förderländern und 
neue Kooperationsformen mit den Rohstoffländern 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten durch den Einsatz 
des außenwirtschaftlichen Finanzierungs- und Ga- 
rantieinstrumentariums verstärkt fördern. 

Die Bundesregierung wird die Förderung der Ent- 
wicklung von Technologien zur Exploration, Er- 
schließung, Aufbereitung und Rückgewinnung von 
Rohstoffen, wie sie bereits im Rahmen des 2. Meeres- 
forschungsprogramms begonnen worden ist, ver- 
stärkt weiterführen. 

Die Bundesanstalt für Bodenforschung als die zen- 
trale Einrichtung der Bundesregierung für Geowis- 
senschaften und Rohstoffe wird verstärkt zu wirt- 
schaftsorientierten Arbeiten herangezogen; eine 
noch engere Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
wird angestrebt. 

Neue Rohstoffbezugsquellen können auf längere 
Sicht durch den Meeresbergbau erschlossen werden. 
Die Bundesregierung erwartet, daß die dritte VN- 
Seerechtskonferenz, die ihre Beratungen im März 
1975 fortsetzt, ein System verabschieden wird, das 
auch deutschen Unternehmen einen freien und 
gleichberechtigten Zugang zu den marinen Rohstof- 
fen gewährleistet. 
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Aus volkswirtschaftlichen und versorgungspoliti- 
schen Gründen besteht auch ein öffentliches Inter- 
esse an einer ausreichenden Bevorratung zumindest 
bei den wichtigsten Rohstoffen. Die Bundesregierung 
wird im Dialog mit den Betroffenen prüfen, ob und 
auf welchem Wege eine Verbesserung der Rohstoff- 
bevorratung erreicht werden kann. 

Im nächsten Jahr finden Neuverhandlungen über 
mehrere internationale Grundstoffabkommen, wie 
z. B. das Zinn-, das Kaffee-, das Kakao- und das 
Weizenabkommen statt. Die Bundesregierung wird 
bemüht sein, zu einem Verhandlungsergebnis beizu- 
tragen, das den Interessen aller Partnerländer Rech- 
nung trägt. Sie ist aber zugleich bestrebt, dem Wir- 
ken der Marktkräfte einen möglichst breiten Raum 
zu belassen. 


Mittelstandspolitik 

40 . Ziel der Mittelstandspolitik der Bundesregie- 
rung ist es, kleine und mittlere Unternehmen bei 
der Erhaltung und Verbesserung ihrer Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit zu unterstützen; denn 
eine ausgewogene Unternehmensgrößenstruktur ist 
eine wichtige Voraussetzung für eine funktionsfä- 
hige Marktwirtschaft und zielt gleichzeitig auf eine 
optimale Versorgung der Verbraucher ab. Der Ver- 
besserung der Chancen kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen im Wettbewerb kommt deshalb besondere 
Bedeutung zu. 

Die im Aktionsprogramm zur Leistungssteigerung 
kleiner und mittlerer Unternehmen enthaltenen 
Maßnahmen werden daher weiter ausgebaut und 
fortentwickelt. Dabei wird die Bundesregierung vor 
allem auch längerfristige Aspekte einbeziehen. Die 
Ergebnisse einer vom Bundesminister für Wirtschaft 
in Auftrag gegebenen, Ende 1974 fertiggestellten 
Untersuchung über die Analyse und Prognose der 
Unternehmensgrößenstruktur in der Bundesrepublik 
Deutschland werden für die Fortschreibung des 
Aktionsprogramms von Bedeutung sein. 

Die schwerpunktmäßige Aufstockung der ERP-Kre- 
ditprogramme sowie der weitere Ausbau der Maß- 
nahmen, die auf eine Verbesserung der Unterneh- 
merqualifikation gerichtet sind, stehen beim Ausbau 
des Aktionsprogramms im Vordergrund. Die ver- 
stärkte Förderung des Informations- und Beratungs- 
wesens für kleinere und mittlere Unternehmen ist 
auch deshalb vordringlich, weil bei fortschreitendem 
Strukturwandel die unternehmerische Qualifikation 
in weitaus größerem Maße als bisher über das Ver- 
bleiben am Markt entscheidet. 

Um auch die kleineren und mittleren Unternehmen 
am technischen Fortschritt angemessen zu beteiligen, 
fördert der Bundesminister für Wirtschaft die indu- 
strielle Gemeinschaftsforschung sowie technolo- 
gische Erstinnovationen mit steigenden Mitteln. Zu- 
dem beabsichtigt der Bund, das überwiegende Ge- 
schäftsrisiko einer 1975 zu gründenden Wagnis- 
finanzierungsgesellschaft zu übernehmen, die Risi- 
kokapital und Managementhilfe für technische Inno- 
vationen bereitstellt. Ferner werden kleine und 
mittlere Unternehmen durch intensivere Beratung 


(„Förderfibel") und andere Maßnahmen stärker in 
die Förderung von Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben einbezogen. 


Regionale Strukturpolitik 

41 . Der Planungsausschuß der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" hat mit seinen Grundsatzbeschlüssen vom 
21. August 1974 zur Neuabgrenzung der Förderge- 
biete, zur Verteilung der Bundesmittel auf die Län- 
der, zur Auswahl der Schwerpunktorte und zu den 
Förderungspräferenzen diese gemeinsame Aufgabe 
von Bund und Ländern wesentlich weiterentwickelt: 
In Zukunft sollen die Fördergebiete der Gemein- 
schaftsaufgabe — neben dem Saarland — 

aus Regionen bestehen, die nach den bundeseinheit- 
lichen Kriterien „Regionaler Arbeitskräftereserve- 
quotient", „Rückstand im regionalen Einkommens- 
niveau" und „Rückstand in der regionalen Infra- 
strukturausstattung" — jeweils gegenüber dem Bun- 
de sdurchschnitt — bestimmt worden sind. Diese Kri- 
terien gelten nicht für das Zonenrandgebiet, das in 
seiner Gesamtheit Fördergebiet der Gemeinschafts- 
aufgabe ist. Rahmenbedingungen für die Auswahl 
von Schwerpunktorten sollen ebenfalls zu einer 
bundeseinheitlichen Festlegung dieser Orte führen. 
Außerdem hat die Bundesregierung ihren Mittel- 
anteil um 28 Millionen DM auf 294 Millionen DM 
erhöht; das Gesamtvolumen der Gemeinschafts- 
aufgabe beträgt daher ab 1975 jährlich 588 Millio- 
nen DM. 

Die Grundsatzbeschlüsse des Planungsausschusses 
lassen den Landesregierungen für ihre Anmeldun- 
gen zur Feinabstimmung der Fördergebietsgrenzen, 
die sich an lokalen Arbeitsmärkten orientieren sol- 
len, zur Auswahl der Schwerpunktorte und zu der 
Förderungspräferenz für den jeweiligen Schwer- 
punktort einen gewissen Spielraum. Die Bundes- 
regierung wird zu Beginn des Jahres 1975 eine Stel- 
lungnahme zu den Länderanmeldungen erarbeiten 
und einen Entwurf des Vierten Rahmenplans erstel- 
len, so daß der Planungsausschuß voraussichtlich 
Ende Februar 1975 über den Vierten Rahmenplan 
beschließen kann, der dann rückwirkend zum 1. Ja- 
naur 1975 in Kraft treten soll. Die Bundesregierung 
wird darauf achten, daß die bevorzugte Förderung 
des Zonenrandgebietes weiterhin gesichert ist. 

Die Ziele der regionalen Wirtschaftspolitik sind 
durch die Grundsatzbeschlüsse des Planungsaus- 
schusses bundeseinheitlich quantifiziert worden. Da- 
mit werden erstmals auch Ansatzpunkte für eine 
ständige Überprüfung der Zielerreichung gegeben. 
Zur Einführung einer systematischen Erfolgskon- 
trolle im Bereich der Gemeinschafts aufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" hat 
der Planungsausschuß mehrere Gutachten vergeben, 
in denen die wissenschaftlichen Grundlagen erarbei- 
tet werden sollen. Die Fertigstellung der Studien ist 
für das Jahr 1975 vorgesehen. 

Durch die Beschlüsse der Regierungschefs der Mit- 
gliedstaaten der EG vom 9./10. Dezember 1974 wird 
der Europäische Regionalfonds eingerichtet. Für die 
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Bundesregierung wird es bei den Verhandlungen 
über die Ausgestaltung dieses Fonds darum gehen, 
auch auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaf- 
ten eine möglichst effiziente Regionalpolitik zu 
schaffen. 

Es ist beabsichtigt, die Koordinierung zwischen re- 
ginaler Wirtschaftspolitik und anderen raumwirk- 
samen Politiken, wie den Gemeinschaftsaufgaben 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" und „Ausbau und Neubau von wissen- 
schaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen" so- 
wie der Verkehrspolitik, weiter zu verstärken. 


Wirtschaftliche Fragen des Tourismus 

42 . Die wirtschaftliche Bedeutung des Tourismus 
wird in Zukunft weiter steigen. Binnenwirtschaft- 
lich ist sie heute dadurch gekennzeichnet, daß unge- 
fähr 1,5 Millionen Arbeitsplätze direkt oder indirekt 
vom Tourismus abhängen. Außenwirtschaftlich sind 
die Deviseneinnahmen aus dem Reiseverkehr für 
die Import- und Zahlungsfähigkeit vieler Länder 
zum Teil ausschlaggebend; sie beeinflussen damit 
auch die Exportmöglichkeiten der deutschen Wirt- 
schaft. 1974 gaben deutsche Touristen über 18 Mrd. 
DM im Ausland aus. Die touristische Nachfrage 
setzt somit wichtige Daten für die Wirtschaftsstruk- 
tur. Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregie- 
rung im Jahre 1975 die Ziele ihrer Politik in diesem 
Bereich neu definieren. 


Wirtschaftsförderung Berlin 

43 . Die für die Berliner Wirtschaft eingesetzten 
Finanzierungshilfen haben auch 1974 die nach wie 
vor bestehenden Standortnachteile der Stadt ausge- 
glichen und Investitionen attraktiv gestaltet. Trotz 
der konjunkturellen Abschwächung ist die Wirt- 
schaft der Stadt Widerstands- und leistungsfähig. 
Wegen der fortbestehenden Standortnachteile wer- 
den die wirtschaftsfördernden Maßnahmen auch in 
Zukunft beibehalten, soweit nicht Anpassungen an 
die Entwicklung der Verhältnisse notwendig sind. 

Das Viermächte- Abkommen zeigt praktische Erfolge. 
Abgesehen von dem störungsfrei verlaufenden Ber- 
linverkehr über die Transitwege ist Berlin inzwi- 
schen in fast alle Handels- und Kooperationsabkom- 
men mit den Ostländern voll einbezogen. Zahlreiche 
weitere Projekte unter Einbeziehung der Berliner 
Wirtschaft sind in der Verhandlungsphase. Hervor- 
zuheben ist das Vorhaben einer direkten Stromlei- 
tung über Berlin, durch das die Stadt erstmals an 
ein überregionales Verbundnetz angeschlossen wer- 
den soll, ein Vorgang, der ohne den Abschluß der 
Ostverträge nicht denkbar gewesen wäre. Alle 
diese Verhandlungen dienen dem Ziel, Berlin stär- 
ker im überregionalen Bereich zu verflechten und 
die Lebensfähigkeit der Stadt aus eigener Kraft 
und im Verbund mit der Bundesrepublik nachhaltig 
zu stärken. 

Einen wesentlichen Impuls in dieser Richtung hat 
das am 16. Dezember 1974 vom Bundeskanzler in 


Berlin geleitete Gespräch mit Vertretern der deut- 
schen Wirtschaft gegeben. Die mit der Wirtschaft 
fortzusetzenden Gespräche zielen darauf ab, auf der 
Grundlage der durch das Viermächte-Abkommen 
erreichten politischen Sicherung auch zu einer lang- 
fristigen Stärkung der wirtschaftlichen Grundlagen 
der Stadt zu kommen. Vor allem sollen die Berliner 
Engpaßprobleme, die natürliche Begrenztheit des 
Grund und Bodens und die besondere Situation des 
Berliner Arbeitsmarktes, durch intensivere Nutzung 
der vorhandenen Flächen überwunden werden, z. B. 
durch den Einsatz höherer Technologie und den Aus- 
bau der Forschungs-, Entwicklungs- und Ausbil- 
dungsbereiche. 


Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

44 . Die Jahre 1973 und 1974 waren — nach Jah- 
ren hoher Lieferüberschüsse der Bundesrepublik 
Deutschland — durch eine Konsolidierung des inner- 
deutschen Handels gekennzeichnet. Die Deutsche 
Demokratische Republik konnte ihre Warenliefe- 
rungen und Dienstleistungen steigern. Zudem hat 
sie einen Teil ihrer Käufe nicht über die Verrech- 
nungskonten, sondern in DM gezahlt. Im Jahre 1974 
waren zwar hohe Steigerungsraten zu verzeichnen, 
die jedoch in starkem Maße auf Preiserhöhungen zu- 
rückzuführen waren. Es ist nicht zu verkennen, daß 
der Handel bei einer Reihe von Waren an Grenzen 
stößt. Die beiderseitigen Bemühungen, die Verkäufe 
der DDR auszuweiten, waren nur teilweise erfolg- 
reich. Den Steigerungsraten auf einigen Gebieten 
(z. B. Eisen und Stahl, elektrotechnische Erzeugnisse) 
standen auf anderen Gebieten eine Stagnation (Ma- 
schinen, chemische Erzeugnisse und Mineralöler- 
zeugnisse) oder ein Rückgang (landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und NE-Metalle) gegenüber. Aufgrund 
der Höhe der Leistungen der DDR im Jahre 1974 
beträgt der zinslose Überziehungskredit (Swing) im 
Jahre 1975 entsprechend der Vereinbarung vom 
6. Dezember 1968 790 Millionen VE. 

Der Grundlagenvertrag vom 21. Dezember 1972 gibt 
den Auftrag, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wirtschaft zum beiderseitigen Vorteil zu ent- 
wickeln und zu fördern (Artikel 7). Deshalb ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß im Interesse 
einer Intensivierung der wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen den beiden deutschen Staaten 

— Wirtschaftsunternehmen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR stärker als bisher die 
langfristige Zusammenarbeit mit Unternehmen 
des anderen deutschen Staates in konkreten Fäl- 
len suchen sollten; 

— der Dienstleistungs- und kommerzielle Zahlungs- 
verkehr umfassender als bisher im Rahmen des 
dem Handel zugrundeliegenden Abkommens 
(Berliner Abkommen) geregelt werden muß; 

— • Bereiche der wirtschaftlichen Beziehungen, die 
für die Entwicklung des Handels wichtig sind 
(z. B. Fragen des Eich- und Meßwesens sowie der 
Qualitätskontrolle), geregelt werden sollten. 
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C. Stellungnahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 1974 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


I. Herausforderungen an die Weltwirtschaft 

45 . Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtsdiaftlidien Entwicklung hat sein Jahres- 
gutaditen 1974, das den Titel „Vollbeschäftigung für 
morgen" trägt, am 22. November 1974 der Bundes- 
regierung übergeben und dessen Grundzüge in einer 
Pressekonferenz zur raschen Unterrichtung der Öf- 
fentlichkeit erläutert. In einer ersten Stellungnahme 
hat die Bundesregierung allen, die auf den Wirt- 
schaftsprozeß Einfluß nehmen, nahegelegt, das Gut- 
achten, dem erstmals auch eine kürzere Fassung 
beigegeben war, bei ihrer Urteilsbildung zu be- 
rücksichtigen. Die Bundesregierung wiederholt an 
dieser Stelle den Dank an die Sachverständigen für 
ihre eingehende Lageanalyse und für die Darlegung 
der unter verschiedenen Annahmen zu erwartenden 
wirtschaftlichen Entwicklung. Gerade die Kombina- 
tion von präziser Beschreibung der Datenkonstella- 
tion und der Quantifizierung ökonomischer Abläufe 
bei verschiedenen Verhaltensweisen der wirtschaft- 
lichen Gruppen sowie unterschiedlichen wirtschafts- 
politischen Strategien verleiht dem Jahresgutachten 
den Rang einer wichtigen Entscheidungshilfe. Sie 
ist keineswegs alleine auf die wirtschaftspolitischen 
Instanzen gemünzt, sondern sollte als Offerte für 
die gesamte Wirtschaft angesehen werden. Darüber 
hinaus verdient Anerkennung, daß der Sachverstän- 
digenrat die wirtsdiaftspolitischen Konzepte mit 
neuen Erkenntnissen der Nationalökonomie kon- 
frontiert. Dieses Bemühen wird vor allem deutlich in 
der veränderten Rollenzuweisung von Finanz- und 
monetärer Politik. 

46 . Zu Recht unterstreicht der Rat, es sei notwen- 
diger denn je, die binnenwirtschaftliche Entwicklung 
im weltwirtschaftlichen Zusammenhang zu sehen. 
Die Herausforderungen an die Weltwirtschaft, wie 
sie sich in der Energiekrise und den damit ver- 
bundenen Zahlungsbilanzproblemen, in der fort- 
schreitenden Inflation und der weltweiten konjunk- 
turellen Abschwächung des Wirtschaftswachstums 
bei zunehmenden Beschäftigungsproblemen manife- 
stieren, verdienen die Aufmerksamkeit aller Län- 
der, selbst derjenigen, die weniger weltwirtschaftlich 
verflochten sind als die Bundesrepublik Deutsch- 
land. Besonders intensiv beschäftigt sich der Rat mit 
den Folgen der Mineralölkrise. Er widmet dieser 
Problematik die Rahmenkapitel „Die Weltwirtschaft 
im Zeichen der Ölkrise" und „Längerfristige Folgen 
der Erdölkrise", in die er sein Gutachten einbettet. 

47 - Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Sachverständigenrates, daß durch die exzessiven öl- 
preiserhöhungen das arbeitsteilige System der Welt- 


wirtschaft einer außerordentlichen Belastung ausge- 
setzt wird. Der weltweite Umverteilungsprozeß er- 
zwingt — nicht nur energiewirtschaftlich, sondern 
auch gesamtwirtschaftlich — gravierende Struktur- 
änderungen, die auch mit Umschichtungen der Nach- 
frage von Konsum- auf Investitionsgüter einher- 
gehen müssen, und vergrößert Zahlungsbilanzpro- 
bleme vieler Länder in einem bedrohlichen Ausmaß. 
Von diesem internationalen Umverteilungsprozeß 
zugunsten der erdölfördernden Staaten werden nicht 
nur die Industrieländer, sondern auch die nicht-öl- 
fördernden Entwicklungsländer, und diese beson- 
ders hart, getroffen. Allein 1974 hatten die rohstoff- 
armen Entwicklungsländer eine Zunahme ihrer Lei- 
stungsbilanzdefizite um schätzungsweise 10 Mrd. $ 
zu verzeichnen, was mehr als der gesamten Kapital- 
hilfe anderer Staaten an diese Länder entspricht. 
Die Folgen der Ölpreisentwicklung reichen weit 
über den ökonomischen Bereich hinaus. Der Um- 
verteilungsvorgang ist von einem Prozeß der poli- 
tischen Machtverlagerung begleitet. 

48 . Der Sachverständigenrat stellt fest, daß Inve- 
stitionen in — relativ teure — Substitutionsenergien 
insofern eine außerordentliche Fehlleitung von Pro- 
duktionsfaktoren darstellen, als die Ausschöpfung 
der Energiequellen der Welt nicht in einer ökono- 
misch sinnvollen Reihenfolge abläuft. Dies trifft 
zwar zu und ist zu bedauern, die Frage der Energie- 
versorgung muß aber angesichts der volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung der Energie auch unter dem Ziel 
der Sicherheit gesehen werden. Hieraus folgt, daß 
zu große Abhängigkeiten vermieden werden müssen. 
Es hat sich gezeigt, daß die mit erheblichen volks- 
wirtschaftlichen Kosten verbundene Kohlepolitik der 
Bundesregierung, die zu einem gegenüber der sonst 
eingetretenen Entwicklung deutlich kleineren An- 
teil des Mineralöls an der Energieversorgung ge- 
führt hat, im Ergebnis richtig war. In der derzeiti- 
gen Situation sind zur Streuung der Risiken und 
zur weiteren Verminderung bestehender Abhängig- 
keiten in gewissem Umfang Investitionen in Sub- 
stitutionsenergien erforderlich. Die Bundesregie- 
rung stimmt dem Sachverständigenrat jedoch zu, daß 
es nicht sinnvoll und für alle Beteiligten schädlich 
wäre, wenn die Industrieländer wegen der Politik 
der Förderländer zu einer solchen Anstrengung bei 
der Entwicklung von Substitutionsenergien ge- 
zwungen würden, die zu einer längerfristigen Fehl- 
leitung der Ressourcen führen und die Volkswirt- 
schaften und die Weltwirtschaft ernsthaft beeinträch- 
tigen könnte. Die Entwicklung von Substitutions- 
energien ist national (vgl. Ziffer 37) und im Inter- 
nationalen Energieprogramm (vgl. Ziffer 38) koor- 
diniert eingeleitet worden. 
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49 . Die Bundesregierung geht wie der Sachverstän- 
digenrat davon aus, daß die Unsicherheit über die 
weitere Entwicklung auf den Weltenergiemärkten 
vorerst anhält. Eine hinreichend gesicherte Aussage 
zu der vom Sachverständigenrat aufgeworfenen 
Frage, ob die einheitliche Position der Förderländer 
auf Dauer bestehen wird oder nicht, ist nach Auf- 
fassung der Bundesregierung derzeit nicht möglich. 
Wie die Preiserhöhungen vom Dezember 1974 erneut 
zeigen, müssen „die Erklärungen vieler Förderlän- 
der, daß sie das Ölangebot tendenziell knapp halten 
wollen, um ihre eigenen Reserven zu schonen und 
sie optimal zu nutzen, ernstgenommen werden" 
(„Erste Fortschreibung des Energieprogramms", Zif- 
fer 18). Auch das Risiko temporärer Angebotsstö- 
rungen besteht weiter. Der Sachverständigenrat hat 
eine Reihe von Maßnahmen genannt, welche von 
den Verbraucherländern ergriffen werden sollten. 
Die Bundesregierung ist von der Notwendigkeit 
einer Zusammenarbeit der Verbraucherländer über- 
zeugt. Sie ist deshalb auch auf der Energiekonferenz 
in Washington vom Februar 1974 nachdrücklich 
hierfür eingetreten, und es ist gelungen, im Oktober 
1974 ein Internationales Energieprogramm, an dem 
sich die wichtigsten Industrieländer mit Ausnahme 
bisher von Frankreich beteiligten, auszuarbeiten. 
Dieses Programm ist von ihr zusammen mit der Fort- 
schreibung des nationalen Energieprogramms am 
23. Oktober 1974 gebilligt worden. In diesem Pro- 
gramm sind die vom Sachverständigenrat vorge- 
schlagenen Ansatzpunkte für eine langfristige Zu- 
sammenarbeit zur Einsparung von Energie, bei 
Investitionen in neue Energien, bei der Frage der 
Absicherung besonders risikoreicher Investitionen 
sowie für eine verstärkte internationale Solidarität 
enthalten. Das Internationale Energieprogramm geht 
über diese Vorschläge hinaus. Kernstück ist ein ge- 
meinsamer Verteilungsmechanismus für Krisenfälle, 
der bereits vorläufig in Kraft ist (vgl, Ziffer 38). 

50 . Die Ölpreisexplosion trat zu einem Zeitpunkt 
ein, in dem die wirtschaftliche Entwicklung vieler 
Länder bereits durch eine fortgeschrittene Inflation 
gefährdet und der Welthandel durch zunehmende, 
Zahlungsbilanzungleichgewichte bedroht war; das 
Weltwährungssystem befand sich im Übergang zu 
einer neuen Ordnung. Dennoch kann man nach Mei- 
nung des Sachverständigenrates „wohl weitgehend 
darauf vertrauen, daß die Marktkräfte Anpassungs- 
prozesse in Gang setzen, die die von der abrupten 
Veränderung der relativen Preise hervorgerufenen 
Störungen auf mittlere Sicht beheben" (JG 1974, 
Ziffer 1). Kurzfristig seien allerdings internationale 
Aktionen erforderlich, wenngleich die Marktkräfte 
auch unmittelbar einen positiven Beitrag geleistet 
hätten. Hierbei wird vor allem auf die Funktions- 
tüchtigkeit der internationalen Geld- und Kapital- 
märkte hingewiesen, die in hohem Grade die Kapi- 
talströme an die Brennpunkte des Bedarfs gelenkt 
haben („recycling"). Zu erinnern ist auch daran, daß 
Versorgungsengpässe bei Mineralöl dort am gering- 
sten waren, wo die Preise keinen staatlichen Eingrif- 
fen unterlagen. Die Grundkonzeption des Sachver- 
ständigenrates wird von der Bundesregierung bejaht 
und ist durch ihr wirtschaftspolitisches Handeln be- 


legt. Die notwendigen Anpassungsprozesse stellen 
nicht zu unterschätzende Anforderungen an alle Be- 
teiligten. 

51 . Die Bundesregierung folgt auch weitgehend 
den Leitgedanken, die der Rat zur Lösung der welt- 
wirtschaftlichen Probleme vorträgt. Hier ist zunächst 
in negativer Abgrenzung ein Katalog von Maßnah- 
men zu nennen, deren Untauglichkeit von der Bun- 
desregierung stets betont wurde und nach schmerz- 
lichen Erfahrungen anderer Länder vom Rat nun- 
mehr als erwiesen festgestellt wird. So blieben staat- 
liche Lohn- und Preiskontrollen letztlich überall un- 
wirksam; sie sind zur Inflationsbekämpfung unge- 
eignet. Hierzu gehört auch die Einsicht, daß eine 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit mit der üblichen 
Expansionspolitik versagt, „wenn die Inflationsraten 
so hoch sind, daß immer mehr Investoren und Ver- 
braucher Fehlentscheidungen treffen (JG 1974, Zif- 
fer 7). Des weiteren lassen sich internationale Wett- 
bewerbsvorteile nicht durch Währungsabwertungen 
ohne flankierende Maßnahmen erreichen. Dies be- 
deutet, daß Zahlungsbilanzdefizite nur durch eine 
Therapie zu kurieren sind, die an der Wurzel an- 
setzt, nämlich dem binnenländischen Preisauftrieb 
und bei der verwendungspolitischen Grundentschei- 
dung, Ressourcen zu Lasten des eigenen Konsums 
und notfalls auch der Verstärkung des internen Ka- 
pitalstocks für den Transfer in die Gläubigerländer 
freizustellen. Der Bundesregierung liegt daran, un- 
mißverständlich klar zu machen, daß die durch die 
Ölkrise verschärften weltwirtschaftlichen Probleme 
nicht durch auf kurze Sicht angelegte Finanzierungs- 
techniken aus der Welt geschafft werden können. 
Liquiditätshilfen bedeuten nur einen Aufschub, des- 
sen zweckgemäße Nutzung durch eine entsprechende 
Geld- und Finanzpolitik sicherzustellen ist. Der 
Sachverständigenrat weist zu Recht darauf hin, daß 
Kreditwürdigkeit nur durch konsequente Stabilisie- 
rungspolitik zu erhalten bzw. wiederzugewinnen ist. 

52 . Der Sachverständigenrat stellt in seiner Lage- 
analyse der Europäischen Gemeinschaft fest, daß die 
Mineralölkrise die Gemeinschaft in einer schlechten 
Verfassung traf und die vorhandenen Probleme noch 
verschärfte. Die Bundesregierung zweifelt dieses 
Urteil nicht an und stimmt mit dem Rat darin über- 
ein, daß die wichtigste binnenwirtschaftliche Auf- 
gabe der monetären Politik darin bestand, die rasche 
monetäre Expansion und den Preisauftrieb zu brem- 
sen. Daß trotz restriktiven Einsatzes der Geld- und 
Kreditpolitik die monetäre Expansion nur unvoll- 
kommen gedämpft und das Inflationstempo nicht 
reduziert werden konnte, ist wohl zu Recht in der 
nicht ausreichenden Konsequenz begründet, mit der 
die meisten EG-Länder dabei vorgingen. Anderer- 
seits stellen die Sachverständigen fest, daß sich 
viele Regierungen darum bemühten, den Konsum 
durch selektive Kreditsteuerung zugunsten von 
produktiven Investitionen zurückzudrängen, was in 
der Zielsetzung durchaus strukturellen Notwendig- 
keiten aus der Ölkrise entsprach. Die Bundesregie- 
rung erkennt an, daß es im Laufe des Jahres für die 
Partner in der Gemeinschaft subjektiv wichtig er- 
scheinende Gründe gab, der Beschäftigungsstabili- 
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sierung gegenüber der Preisstabilität den Vorzug zu 
geben. 1974 war es nach Auffassung des Sachver- 
ständigenrates aber vorrangige Aufgabe der Finanz- 
politik, die Geldpolitik bei der Inflationsbekämp- 
fung zu unterstützen, d. h. insgesamt — vor allem in 
den Defizitländern — den Konsum zurückzudrängen, 
zugleidi aber konjunkturelle oder strukturelle Über- 
reaktionen abzuwehren. Dem stimmt die Bundesre- 
gierung grundsätzlich zu. Nur bei einem solchen 
Kurs kommt in den zahlungsbilanzschwachen Län- 
dern die erwünschte Umorientierung der Produktiv- 
kräfte hin zum Export in Gang, Der Beurteilung des 
Rates, die Finanzpolitik sei, gemessen an diesem 
Rollenbild, 1974 zwiespältig geblieben, schließt sich 
die Bundesregierung an. 

53 . Die konjunkturelle Entwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland erhielt im Jahre 1974 starke 
Impulse aus dem Ausland. Ausgehend von der Er- 
höhung des Außenbeitrags wirft der Sachverständi- 
genrat die Frage auf, inwieweit strukturelle, kon- 
junkturelle oder sonstige Faktoren in Deutschland 
und bei den Handelspartnerländern die deutschen 
Ein- und Ausfuhren beeinflußt haben. Die Entwick- 
lung im Verlauf des Jahres gibt hierfür einige Hin- 
weise. Die Saison- und preisbereinigte kommerzielle 
Einfuhr von Gütern der gewerblichen Wirtschaft 
wies — von einem niedrigeren Niveau am Jahres- 
beginn ausgehend — im Jahresverlauf eine leicht 
ansteigende Tendenz auf. Da sich die Binnenkon- 
junktur abschwächte, verstärkte offenbar das Aus- 
land seine Absatzbemühungen im Ablauf des Jahres, 
als die Konjunktur in wichtigen Partnerländern deut- 
lich nachließ. Im Einklang hiermit steht, daß die 
deutschen Ausfuhren (ebenfalls preis- und saisonbe- 
reinigt), die seit Ende 1971 einen ununterbrochenen 
steilen Anstieg zu verzeichnen hatten, seit der Jah- 
resmitte tendenziell rückläufig sind. Die Unterneh- 
men waren insgesamt in der Lage, beim Export stär- 
kere Preisanhebungen durchzusetzen als im Inlands- 
absatz, Die Bundesregierung ist deshalb der Auf- 
fassung, daß die konjunkturelle, von starken Infla- 
tionsimpulsen bestimmte Situation in den Partner- 
ländern einen wesentlichen Einfluß auf die Außen- 
handelsströme ausgeübt hat. Zuzustimmen ist dem 
Sachverständigenrat darin, daß Angebotsstruktur 
und Lieferbereitschaft der deutschen Industrie weit- 
gehend der aktuellen Nachfrage auf den Weltmärk- 
ten entsprachen. 


II. Investitionen als Fundament künftigen 
Wachstums 

54 . Die Bundesregierung kommt in ihrer Analyse 
der Binnenkonjunktur weitgehend zu den gleichen 
Ergebnissen wie der Sachverständigenrat. Kenn- 
zeichnend war vor allem, daß der Konjunkturverlauf 
im vergangenen Jahr stärker als sonst von struk- 
turellen Komponenten bei der Preis-, Nachfrage-, 
Produktions- und Beschäftigungsentwicklung über- 
lagert wurde. Der Sachverständigenrat hat wohl 
nicht zuletzt deshalb in seinem Gutachten 1974 dar- 
auf verzichtet, die Entwicklung mit Hilfe von Ge- 


samtindikatoren darzustellen, die diesen Verwerfun- 
gen nicht Rechnung tragen können. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Sach- 
verständigenrates, daß die Finanzpolitik 1974 ins- 
gesamt konjunkturstützend gewirkt hat. Das gilt 
auch für die beiden Sonderprogramme vom Februar 
und September 1974, durch die die verstärkt auf- 
getretenen strukturellen Anpassungsprozesse ge- 
mildert wurden. 

Auch der Beitrag der Geldpolitik zu den stabilitäts- 
politischen Fortschritten wird von der Bundesregie- 
rung ähnlich gesehen wie vom Sachverständigenrat. 
Die Bundesregierung hat die restriktive Linie der 
Bundesbank voll unterstützt und deren Politik durch 
flankierende Maßnahmen erleichtert. 

Bemerkenswert ist die klare Stellungnahme des Ra- 
tes gegen Preiskontrollen. Auch Vorschläge zur Ein- 
führung einer Indexierung von Löhnen, Zinsen u. a., 
wie sie in der jüngsten Vergangenheit häufig dis- 
kutiert wurden, werden nicht aufgegriffen. Die Bun- 
desregierung hat bereits verschiedentlich ihre ab- 
lehnende Haltung gegenüber derartigen Maßnah- 
men zum Ausdruck gebracht. 

Die außenwirtschaftliche Flanke ist nach Ansicht der 
Bundesregierung wie auch nach der des Sachver- 
ständigenrates durch das derzeitige Wechselkurs- 
system ausreichend gesichert. Die Bundesregierung 
ist sich der Probleme bewußt, die mit hohen Über- 
schüssen in der Leistungsbilanz verbunden sind. 
Prinzipiell ist es erwünscht, den Außenbeitrag wie- 
der auf einen kleineren Anteil am Bruttosozialpro- 
dukt zu bringen als es 1974 der Fall war. Der Hand- 
lungsraum etwa zur kurzfristigen Steigerung der 
Einfuhren ist aber insofern eng begrenzt, als die 
hierfür erforderliche allgemeine Nachfragesteige- 
rung im Zusammenhang mit den Anforderungen aus 
der wirtschaftspolitischen Zielsetzung insgesamt zu 
sehen ist. Eine unzeitige Forcierung der Einfuhr 
im vergangenen Jahr hätte dem Stabilisierungstrend 
entgegengewirkt. Die konjunkturpolitischen Maß- 
nahmen der Bundesregierung vom Dezember 1974 
werden zusammen mit den Impulsen aus der Steuer- 
und Kindergeldreform im Zuge einer allgemeinen 
Konjunkturbelebung nunmehr auch die Entwicklung 
der Einfuhr stärken. 

55 . Am Beispiel der Entwicklung in den vergange- 
nen Jahren hat der Rat nachdrücklich und anschau- 
lich dargelegt, welche entscheidende Verantwortung 
den Tarifpartnern für Stabilität, Vollbeschäftigung 
und Wirtschaftswachstum zukommt, wenn die Fi- 
nanzpolitik in enger Zusammenarbeit mit der Geld- 
politik einen konsequenten stabilitätspolitischen 
Kurs verfolgt. Der kräftige Kostenanstieg, der von 
der Rohstoff- und Energiepreisentwicklung auf die 
Unternehmen zukam, konnte nur zum Teil durch 
Preisanhebungen überwälzt werden. Das gilt auch 
für den Kosteneffekt der Lohnerhöhungen, die von 
den Tarifparteien in der irrtümlichen Erwartung 
größerer Finanzierungsspielräume vereinbart wur- 
den. 

Nur durch die anhaltend konsequente Stabilitäts- 
politik von Bundesregierung und Bundesbank wurde 
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verhindert, daß sich die Kostensteigerungen in wei- 
ter zunehmenden Inflationsraten niederschlugen. In 
der Zange steigender Kosten und nachlassender 
Nachfrage hat sich allerdings die Ertragslage der Un- 
ternehmen entscheidend verschlechtert. Die, wie der 
Rat es griffig formulierte, „Investitionsneigung, der 
Herzmuskel einer wachsenden Wirtschaft, ver- 
krampfte“. Es hat sich gezeigt, daß die inflationäre 
Entwicklung der vergangenen Jahre letztlich mit 
einer Sicherung von Vollbeschäftigung und Wirt- 
schaftswachstum nicht vereinbar war. 

56 . Unter konjunkturpolitischen Aspekten wird es 
kaum möglich sein, die derzeitige wirtschaftliche 
Lage in einen neuen fundierten Aufschwung über- 
zuleiten, wenn sich die Investitionsneigung nicht 
nachhaltig verbessert. Die zentrale Position der In- 
vestitionstätigkeit für eine Konjunkturbelebung darf 
nicht durch die Wiederholung von Fehleinschätzun- 
gen wie im vergangenen Jahr in Frage gestellt wer- 
den. Wirtschafts- und Finanzpolitik haben zusam- 
men mit der monetären Politik erreicht, daß in der 
Bundesrepublik generell die Inflationserwartungen 
zunächst durchbrochen sein dürften. Die Ausgangs- 
lage für eine konsolidierte Entwicklung ist insofern 
günstig. In diesem Zusammenhang ist allerdings auf 
die Gefahren hinzuweisen, die der Sachverständigen- 
rat für den Fall aufzeigt, daß die Tarifparteien die 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernisse in der Lohn- 
politik nicht genügend berücksichtigen. Es hängt 
also in starkem Maße von den Tarifparteien ab, 
daß sich die Investitionsimpulse, die die Bundes- 
regierung mit ihrem Konjunkturprogramm vom De- 
zember 1974 gegeben hat, in die erwünschten An- 
stoßwirkungen für die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion Umsetzen. Nach den eindringlichen Erfah- 
rungen der jüngsten Vergangenheit und angesichts 
der Einkommensverbesserung durch die Steuer- und 
Kindergeldreform erscheint jetzt mehr als früher 
die Hoffnung auf ein einsichtiges Verhalten der 
Tarifvertragsparteien gerechtfertigt. Eine derartige 
Kooperation wird auch dadurch erleichtert, daß die 
Bundesregierung mit dem „Pogramm zur Förderung 
von Beschäftigung und Wachstum bei Stabilität" 
der — gegenüber dem Informationsstand bei Ab- 
fassung des Jahresgutachtens verstärkten — kon- 
junkturellen Abschwächung auf breiter Front mit 
vielfältigen Mitteln entgegenwirkt, ohne damit neue 
inflatorische Impulse freizusetzen. 


geringer als in vergangenen Jahren, auch die Rück- 
kehr zu einem mittelfristig hohen Beschäftigungs- 
stand würde in Frage gestellt sein. Um dies zu 
vermeiden, muß die „Verkrampfung der Investi- 
tionsneigung“ gelöst werden. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß die schwache Entwicklung der 
Investitionen in den letzten Jahren nicht typisch 
ist für die Zukunft. 


Ili. Die Rollenzuweisung für Geld- und 
Finanzpolitik 

58 . Die auf mittlere Sicht angelegte stabilisierungs- 
politische Konzeption, die der Sachverständigenrat 
in seinem neuen Jahresgutachten vorstellt, beinhal- 
tet eine Akzentverlagerung innerhalb des bisherigen 
Systems der Globalsteuerung. Ausgehend von der 
zentralen Hypothese, daß es auf mittlere Sicht in 
einer Volkswirtschaft keine Inflation gibt ohne eine 
monetäre Expansion, die das Wachstum des Pro- 
duktionspotentials bei Normalauslastung übersteigt 
(JG 1974, Ziffer 375), sieht der Rat in der monetären 
Politik die über Erfolg oder Mißerfolg stabilitäts- 
politischer Bemühungen letztlich entscheidende Rah- 
menbedingung. Finanz- und Außenwirtschaftspolitik 
sowie einkommens- und unternehmenspolitisches 
Verhalten hätten sich innerhalb des vorgegebenen 
monetären Rahmens zu bewegen und ihren Beitrag 
zu einem soweit eben möglich friktionslosen Greifen 
der Geldpolitik zu leisten. Hiermit scheint eine 
Phase der geldtheoretischen Neuorientierung des 
Sachverständigenrates zum vorläufigen Abschluß 
gekommen zu sein. 

59 . Aufgrund des als gegeben unterstellten mit- 
telfristigen Zusammenhangs zwischen Geldmenge 
und Inflation fordert der Rat eine primär auf das 
Ziel der Preisniveaustabilisierung gerichtete, auf 
mittlere Sicht konzipierte und verstetigte Geld- 
politik (JG 1974, Ziffern 69*, 374 f.). über die Zu- 
nahme der Geldbasis müsse die monetäre Expansion 
so gesteuert werden, daß ein monetärer Spielraum 
für einen gesamtwirtschaftlichen Ausgabenzuwachs 
erreicht wird, der dem Wachstum des Produktions- 
potentials zuzüglich der als unvermeidlich anzu- 
sehenden Inflationsrate entspricht (JG 1974, Ziffern 
375, 394 f.). Die Einhaltung der so festgelegten „ob- 
jektiven" und allgemein bekanntzumachenden Gren- 
zen der monetären Expansion durch die am Wirt- 
schaftsleben Beteiligten wäre unabdingbare Spiel- 
regel; deren Verletzung müßte zwangsläufig Frik- 
tionen im Wirtschaftsablauf auslösen (JG 1974, Zif- 
fern 57*, 338, 363, 392, 415). Der Einsatz der Geld- 
politik zu kurzfristigen beschäftigungspolitischen 
Zwecken sei nicht mit dem Ziel der Herrschaft über 
das Geld durch die Notenbank vereinbar (JG 1974, 
Ziffern 390 ff., 396). Allenfalls sei eine gemäßigte 
antizyklische Steuerung der Geldbasis innerhalb 
einer begrenzten Marge vertretbar, um auf Schwan- 
kungen in der Ausgabenneigung der Wirtschaft zu 
reagieren, die von keinem Politikbereich zu verant- 
worten sind (JG 1974, Ziffern 390, 396). Nur in be- 
stimmten Ausnahmefällen (Beispiel: drastische Im- 
portverteuerungen) könnte eine einmalige Niveau- 


57 . Auch unter wachstumspolitischen Aspekten 
kommt den Investitionen eine entscheidende Be- 
deutung zu. Mit den an der zukünftigen Bedarfs- 
struktur orientierten privaten und komplementären 
öffentlichen Investitionen von heute werden die 
Fundamente für das künftige Wachstum gelegt. Aus 
den Schätzungen des Sachverständigenrates zur Ent- 
wicklung des Produktionspotentials, die im Ergeb- 
nis mit entsprechenden Untersuchungen der Bundes- 
regierung weitgehend übereinstimmen, wird deut- 
lich, daß die schwache Investitionsneigung der ver- 
gangenen Jahre zu einem verlangsamten Anstieg 
des Produktionspotentials geführt hat. Würde sich 
diese Tendenz fortsetzen, dann wäre nicht nur 
der mögliche Zuwachs des realen Sozialprodukts 


25 



Drucksache 7/3197 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Verschiebung an der Geldbasis gerechtfertigt sein 
(JG 1974, Ziffern 393, 396). 

60 . Ähnliche Vorschläge zur Neuorientierung der 
monetären Politik wurden nicht erst in jüngerer 
Zeit gemacht. Solange jedoch das System fester 
Wechselkurse eine wirksame Absicherung gegen 
außenwirtschaftliche Einflüsse praktisch verhinderte, 
waren derartige Vorstellungen nicht realisierbar. 
Seit dem Übergang zu weitgehend beweglichen 
Wechselkursen hat die Bundesbank sich bei ihrer 
Geld- und Kreditpolitik zunehmend von einer ähn- 
lichen Konzeption leiten lassen. Der zweifelsohne 
entscheidende Anteil, den die von der Bundesregie- 
rung mitgetragene Geldpolitik an den im inter- 
nationalen Maßstab beachtlichen Stabilisierungs- 
erfolgen im vergangenen Jahr hatte, dürfte die Sach- 
verständigen bei ihrer Stellungnahme zur Geld- 
politik bestärkt haben. 

Der Regel des Sachverständigenrates für die mittel- 
fristige Expansion der Zentralbankgeldmenge nach 
Maßgabe des Produktionspotentialwachstums zu- 
züglich des als unvermeidbar anzusehenden Preis- 
niveauanstiegs kann im Prinzip zugestimmt werden. 
Das Ergebnis des Wirtschaftsprozesses würde dann 
vor allem bestimmt von der Bereitschaft der wirt- 
schaftlichen Gruppen, das eigene Handeln dem Sta- 
bilisierungsziel adäquat zu gestalten. 

Allerdings sind das Wachstum des Produktions- 
potentials sowie der unvermeidbare Preisanstieg 
keine exakt voraussehbaren Größen. Ihre Berech- 
nung und Prognose sind gerade auch in Zeiten 
akzentuierten Strukturwandels mit erheblichen Un- 
sicherheiten behaftet. 

Außerdem darf eine Regel für die mittelfristige 
Geldmengenexpansion nicht völlige konjunktur- 
politische Abstinenz der monetären Politik bedeu- 
ten. Zur Dämpfung von Konjunkturschwankungen 
muß die Geldpolitik weiterhin kurzfristig diskretio- 
när einsetzbar sein. 

61 . Weist der Sachverständigenrat der Geldpolitik 
die dominierende Rolle bei der Inflationsbekämp- 
fung zu, so plädiert er zugleich für eine gewisse 
Entlastung der Finanzpolitik von konjunktur- und 
stabilitätspolitischen Aufgaben. Er tritt für eine 
stärkere Verstetigung auch der Finanzpolitik ein. 
In diesem Zusammenhang weist der Sachverstän- 
digenrat zu Recht auf das Spannungsverhältnis hin, 
das zwischen den verschiedenen Aufgaben der 
Finanzpolitik, insbesondere zwischen der Versor- 
gungsfunktion mit öffentlichen Gütern, der sozialen 
Funktion einer Einkommensredistribution und der 
konjunkturpolitischen Funktion im Rahmen der Glo- 
balsteuerung besteht. Dieses Spannungsverhältnis 
ist dabei um so eher zu entschärfen, je geringer die 
Abweichungen von den angestrebten Zielen des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes sind, und je 
wirksamer sich die übrigen, neben der Finanzpolitik 
einzusetzenden Instrumente erweisen. Insofern 
stimmt die Bundesregierung auch mit der Fest- 
stellung des Rates überein, daß die Finanzpolitik von 
konjunkturpolitischen Aufgaben dadurch teilweise 
entlastet wird, daß sich die Wirkungsmöglichkeiten 
der Geldpolitik nach Absicherung der außenwirt- 


schaftlichen Flanke verbessert haben. Die Bundes- 
regierung hat in den vergangenen Jahren bereits 
selbst auf die Grenzen einer finanzpolitischen Stabi- 
lisierungspolitik allein über die Ausgabenseite der 
Haushalte hingewiesen und zur Konjunktursteue- 
rung vermehrt die Einnahmenseite der Haushalte, 
d. h. steuerliche Instrumente, herangezogen. 

Zwar hält der Sachverständigenrat eine antizykli- 
sche Ausgabenpolitik über Zusatzhaushalte in Re- 
zessionsphasen sowie die diskretionäre steuerliche 
Beeinflussung der privaten Konsum- und Investi- 
tionsneigung für durchaus angebracht, zugleich 
macht er aber die Grenzen für eine weitergehende 
antizyklische Handhabung der Finanzpolitik deut- 
lich. Der Hinweis auf die Bedeutung einer konti- 
nuierlichen und stetigen Finanzpolitik (JG 1974, Zif- 
fer 417) wird von der Bundesregierung begrüßt. 
Stabilitätspolitik kann in der Tat nicht über längere 
Zeit einseitig zu Lasten der öffentlichen Leistungen 
erfolgen. Auch ist die Flexibilität der Haushalte 
nicht groß genug, um jede gesamtwirtschaftlich not- 
wendige Nachfragerestriktion über die öffentliche 
Hand realisieren zu können. Gleichwohl kann für 
die Finanzpolitik nicht eine starre Regel im Sinne 
einer isolierten Verstetigung der Ausgaben unter 
Vernachlässigung jeglicher antizyklischen Zielset- 
zung akzeptiert werden. Dies gilt im übrigen auch 
deshalb, weil von der Ausgabengestaltung der Haus- 
halte eine nicht zu unterschätzende psychologische 
Wirkung auf die Gesamtwirtschaft ausstrahlt. Der 
antizyklische Einsatz der Finanzpolitik kann insbe- 
sondere notwendig werden, wenn bei mittelfristiger 
Ausrichtung der Geldpolitik kurzfristig konjunktur- 
politisch unerwünschte Auswirkungen eintreten soll- 
ten. 


IV. Funktionsfähigkeit der Märkte 

62 , Die Bundesregierung stimmt mit dem Sachver- 
ständigenrat darin überein, daß die Wettbewerbs- 
politik einen wesentlichen Beitrag zur dauerhaften 
Sicherung der Stabilität zu leisten hat (JG 1974, Zif- 
fer 350). Die Wettbewerbspolitik wirkt der Vermach- 
tung von Märkten entgegen. Soweit solche Macht- 
positionen bereits vorhanden sind, verfolgt sie das 
Ziel, Marktpartner und Verbraucher vor Mißbrauch 
von Marktmacht zu schützen. Insofern schafft sie 
auch Rahmenbedingungen dafür, daß die Stabilitäts- 
politik besser greift. Die Wettbewerbspolitik ist von 
ihrem Ansatz her jedoch kein Mittel zur kurzfristi- 
gen Konjunkturbeeinflussung. Sie ist vielmehr ein 
wirtschaftspolitisches Instrument, mit dem die Wett- 
bewerbsstrukturen auf mittlere und lange Sicht ver- 
bessert werden sollen. Deshalb muß die Wettbe- 
werbspolitik — anders als die Konjunkturpolitik — 
unabhängig von den Konjunkturphasen prinzipiell 
in gleicher Richtung verfolgt werden. Dies schließt 
jedoch ein, daß die Wettbewerbspolitik vor allem 
im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht auch kurzfristig 
stabilitätsfördernd wirken kann. 

63 . Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß das 
Leitbild des funktionsfähigen Wettbewerbs nicht auf 
allen Märkten verwirklicht ist. Der Zeitraum seit 
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Inkrafttreten der Zweiten Kartellnovelle ist jedoch 
noch zu kurz, um ein gesichertes Urteil über die er- 
weiterten Möglichkeiten des Wettbewerbsrechts ab- 
zugeben. 

— Die Bundesregierung hat — einer Entschließung 
des Deutschen Bundestages folgend — die Aus- 
nahmestellung der Bereiche Verkehrswirtschaft, 
Land- und Forstwirtschaft, Kredit- und Versiche- 
rungswirtschaft, Urheberrechtsverwertungsgesell- 
schaften und Energie- und Wasserversorgung aus 
wettbewerblicher Sicht überprüft. Sie wird hier- 
über in Kürze einen Bericht vorlegen. 

— Die Kooperationserleichterungen der Kartellge- 
setznovelle sollen kleinen und mittleren Unter- 
nehmen durch einen strukturellen Nachteilsaus- 
gleich bessere Chancen im Wettbewerb mit Groß- 
unternehmen eröffnen. Hierdurch wird der Lei- 
stungswettbewerb nicht gedämpft, sondern es 
werden günstigere Voraussetzungen für einen 
funktionsfähigen Wettbewerb geschaffen. 

■ — In der Kartellgesetznovelle von 1973 hat sich 
der Gesetzgeber dafür entschieden, die Unver- 
bindliche Preisempfehlung für Markenwaren zu- 
mindest für eine Übergangszeit aufrechtzuerhal- 
ten. Zugleich hat die Novelle die Preisempfeh- 
lungen einer neuen scharfen Mißbrauchsaufsicht 
unterworfen, die das Bundeskartellamt konse- 
quent anwendet. Entsprechend der Entschließung 
des Bundestages bei Verabschiedung der Kartell- 
gesetznovelle wird die Bundesregierung bis Ende 
1976 einen Bericht über die Anwendungspraxis 
der Preisempfehlungen erstatten. Sie wird hier- 
bei nicht zögern, die Abschaffung der Preis- 
empfehlung für Markenwaren vorzuschlagen, 
falls sich die Auswirkungen solcher Empfehlun- 
gen insgesamt als schädlich erweisen. 

— Die Bundesregierung bewertet die bisherigen 
Erfahrungen mit der Fusionskontrolle positiv. 


Die Zahl der Untersagungsverfügungen des Bun- 
deskartellamtes allein ist kein hinreichender 
Maßstab zur Beurteilung der Wirksamkeit dieses 
Instrumentes, denn eine Vielzahl von Fusionen 
werden allein wegen der Existenz der Fusions- 
kontrolle nicht oder in einer Ausgestaltung voll- 
zogen, die den Anforderungen des Kartellgeset- 
zes Rechnung trägt. Im übrigen ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß die wettbewerbs- 
politischen Zielsetzungen nicht isoliert gesehen 
werden dürfen. Sie können mit anderen gesamt- 
wirtschaftlichen Zielen konkurrieren. Die Mög- 
lichkeit der „Ministererlaubnis" in diesen wie in 
anderen Bereichen des Kartellrechts ist deshalb 
— richtig verstanden — keine Einschränkung der 
wettbewerbspolitischen Zielsetzung, sondern Aus- 
druck der Notwendigkeit ihrer Einordnung in die 
gesamte Wirtschafts- und Ordnungspolitik. 

Die Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen ist durch die Einführung objektiver 
Kriterien für Marktmacht sowie von Vermutun- 
gen im Sinne von Aufgreifkriterien wesentlich 
verbessert und zu einem Schwerpunkt der Tätig- 
keit des Bundeskartellamtes geworden. Die 
Schwierigkeiten, die sich für den Beweis eines 
Mißbrauchs im Einzelfalle insbesondere bei der 
Preismißbrauchsaufsicht ergeben, stellen die Ver- 
waltung zur Zeit noch vor besondere Aufgaben. 
Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, 
daß die Verwaltungspraxis, die bereits erkenn- 
bar die bisherigen Erfahrungen über Möglich- 
keiten und Grenzen des Instrumentes miteinbe- 
zieht, sich weiter fortentwickeln wird und die 
anfänglichen Schwierigkeiten bei der Auslegung 
des Mißbrauchsbegriffs überwinden kann. In dem 
Maße, in dem die Mißbrauchsaufsicht über markt- 
beherrschende Unternehmen ihrer Aufgabe nicht 
gerecht werden sollte, wird sich allerdings die 
auch vom Sachverständigenrat ausgesprochene 
Frage nach strukturellen Maßnahmen stellen. 
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Anlage zum Jahreswirtschaftsbericht 1975 


I. Rückblick auf die Jahresprojektion 1974^) und 
die tatsächlich eingetretene Entwicklung 

1. Die konjunkturelle Entwicklung der Bundes- 
republik hatte sich in der zweiten Hälfte des Jahres 

1973 bereits vor den Preisbeschlüssen der Erdölför- 
derländer deutlich abgeschwächt. Dies war weit- 
gehend auf die Wirkungen der nach dem Übergang 
zu flexibleren Wechselkursen möglich gewordenen 
straffen Geldpolitik und des zweiten Stabilitätspro- 
gramms der Bundesregierung vom 9. Mai 1973 zu- 
rückzuführen. Mit diesem Programm sollte ein dro- 
hendes — auch vom Sachverständigenrat in einem 
Sondergutachten befürchtetes — Uberschäumen der 
Konjunktur verhindert werden. Die konjunkturpoli- 
tischen Einflüsse wurden am Jahresende 1973 durch 
strukturelle Anpassungsprobleme auf Grund der Mi- 
neralölverteuerung verschärft. Aus diesem Grunde 
hob die Bundesregierung bereits im Dezember 1973 
einen Teil der Maßnahmen vorzeitig auf. 

Unter dem Eindruck der drastischen Verteuerung 
des Mineralöls und der sich daraus ergebenden 
strukturellen Anpassungsschwierigkeiten sowie auch 
wegen der nicht auszuschließenden Möglichkeit wei- 
terer Preisanhebungen durch die Erzeugerländer 
herrschte zu Beginn des Jahres 1974 erhebliche Un- 
sicherheit über die weitere konjunkturelle Entwick- 
lung. Insbesondere die Aussichten für den Welthan- 
del waren angesichts der sich abzeichnenden Ver- 
schärfung der Zahlungsbilanzungleichgewichte kaum 
noch abzuschätzen. Unsicher war aber auch, wie die 
Unternehmen und Haushalte im Inland, und nicht 
zuletzt die Tarifvertragsparteien, auf die Erhöhung 
des Preis- und Kostenniveaus und die plötzliche Ver- 
schiebung der Preisrelationen reagieren würden. In 
dieser Situation schien zu Beginn des Jahres für 

1974 eine Stagnation des realen Bruttosozialpro- 
dukts nicht ausgeschlossen, im Jahreswirtschaftsbe- 
richt wurde unter bestimmten Voraussetzungen des- 
halb von einem Wirtschaftswachstum zwischen 0 
und 2 Vo für 1974 ausgegangen. 

Nachdem in den darauffolgenden Monaten sichtbar 
wurde, daß der im Verlaufe des Vorjahres zu be- 
obachtende stetige Rückgang der Inlandsaufträge 
bei der Industrie im ersten Quartal durch einen 
deutlichen Anstieg abgelöst worden war, wurden 
die konjunkturellen Aussichten allgemein wieder 
günstiger beurteilt. Doch zeigte sich bald, daß diese 
Nachfragebelebung nur von kurzer Dauer war und 
keinen nachhaltigen konjunkturellen Tendenzum- 
schwung bedeutete. Dazu dürfte auch beigetragen 
haben, daß die stark gestiegenen Lohnkosten auf 
eine zunehmende Einengung der Uberwälzungsspiel- 
räume stießen. Im weiteren Verlauf setzte sich der 
nur zeitweise unterbrochene Rückgang der indu- 
striellen Inländsaufträge wieder fort; er konnte auch 
durch die weiterhin zunehmenden Aufträge aus dem 
Ausland nur zum Teil ausgeglichen werden. Dabei 
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traten strukturelle Probleme einzelner Bereiche im- 
mer stärker in den Vordergrund. Entsprechend der 
Nachfrage schwächte sich auch die Produktionstätig- 
keit im Verlauf ab. Im Beschäftigungsbereich be- 
gegneten die Unternehmen dieser Entwicklung teil- 
weise durch Übergang zu Kurzarbeit, in zunehmen- 
dem Maße aber auch durch den Abbau ihres Perso- 
nalbestandes. Die Zahl der Arbeitslosen stieg im 
Verlaufe des Jahres deutlich an. Andererseits dürfte 
die gedämpfte Konjunkturlage mit dazu beigetragen 
haben, daß sich die zu Jahresanfang — insbesondere 
im industriellen Bereich — starke Preisentwicklung 
entgegen der Tendenz in den meisten anderen Län- 
dern später allmählich verlangsamte. 

2. Insgesamt verlief die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung 1974 etwa in dem durch die Jahresprojek- 
tion abgesteckten Rahmen (vgl. Tabelle auf Seite 29). 
Das Bruttosozialprodukt nahm im Durchschnitt des 
Jahres 1974 real um rd. V 2 V 0 zu (Jahresprojektion: 
0 bis + 2 ®/o); dahinter stand nach einem deutlichen 
Anstieg im ersten Quartal ein allmählicher Rück- 
gang des gesamtwirtschaftlichen Produktionsniveaus 
im weiteren Jahres verlauf. Je Erwerbstätigen be- 
trug der gesamtwirtschaftliche Produktionszuwachs 
1974 2 V 2 % (Jahresprojektion: 2 bis 3 Vo). Der Rück- 
gang der Zahl der Erwerbstätigen- erreichte mit gut 
IV 2 V 0 die im Jahreswirtschaftsbericht befürchtete 
Größenordnung (—1 bis ”2®/o). Allerdings schlug 
sich dieser Rückgang der Erwerbstätigenzahl stärker 
als erwartet in zunehmender Arbeitslosigkeit nie- 
der. Es gelang daher nicht, die Arbeitslosenquote, 
wie angestrebt, auf rd. 2 ®/o zu begrenzen, sie stieg 
vielmehr im Jahresdurchschnitt 1974 auf 2,6 Vo an. 

3. Die Preise für die inländische Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen nahmen 1974 mit 
8 V 2 Vo in dem projektierten Ausmaß ( + 8 bis +9 Vo) 
zu. Dieser Preisanstieg war in erheblichem Maße 
von der starken Verteuerung der Einfuhr, insbeson- 
dere von Mineralöl und Mineralölprodukten, mit- 
bestimmt. Die Einfuhr von Waren und Dienstleistun- 
gen insgesamt, die 1974 etwa ein Fünftel der Ge- 
samtnachfrage deckte, ist im Jahresdurchschnitt 1974 
um 22 V 2 Vo teurer geworden. Erwartungsgemäß blieb 
der Preisanstieg des Bruttosozialprodukts, auf den 
die Verteuerung der Einfuhren unmittelbar nahezu 
keinen Einfluß hat, deutlich hinter dem Anstieg der 
gesamten Inlandspreise zurück. Die Preisrate des 
Bruttosozialprodukts lag 1974 mit 6 V 2 ^/o an der 
Untergrenze der im Jahreswirtschaftsbericht erwar- 
teten Marge (+ 6 V 2 bis 7 Vo). Dies ist um so bemer- 
kenswerter, als die Lohnkosten gleichzeitig stärker 
als projektiert gestiegen sind; die Ertragslage der 
Unternehmen hat sich danach also ungünstiger ent- 
wickelt, als im Jahreswirtschaftsbericht angenom- 
men worden war. Der Anstieg der Verbraucher- 
preise ist 1974 sogar hinter den ursprünglichen Be- 
fürchtungen zurückgeblieben. Während in der Jah- 
resprojektion für 1974 von einer Verteuerung des 
Privaten Verbrauchs um 8 bis 9 ^/o ausgegangen 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung im Jahre 1974 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung 



Jahresprojektion 

Tatsächliche 
Entwicklung ^) 

Entstehung des Sozialprodukts 

Veränderung gegenül 

Der dem Vorjahr in Vo 

Erwerbstätige 

— 1 bis — 2 

- 1,7 

Arbeitslosenquote in Vo 

(rund 2) 

(2.6) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— 1 bis ~ IVa 

- 1,2 

Bruttoinlandsprodukt 

in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 0 bis + 2 

+ 0,6 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 2 bis + 3 

+ 2,3 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 3V2 bis + 4 

+ 3,5 

Verwendung des Sozialprodukts in Jeweiligen Preisen 



Privater Verbrauch 

+ 8 V 2 bis + 9 V 2 

+ 7,5 

Staatsverbrauch 

+ 14 bis +15 

+ 16,0 

Anlageinvestitionen 

+ 4 bis + 6 

“ 2,3 

darunter: 

öffentliche Investitionen 

+ 9 bis +11 

+ 17,7 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 

(+ 3 bis + 6) 

(+ 2,4) 

Inlandsnachfrage 

+ 8 bis + 9*/2 

+ 5,7 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+15 bis +20) 

(+38,5) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in Vo 

{Ph bis 2) 

(3.9) 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 6^/2 bis + 8 V 2 

+ 7,0 

Preisentwicklung 



Privater Verbrauch 

+ 8 bis + 9 

+ 7,3 

Inlandsnachfrage 

+ 8 bis + 9 

+ 8,5 

Bruttosozialprodukt 

+ 6 V 2 bis + 7 

+ 6,5 

Verteilung des Sozialprodukts 



Volkseinkommen 

+ 6 bis + 8 

+ 6,8 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
(Summe) 

+ 3 bis + 5 

± 0 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Summe) 

+ 7 bis + 8 V 2 

+ 9,7 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten 
Arbeitnehmer 

+ 8 V 2 bis + 9 V 2 

+ 11,4 

Sparquote in Vo 

(12^/2 bis +13) 

(}4,1) 


1) Erste vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
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worden war, nahmen die Verbraucherpreise in die- 
sem Jahr tatsächlich um knapp 7 V 2 % zu; maß- 
gebend hierfür war weitgehend ein unerwartet 
schwacher Anstieg der Nahrungsmittelpreise und 
der Mieten. Im internationalen Vergleich (OECD- 
Länder) war die Verbraucherpreissteigerung damit 
1974 in der Bundesrepublik Deutschland am niedrig- 
sten (vgl. Tabelle auf Seite 30). 

4 . Mit 7 % blieb die nominale Zunahme des Brutto- 
sozialprodukts 1974 innerhalb der im Jahres wirt- 
schaftsbericht projektierten Bandbreite ( + 6V2 bis 
8V2 Vo). Diese globale Übereinstimmung von tatsäch- 
licher Entwicklung und Projektion darf allerdings 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Entwicklung 
der Verwendungsstruktur zum Teil beträchtlich von 
den Vorstellungen des Jahres Wirtschaftsberichts ab- 
wich. So nahm die inländische Verwendung von 
Waren und Dienstleistungen 1974 nur um gut 
5 V 2 Vo zu, während im Jahres wirtschaftsbericht eine 
Zunahme um 8 bis 9 V 2 % erwartet worden war. 

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte blieb mit einem Anstieg um 7,0 ®/o noch 
dahinter zurück; dies ergibt sich aus der anderen Zu- 
sammensetzung des zugrunde liegenden Warenkorbes 
und einer anderen Berechnungsmethode. 


Andererseits ging der Außenbeitrag nicht — wie 
projektiert — auf 15 bis 20 Mrd. DM zurück, son- 
dern stieg sogar — trotz der drastischen Verteue- 
rung der Einfuhren — nochmals beträchtlich (auf 
38,5 Mrd, DM) an. Dieses weitere Anwachsen des 
Außenbeitrags beruhte insbesondere auf der uner- 
wartet starken Expansion der Ausfuhr, die u, a. auch 
auf zeitweise Produktionshemmnisse in wichtigen 
Partnerländern zurückzuführen war. 

5 . Die Zunahme der inländischen Verwendung von 
Waren und Dienstleistungen blieb vor allem wegen 
der schwächeren Investitionstätigkeit hinter dem 
Projektionsansatz zurück. Die Anlageinvestitionen 
nahmen 1974 nominal um 2 V 2 Vo ab, während in der 
Jahresprojektion von einem Anstieg um 4 bis 6 Vo 
ausgegangen worden war. Die Investitionsentwick- 
lung dürfte dabei nicht zuletzt wegen der über den 
Projektionsansatz hinausgehenden Lohnentwicklung 
schwächer ausgefallen sein, da die Überwälzung der 
Lohnkosten bei anhaltend stabilitätsorientierter 
Geld- und Kreditpolitik auf Grenzen stieß und sich 
die Ertragslage der Unternehmen damit erheblich 
verschlechterte. Auch die Vorratshaltung erreichte 
mit 2 V 2 Mrd, DM nicht ganz die projektierte Größen- 
ordnung ( + 3 bis 6 Mrd. DM). Trotz des stärkeren 


Internationaler Vergleich der Verbraucherpreisentwicklung 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 

in % 









1974 




1971 

1972 

1973 

1. Vj. 

2. Vj. 

3.Vj. 

Okto- 

ber 

Novem- 

ber 

Bundesrepublik Deutschland 

+ 5,3 

+ 

5,5 

+ 6,9 

+ 7,4 

+ 7,1 

+ 7,1 

+ 7,1 

+ 6,5 
Dez. 

+ 5,9 

Belgien 

+ 4,3 

+ 

5,5 

+ 6,9 

+ 8,4 

+ 11,5 

+ 14,6 

+ 15,7 

+ 16,3 

Dänemark 

+ 5,8 

+ 

6,6 

+ 9,3 

+ 14,2 

+ 15,1 

+ 16,2 

+ 16,8 

+ 16,5 

Frankreich 

+ 5,5 

+ 

5,9 

+ 7,3 

+ 11,3 

+ 13,6 

+ 14,5 

+ 14,9 

+ 14,9 

Großbritannien 

+ 9,5 

+ 

7,1 

+ 9,2 

+12,3 

+ 16,1 

+ 17,0 

+ 17,1 

+ 18,3 

Irland 

+ 8,9 

+ 

8,7 

+ 11,4 

+ 13,4 

+ 16,3 

+ 17,9 



Italien 

+ 4,8 

+ 

5,7 

+10,8 

+ 13,7 

+ 15,9 

+ 20,6 

+ 24,8 

+ 25,2 

Luxemburg 

+ 4,7 

+ 

5,2 

+ 6,1 

+ 7,9 

+ 8,7 

+ 10,2 

+ 10,8 

+ 11,4 

Niederlande 

+ 7,5 

+ 

7,8 

+ 8,0 

+ 8,7 

+ 8,8 

+ 9,8 

+ 10,7 

+ 11,0 

Norwegen 

+ 6,2 

+ 

7,2 

+ 7,5 

+ 8,4 

+ 8,2 

+ 9,8 

+ 10,5 

+ 10,5 

Österreich j 

+ 4,7 

+ 

6,3 

+ 7,6 

+ 8,5 

+ 9,9 

+ 10,1 

+ 10,0 

+ 9,4 

Portugal 

+ 11,9 

+ 10,7 

+12,9 

+23,7 

+ 26,0 

+ 28,6 

+ 25,7 


Schweden 

+ 7,4 

+ 

6,0 

+ 6,7 

+ 12,4 

+ 13,8 

+ 14,4 

+ 12,1 

+ 11,8 

Schweiz 

+ 6,6 

+ 

6,7 

+ 8,7 

+ 10,4 

+ 9,4 

+ 10,6 

+ 9,7 

+ 9,0 

Japan • 

+ 6,1 

+ 

4,5 

+11,7 

+ 23,3 

+ 22,7 

+ 23,4 

+ 26,2 

+ 25,8 

Kanada 

+ 2,9 

+ 

4,8 

+ 7,6 

+ 9,7 

+ 10,7 

+ 11,0 

+ 11,6 

+ 12,0 

USA 

+ 4,3 

+ 

3,3 

+ 6,2 

+ 9,8 

+ 10,7 

+ 11,7 

+ 12,2 

+ 12,1 


Quelle: EG, OECD und Statistisches Bundesamt 
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Lohnanstiegs gilt das ebenfalls für den Privaten 
Verbrauch, der 1974 nur um 7V2 Vo zunahm, während 
in der Jahresprojektion mit einer Steigerung um 8V2 
bis 9V2 Vo gerechnet worden war. Dieses Zurückblei- 
ben der Verbrauchsentwicklung hinter den ur- 
sprünglichen Erwartungen ist zum Teil darauf zu- 
rückzuführen, daß die Sparquote 1974 nicht — ■ wie 
unterstellt — auf 12V2 bis 13 Vo zurückging, sondern 
mit 14 Vo sogar noch die Größenordnung des Vor- 
jahres (I3V2 Vo) übertraf. Der Anstieg des Staatsver- 
brauchs ging dagegen mit 16 Vo über die Obergrenze 
der im Jahreswirtschaftsbericht genannten Wachs- 
tumsmarge (+14 bis 15 Vo) hinaus. 

6 . Mit einer Zunahme um knapp 7 Vo lag die Ent- 
wicklung des Volkseinkommens 1974 im projektier- 
ten Rahmen ( + 6 bis 8V0). Allerdings hat sich die 
Einkommensverteilung stärker zugunsten der Lohn- 
einkommen verschoben, als im Jahreswirtschaftsbe- 
richt unterstellt worden war: Statt um 7 bis 8V2 Vo 
stieg das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit 1974 um gut 9V2 Vo an, während das Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
— teilweise dadurch bedingt — gleichzeitig stag- 
nierte (Jahresprojektion: +3 bis 5Vo). Je beschäf- 
tigten Arbeitnehmer erhöhte sich die Bruttolohn- 
und -gehaltssummen sogar um rd. IIV2 Vo, während 
im Jahreswirtschaftsbericht von einer Zunahme um 
8V2 bis 9V2 Vo ausgegangen worden war. Die ge- 
samtwirtschaftliche Lohnquote setzte ihren Anstieg 
auch 1974 fort, sie erhöhte sich von 69,5 Vo im Vor- 
jahr auf 71,4 Vo^), Die Lohnkosten stiegen damit 
1974 wesentlich stärker als projektiert. War es im 
vorhinein ungewiß, ob sich ein über den Projek- 
tionsansatz hinausgehender Lohnkostenanstieg in 
höheren Preissteigerungen oder höherer Arbeits- 
losigkeit niederschlagen würde, so wird im Rück- 
blick deutlich, daß die stärkere Zunahme der Lohn- 
kosten 1974 tatsächlich vorwiegend zu Lasten der 
Beschäftigungslage ging. 

7 . Für die Gesamtausgaben des öffentlichen Sek- 
tors (in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung) war Anfang 1974 unter Berück- 
sichtigung der damals vorliegenden Planungen ein 
Wachstum von I2V2 Vo bis I3V2 Vo angenommen 
worden. Die tatsächliche Zunahme betrug I5V2 ^/o. 
Dabei erhöhte sich der Staatsverbrauch (Verbrauchs- 
ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozial- 
versicherung) mit 16 Vo (Jahresprojektion: +14 bis 
15 Vo) — vor allem infolge der höheren Steigerung 
der Personalausgaben und der Sachleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung — stärker als 
projektiert. Die Einkommens- und Vermögensüber- 
tragungen des Staates (einschließlich Zinsen) haben 
mit I4V2 Vo ebenfalls erheblich stärker zugenommen 
als vorausgeschätzt worden war (11 bis 12 Vo). Bei 
den Einkommensübertragungen fällt ins Gewicht, 
daß durch den Abbau des Überhangs an Rentenan- 
trägen, die sich als Folge der großen Arbeitsbela- 


^) Die um Veränderungen der Beschäftigungsstruktur 
(Basis 1960) bereinigte Lohnquote stieg von 63,5 Vo im 
Jahre 1973 auf 65,3 Vo im Jahre 1974. 


stung der Versicherungsträger durch das Renten- 
reformgesetz im Jahre 1973 angestaut hatten, und 
durch höhere Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen 
nennenswerte Mehrausgaben geleistet wurden. Auch 
die tatsächlich erstellten öffentlichen Investitionen 
übertrafen mit einem Zuwachs von I7V2V0 den in 
der Jahresprojektion angenommenen Wert (9 bis 
11 Vo). Damit wurde die öffentliche Investitionstätig- 
keit 1974 erstmals nach mehreren Jahren auch real 
erheblich (um 8V2 Vo) ausgeweitet. Dazu beigetragen 
haben die beiden Sonderprogramme von Bund und 
Ländern im Frühjahr und Herbst, die zur Abstützung 
der konjunkturellen Entwicklung insbesondere in 
der Bauwirtschaft verstärkte öffentliche Auftrags- 
vergaben vorsahen. Die Einnahmen des öffentlichen 
Sektors stiegen insgesamt mit knapp 8V2 Vo etwa in 
dem in der Jahresprojektion vorgesehenen Rahmen 
(8 bis 9V2V0). Dabei konnten allerdings die Steuern 
mit knapp 7 Vo den Projektionansatz (8 bis 9V2 Vo) 
nicht erreichen, weil sich die Verwendungsstruktur 
des Bruttosozialprodukts anders als projektiert ent- 
wickelte; insbesondere der außerordentlich hohe 
Außenbeitrag führte dabei zu schwächeren Steuer- 
eingängen, als erwartet worden war. Die Sozialver- 
sicherungsbeiträge nahmen dagegen mit 1 1 Vo wegen 
der höheren Einkommensentwicklung stärker als 
vorausgeschätzt (8 bis 9V2 Vo) zu. Das Finanzierungs- 
defizit des staatlichen Sektors fiel mit IIV2 Mrd. DM 
deutlich höher als projiziert ( — 2 bis +2 Mrd. DM) 
aus. Im Vergleich zu dem Überschuß von 14 Mrd. 
DM im Jahre 1973 bedeutet dies einen „Swing" von 
rd. 25V2 Mrd. DM, von dem ein erheblicher expan- 
siver Impuls zur Stabilisierung der konjunkturellen 
Entwicklung ausgegangen sein dürfte. 

8 . Trotz der gegenüber dem Vorjahr geringeren 
Zunahme der verfügbaren Einkommen ist die private 
Ersparnis 1974 noch stärker gestiegen als im Jahre 

1973 und als zu Jahresbeginn vorhersehbar war. Bei 
unsicheren und pessimistischen Einkommens- und 
Beschäftigungserwartungen dürfte hierfür das Vor- 
sichtsmotiv größere Bedeutung gehabt haben, was 
auch durch die Bevorzugung liquiderer Anlagefor- 
men angezeigt wird. 

Demgegenüber war die Reduktion des Fremdfinan- 
zierungsbedarfs der Unternehmen stärker als er- 
wartet. Verantwortlich hierfür war der Rückgang 
der Investitionsaufwendungen als Reflex der im 
Durchschnitt stark verschlechterten Absatz- und Er- 
tragserwartungen sowie der Schwierigkeiten und 
hohen Kosten der Beschaffung von Fremdmitteln. 
Besonders stark war dabei die Verminderung des 
Finanzierungsdefizits des Wohnungsbausektors. Der 
Restriktionskurs der Geld- und Kreditpolitik wirkte 
— der Vorhersage entsprechend — in mehrfacher 
Hinsicht dämpfend: Das Finanzierungsangebot der 
Banken wurde eingeschränkt, die Verschuldungsbe- 
reitschaft der Wirtschaft gemindert und die Über- 
wälzung der weiterhin erheblich steigenden Kosten 
erschwert. 

Infolge des Anfalles von außenwirtschaftlichen 
Überschüssen in einer Höhe, die zu Jahresbeginn 

1974 noch nicht vorhersehbar war, ist der Netto- 
finanzierungsbedarf des Auslandes unerwartet hoch 
gewesen. 
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Die größenmäßig beträchtlichen Verschiebungen der 
Nettopositionen der einzelnen Sektoren, die mit 
einem Umschwung der Nettoposition der öffent- 
lichen Haushalte in ein hohes Defizit einhergingen 
und mit erheblichen Änderungen in der Struktur der 
Geldvermögensbildung und Kreditaufnahme ver- 
bunden waren, wurden von den Finanzierungsmärk- 
ten ohne größere Friktionen bewältigt. 


li. Jahresprojektion 1975 

9 . Seit der Jahresmitte 1973 — d. h. seit nunmehr 
bereits eineinhalb Jahren — befindet sich die Wirt- 
schaft der Bundesrepublik in einer teils konjunktu- 
rell bedingten, durch strukturelle Einflüsse im Jahre 

1974 aber erheblich verschärften Absdiwungsphase. 
Am Ende des Jahres 1974 war die wirtschaftliche 
Situation überwiegend durch Schwächetendenzen 
gekennzeichnet. Industrielle Auftragseingänge und 
Produktion gingen allmählich, aber stetig zurück. Bis 
zuletzt spiegelte sich in den Konjunkturindikatoren 
noch keine Tendenzwende wider; allerdings scheint 
inzwischen immerhin in dem von strukturellen An- 
passungsprozessen besonders betroffenen Baube- 
reich wenigstens eine Konsolidierung der Nachfrage 
auf niedrigerem Niveau eingetreten zu sein. 

10 . Neben dieser schwachen konjunkturellen Aus- 
gangslage sind bei der Abschätzung der im Jahre 

1975 möglichen und wünschenswerten gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung aber auch die bereits be- 
schlossenen, jedoch rechtlich oder faktisch erst 1975 
wirksam werdenden expansiven wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen zu berücksichtigen. 
Vor allem werden 1975 von der Steuer- und Kinder- 
geldreform, durch welche die privaten Einkommen 
um etwa 14 Mrd. DM erhöht werden, starke kon- 
junkturelle Impulse ausgehen. Auch das im Septem- 
ber 1974 beschlossene Sonderprogramm zur regiona- 
len und lokalen Abstützung der Beschäftigung, das 
insbesondere die Bautätigkeit beleben soll, wird 
überwiegend erst 1975 produktionswirksam werden. 
Dazu kommt insbesondere das Konjunkturprogramm 
der Bundesregierung vom Dezember 1974, das ne- 
ben weiteren unmittelbaren Nachfrageimpulsen u. a. 
eine zeitlich befristete 7,5®/oige Investitionszulage 
zur zusätzlichen Anregung der privaten Investitions- 
neigung vorsieht. Schließlich werden aber auch von 
der bereits ohne die Steuer- und Kindergeldreform 
zu erwartenden starken Ausweitung des Finanzie- 
rungsdefizits der öffentlichen Haushalte erhebliche 
konjunkturelle Stabilisierungswirkungen ausgehen. 
Nicht zuletzt sind durch die von der Bundesbank in 
Aussicht genommene Zuwachsrate der Zentralbank- 
geldmenge von rd. 8^/o im Jahresverlauf 1975 sowie 
die damit mögliche Entwicklung des Zinsniveaus 
wichtige Grundlagen für eine stabilitätsgerechte 
Konjunkturbelebung gegeben. Insgesamt sind damit 
von Seiten des Staates wesentliche Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß sich die Konjunktur nach 
ihrem im Vorjahr schwachen Verlauf 1975 wieder 
allmählich belebt. Ein nachhaltiger konjunktureller 
Tendenzumschwung wird jedoch nur dann erreicht 
werden können, wenn diese staatlichen Impulse 


auch durch ein konjunkturgerechtes Verhalten an- 
derer Entscheidungsträger unterstützt werden. 

11 . Die private Verbrauchsnachfrage dürfte 1975 
— vor allem im ersten Halbjahr — eine wesentliche 
konjunkturelle Stütze darstellen. Ihre Entwicklung 
wird erheblich durch die Auswirkungen der zu Jah- 
resbeginn in Kraft tretenden Steuer- und Kinder- 
geldreform mitbestimmt. Im einzelnen geht die Jah- 
resprojektion von folgenden Bestimmungsgründen 
für die Entwicklung des Privaten Verbrauchs aus: 
Der Anstieg der Bruttolohn- und -gehaltssumme 
wird für 1975 auf 7 bis 8^/o veranschlagt. Wegen 
der Entlastung durch die Steuerreform dürfte die 
Zuwachsrate der Nettolöhne und -gehälter in diesem 
Jahr nur wenig hinter der Bruttolohnentwicklung 
Zurückbleiben. Sehr expansiv werden sich 1975 die 
öffentlichen Einkommensübertragungen an die pri- 
vaten Haushalte infolge der Kindergeldreform ent- 
wickeln; ihr Anstieg wird auf etwa 19^/» geschätzt. 
Nach der schwachen Entwicklung im Vorjahr und im 
Einklang mit der Erwartung einer Verbesserung der 
Ertragslage in den Unternehmen dürften auch die 
entnommenen Gewinne und Vermögenseinkommen 
1975 wieder stärker zunehmen. Für das gesamte 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 
würde sich danach eine Steigerung um 9 bis 10®/o 
oder gut 55 bis 60 Mrd. DM ergeben; etwa 13 bis 
14 Mrd. DM oder rd. ein Viertel dieser Zunahme 
sind dabei auf die Auswirkungen der Steuer- und 
Kindergeldreform zurückzuführen. Da von dieser 
Reform vor allem kleine und mittlere Einkommen — 
also solche mit vergleichsweise niedriger Spar- 
quote — begünstigt werden, während die Belastung 
hoher Einkommen, aus denen vergleichsweise viel 
gespart wird, eher zunimmt, kann erwartet werden, 
daß ein großer Teil der Einkommensverbesserungen 
auf Grund der Steuer- und Kindergeldreform in den 
Konsum fließen wird. Da sich die ohnehin schon 
vergleichsweise sehr hohe Sparquote daher 1975 
voraussichtlich allenfalls geringfügig erhöhen dürfte, 
wird erwartet, daß die 

Zunahme des Privaten Verbrauchs mit 9 bis 

10 Vo 

(nach 7,5 im Vorjahr) etwa der Entwicklung des 
verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 
entspricht. 

Stärker noch als der Private Verbrauch dürfte 1975 
der Staats verbrauch (Verbrauch der Gebietskörper- 
schaften und der Sozialversicherung) ausgeweitet 
werden, wobei das im öffentlichen Dienst gezahlte 
Kindergeld wegen der Kindergeldreform erstmals 
nicht mehr als Staatsverbrauch, sondern als Über- 
tragungseinkommen zu verbuchen ist. Diese über- 
proportionale Zunahme ist weitgehend auf die dy- 
namische Entwicklung der Sachleistungen der So- 
zialversicherung zurückzuführen. Insgesamt wird der 

nominale Anstieg des Staatsverbrauchs für 1975 

auf 10^/2 bis IPh^lo (nach 16 ^/o im Vorjahr) 

veranschlagt. 

12 . Ein nachhaltiger konjunktureller Tendenzum- 
schwimg wird allerdings nur dann eintreten, wenn 
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Gesamtwirtsdiaftlidie Entwicklung in den Jahren 1971 bis 1974 
und Eckwerte der Jahresprojektion für 1975 



1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

+ 0,3 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

“ 0,2 + 0,3 - 1,7 

in Vü 

— rd. IV 2 

Arbeitslosenquote in ®/o 

(0,8) 

( 1 . 1 ) 

( 1 , 2 ) 

(2,6) 

(Id. 3) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 1,0 

~ 0,7 

- 0,5 

- 1.2 

- rd. 1 

Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 2,9 

+ 3,4 

+ 5,3 

+ 0,6 

+ rd. 2 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 2,6 

+ 3,6 

+ 5,0 

+ 2,3 

+ rd. 3 V 2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 3,6 

+ 4,3 

+ 5,5 

+ 3,5 

+ rd. 4 V 2 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 11,2 

+ 9,8 

+ 10,2 

+ 7,5 

+ 9 bis +10 

Staatsverbrauch 

+ 19,8 

+ 12,1 

+ 15,1 

+ 16,0 

+ IOV 2 bis +IIV 2 

Anlageinvestitionen 

+ 12,2 

+ 7,0 

+ 5,8 

" 2,3 

+ 4 bis + 6 

darunter: 

öffentlidie Investitionen 

+ 6,3 

- 1,2 

+ 4,4 

+ 17,7 

+ 12 bis +14 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 

(+ 5,40) 

(+ 4,40) 

(+ 9,60) 

(+ 2,4) 

(+ 5 bis + 7) 

Inlandsnachfrage 

+ 11,2 

+ 9,3 

+ 10,5 

+ 5,7 

+ 8 V 2 bis + 9 V 2 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+12,22) 

(+15,37) 

( + 25,32) 

( + 38,5) 

( + 35 bis +38) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o .... 

(1.6) 

(1.8) 

(2.7) 

(3,9) 

(rd. 3 V 2 ) 

Bruttosozialprodukt 

+ 11,1 

+ 9,5 

+ 11,5 

+ 7,0 

+ 8 bis + 9 

zu Marktpreisen 






Preisentwicklung 






Privater Verbrauch 

+ 5,4 

+ 5,5 

+ 7,0 

+ 7,3 

+ rd. 6 

Inlandsnachfrage 

+ 7,3 

+ 5,6 

+ 6,9 

+ 8,5 

+ 6 bis + 6 V 2 

Bruttosozialprodukt 

+ 7,9 

+ 5,9 

+ 5,9 

+ 6,5 

+ 6 bis + 7 

Verteilung des Sozialprodukts 






Volkseinkommen 

+ 10,7 

+ 9,3 

+ 12,1 

+ 6,8 

+ 8 bis + 9 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen (Summe) 

+ 5,4 

+ 8,2 

+ 9,0 

+ 0 

+ 8 bis +10 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 

+ 13,3 

+ 9,7 

+ 13,5 

+ 9,7 

+ 7 V 2 bis + 8 V 2 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäf- 
tigten Arbeitnehmer 

+ 11,7 

+ 9,0 

+ 12,0 

+ 11,4 

+ rd. 9 

Sparquote in ®/o 

(13.4) 

(14,4) 

(13,6) 

(14,1) 

(rd. 14) 
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im Gefolge der Belebung der Verbrauchsnachfrage 
auch die Investitionstätigkeit der Unternehmen wie- 
der zunimmt. Um einen zusätzlichen Anreiz für eine 
schnelle Vergabe von Investitionsaufträgen zu schaf- 
fen, hat die Bundesregierung daher im Dezember 
1974 u. a. eine bis zum 30. Juni 1975 befristete In- 
vestitionszulage in Höhe von 7,5 ®/o beschlossen. 
Wesentliche Voraussetzung für eine nachhaltig 
stärkere Investitionstätigkeit dürfte allerdings die 
Verminderung des starken Kostendrucks und damit 
eine Verbesserung der Ertragslage und der Ertrags- 
erwartungen in den Unternehmen sein. Die Aussich- 
ten hierfür erscheinen z. Z. nicht ungünstig; denn 
auf Grund der sich abschwächenden Entwicklung der 
Rohstoffpreise könnte sich von Seiten der Vorlei- 
stungskosten eine Entlastung ergeben, und auch die 
Kapitalkosten dürften bei einem voraussichtlich et- 
was nachgebenden Zinsniveau 1975 zurückgehen. 
Hinzukommen muß jedoch wegen des hohen Anteils 
an den Gesamtkosten auch eine deutliche Verlang- 
samung der Lohnkostenentwicklung. 

In der Jahresprojektion wird für 1975 von einem 
spürbaren Nachlassen des Kostendrucks im Unter- 
nehmenssektor ausgegangen. Im Einklang damit 
und auf Grund der zusätzlichen Investitionsanreize 
von Seiten des Staates kann im Verlaufe des Jahres 
eine allmähliche Verstärkung der Investitionstätig- 
keit der Unternehmen erwartet werden. Da die Un- 
ternehmensinvestitionen im vierten Quartal 1974 je- 
doch bereits deutlich unter ihrem Niveau im Durch- 
schnitt des Jahres lagen, dürfte dies allerdings vor- 
aussichtlich nur ausreichen, 1975 das reale Investi- 
tionsvolumen des Vorjahres wieder zu erreichen. 

Beim Wohnungsbau scheint inzwischen eine gewisse 
Konsolidierung der Nachfrage auf niedrigerem Ni- 
veau eingetreten zu sein; die Orientierung am mit- 
telfristigen Bedarf dürfte damit in etwa erreicht sein. 
Allerdings hat sich die Produktion der niedrigeren 
Nachfrage bisher noch nicht vollständig angepaßt. 

Es wird davon ausgegangen, daß die öffentlichen 
Investitionen, gestützt auf zusätzliche Programme 
des Bundes und einzelner Länder, ihren vorjährigen 
Anstieg — wenn auch verlangsamt — fortsetzen. 

Insgesamt wird in der Jahresprojektion für 1975 der 

Anstieg der Anlageinvesitionen mit 4 bis 6 ^/o 

angesetzt. 

Nach Abzug der voraussichtlichen Preissteigerungen 
würde danach das Vorjahresniveau in konstanten 
Preisen auch im günstigsten Fall nur geringfügig 
übertroffen werden. Wegen des deutlich unter dem 
Jahresdurchschnitt 1974 liegenden Ausgangsniveaus 
setzt dies jedoch im Verlaufe von 1975 eine deut- 
liche Beschleunigung der Investitionsentwicklung 
voraus. 

Ausrüstungs- und Bauinvestitionen dürften sich 1975 
im Rahmen der gesamten Anlageinvestitionen sehr 
unterschiedlich entwickeln. Während für die Aus- 
rüstungsinvestitionen von einer nominalen Steige- 
rung um 7 bis 9^/o ausgegangen wird, dürfte die 
nominale Ausweitung der Bauinvestitionen (+ 1 bis 
3'‘^/o) deutlich schwächer ausfallen. Real würde dies 
für die Bauinvestitionen im Jahresdurchschnitt 1975 


einen weiteren Rückgang, für die Ausrüstungsinve- 
stitionen eine leichte Zunahme bedeuten. Der un- 
günstigere Ansatz für die Bauinvestitionen ist dabei 
einmal auf die zu erwartende weiter rückläufige 
Wohnungsbautätigkeit; zum anderen aber darauf 
zurückzuführen, daß im Unternehmenssektor 1975 
Ersatz- und Rationalisierungsinvestitionen im Vor- 
dergrund stehen dürften, die sich erfahrungsgemäß 
vor allem in der Nachfrage nach Ausrüstungsgütern 
niederschlagen. 

Mit der verstärkten gesamtwirtschaftlichen Produk- 
tionstätigkeit werden 1975 wahrscheinlich auch wie- 
der von der Vorratsbildung expansive Impulse aus- 
gehen. Ein allmähliches Nachgeben des gegenwärti- 
gen Zinsniveaus könnte diese Entwicklung unter- 
stützen. Allerdings dürfte die Vorratsbildung zu- 
nächst noch verhältnismäßig schwach bleiben, da an- 
dererseits mit einem Abbau der unfreiwilligen La- 
gerhaltung gerechnet werden muß. Die gesamte In- 
landsnachfrage, also Verbrauch und Investitionen 
zusammengenommen, könnte damit 1975 nominal 
um 8V2 bis 9^/2^/o expandieren. 

13 . Die Konjunktur wird 1975 voraussichtlich in 
vielen Staaten vorerst schwach bleiben und damit 
die Expansion des Welthandels dämpfen. Als Hypo- 
these für die Jahresprojektion wird die Ausweitung 
des realen Welthandelsvolumens für 1975 — in 
weitgehender Übereinstimmung mit den Erwartun- 
gen von Sachverständigenrat, OECD-Sekretariat und 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften — 
auf rd. 4 ®/o veranschlagt. Dabei wird allerdings un- 
terstellt, daß es trotz der Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten in vielen Ländern nicht zu stärkeren Störun- 
gen des internationalen Warenaustausches kommt. 
Aber auch ohne Berücksichtigung solcher zahlungs- 
bilanzbedingter Störungen könnte die geschätzte 
Ausweitung des Welthandelsvolumens eher noch zu 
optimistisch sein, wenn die konjunkturelle Entwick- 
lung in wichtigen Ländern noch schwächer als er- 
wartet verläuft. In der Jahresprojektion wird davon 
ausgegangen, daß die Warenausfuhr der Bundesre- 
publik 1975 real etwa im Umfang des Welthandels- 
volumens und damit im Vergleich zum Vorjahr er- 
heblich abgeschwächt expandieren dürfte. Nominal 
wird die Zunahme der Ausfuhr von Waren und 
Dienstleistungen auf 12 bis 13 Vo veranschlagt (1974: 
4 - 32 V 2 ®/o). Im Gegensatz zur Ausfuhr dürfte die 
Wareneinfuhr mit der beschleunigt wachsenden In- 
landsnachfrage real stärker ansteigen als im Vor- 
jahr. Für die Einfuhr von Waren und Dienstleistun- 
gen wird von einer Zunahme um real 5V2 bis 6V2 Vo 
und nomial 14 bis I 5 V 2 Vo ausgegangen. 

Bei dieser erwarteten Entwicklung von Ausfuhr und 
Einfuhr würde 1975 der nominale 

Außenbeitrag etwa 35 bis 38 Mrd. DM 

betragen und damit trotz überproportionaler Zu- 
nahme der Einfuhr die vorjährige Größenordnung 
allenfalls geringfügig unterschreiten. Im Vergleich 
zum Vorjahr würden die vom Außenhandel ausge- 
henden konjunkturellen Impulse damit in diesem 
Jahr wesentlich schwächer. Auf Grund der projek- 
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tierten Entwicklung von Inlandsnachfrage und 
Außenbeitrag würde sich danach 1975 insgesamt eine 

nominale Zunahme des Bruttosozialprodukts um 

8 bis 9 ^/o 

ergeben. 

14 . Gute Aussichten bestehen für eine weitere Ver- 
langsamung des inländischen Preisanstiegs. Die 
starke Verteuerung der Rohstoffe, die in den ver- 
gangenen zwei Jahren den inländischen Preisanstieg 
wesentlich mitverursacht hat, ist insgesamt zum 
Stillstand gekommen. Angesichts der weltweiten 
konjunkturellen Abschwächung zeichnet sich für 
1975 eher ein Rückgang der Rohstoffpreise ab. In 
der Jahresprojektion wird davon ausgegangen, daß 
diese Kostenentlastung von außen durch eine deut- 
liche Verlangsamung in der Entwicklung der Lohn- 
kosten sowie durch mit nachgebendem Zinsniveau 
sinkende Kapitalkosten ergänzt wird. Unter diesen 
Voraussetzungen und wenn man ferner unterstellt, 
daß sich die Preise für Mineralöl nicht wesentlich 
ändern, könnte 1975 der Anstieg der Inlandspreise, 
also der Preise für Verbrauch und Investitionen, von 
+ 8 V 2 ®/o im Vorjahr auf +6 bis 6 V 2 ®/o zurückgehen. 

Auch für das Verbraucherpreisniveau wird im Ver- 
laufe des Jahres eine weitere Reduzierung des Vor- 
jahresabstandes erwartet, obwohl — anders als 
1974 — von der Entwicklung der Nahrungsmittel- 
preise voraussichtlich kaum ein dämpfender Einfluß 
zu erwarten ist. Jedoch schafft bereits der niedri- 
gere Überhang der Verbraucherpreisentwicklung 
(+ 2 V 2 ®/o nach + 3 V 2 Vo an der Jahreswende 1973/ 
1974) gute Voraussetzungen dafür, im Jahresdurch- 
schnitt 1975 eine 

Begrenzung der Verbraucherpreisrate auf rd. 

6V0 

(nach 7 V 2 ®/o im Vorjahr) zu erreichen. Im Verlaufe 
des Jahres 1975 würde dahinter ein Preisanstieg 
von etwa 5 bis 5 V 2 Vo stehen. Der gesamtwirtschaft- 
liche Deflationierungsfaktor blieb 1974 wegen der 
starken Verschlechterung der Terms of Trade deut- 
lich hinter der Verteuerung für die inländische Ver- 
wendung zurück. Da für 1975 keine wesentliche 
Veränderung der Terms of Trade erwartet wird, 
dürfte der Preisindex des Bruttosozialprodukts in 
diesem Jahr etwa im Rahmen des Preisniveaus der 
Inlandsnachfrage ansteigen, d. h. um 6 bis 7 ®/o. 

15 . Wenn die Entwicklung von nominalem Brutto- 
sozialprodukt und gesamtwirtschaftlichem Preis- 
niveau in dem projektierten Rahmen verläuft, würde 
sich 1975 ein 

realer Anstieg des Bruttosozialprodukts von rd. 

2Vo 

ergeben. Damit bliebe das gesamtwirtschaftliche 
Produktionswachstum auch in diesem Jahr etwas 
hinter der wegen der schwachen Investitionstätig- 
keit in den vergangenen Jahren bereits verlangsam- 
ten Entwicklung des Produktionspotentials zurück, 
wenn auch freilich nicht in dem Ausmaß des Vor- 
jahres. Entsprechend dürfte der Auslastungsgrad 
der technischen Kapazitäten im Jahresdurchschnitt 
nochmals etwas sinken. Da das gesamtwirtschaft- 


liche Produktionsniveau am Jahresende 1974 niedri- 
ger war als im Jahresdurchschnitt, setzt das projek- 
tierte Wachstum im Verlaufe des Jahres 1975, also 
von Jahresanfang bis Jahresende, trotzdem einen 
verhältnismäßig starken Anstieg der Produktion und 
damit des Auslastungsgrades voraus. 

Bei einer solchen gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung dürfte die Produktivität (Bruttoinlandsprodukt 
je Erwerbstätigenstunde) 1975 um etwa 4 V 2 Vo zu- 
nehmen. Das gesamte Arbeitsvolumen (Zahl der Er- 
werbstätigen X durchschnittliche Arbeitszeit) würde 
dann im Jahresdurchschnitt nochmals in dem Aus- 
maß abnehmen, in dem der Produktionszuwachs hin- 
ter der Produktivitätsrate zurückbleibt, d. h. um vor- 
aussichtlich etwa 2 V 2 Vo. Da die Kurzarbeit im Durch- 
schnitt der Gesamtwirtschaft 1975 gegenüber 1974 
kaum noch wesentlich ausgeweitet werden kann, 
wird sich 1975 wahrscheinlich vorwiegend auf 
Grund anderer Faktoren, insbesondere wirksam 
werdender tariflicher Arbeitszeitverkürzungen, ein 
Rückgang der durchschnittlich geleisteten Arbeits- 
zeit ergeben; er kann auf rd. 1 ®/o veranschlagt wer- 
den. Für die Erwerbstätigenzahl ist daher 1975 ein 
nochmaliger Rückgang um rd. IV 2 ®/o, d. h. um etwa 
400 Tsd., zu erwarten. Wegen der gleichzeitigen 
Abnahme der Zahl Selbständiger und mithelfender 
Familienangehöriger, die nach den Erfahrungen der 
Vorjahre auf etwa 100 Tsd. geschätzt werden kann, 
dürfte die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
im Jahresdurchschnitt 1975 mit etwa 300 Tsd. 
etwas weniger abnehmen. Das bedeutet allerdings 
nicht, daß ein Anwachsen der Arbeitslosigkeit in 
diesem Umfang zu befürchten sei. Vielmehr wird 
die Erwerbspersonenzahl auch 1975 — wie in den 
Vorjahren — allein aus Gründen der Altersstruktur 
und wegen zunehmender Ausbildungsdauer erheb- 
lich sinken. Außerdem dürfte die Zahl ausländi- 
scher Arbeitnehmer in diesem Jahr zurückgehen. 
Dennoch wird auch die Arbeitslosenzahl im Jahres- 
durchschnitt 1975 noch etwas höher ausfallen als 
im Jahr zuvor. Da die Arbeitslosigkeit am Jahres- 
ende 1974 erheblich über dem Jahresdurchschnitt 
gelegen hatte, setzt die für 1975 angestrebte 

Begrenzung der Arbeitslosenquote auf rd. 3 

im Jahresdurchschnitt 

voraus, daß aufgrund der erwarteten konjunkturel- 
len Belebung bereits im Frühjahr 1975 ein stetiger 
und sich im Jahresverlauf beschleunigender Abbau 
der Arbeitslosigkeit einsetzt. Am Jahresende würde 
dann die Arbeitslosenzahl beträchtlich unter dem 
Vorjahresstand liegen. Die für den Jahresdurch- 
schnitt 1975 projektierte leichte Erhöhung der Ar- 
beitslosenquote gegenüber 1974 bedeutet also nicht 
eine weitere Verschlechterung der Arbeitsmarkt- 
lage im Verlauf des Jahres 1975, sie ist vielmehr 
die Folge des bereits eingetretenen Anstiegs der 
Arbeitslosigkeit im zweiten Halbjahr 1974. 

16 . Nur wenn die Ertragslage in den Unternehmen 
1975 deutlich günstiger wird, kann mit einer nach- 
haltigen Belebung der Investitionstätigkeit und 
einer Verbesserung der Beschäftigungslage im Jah- 
resverlauf gerechnet werden. Die Erfahrungen des 
Jahres 1974 zeigen sehr deutlich, daß eine der kon- 
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junkturellen Situation nicht angemessene Kosten- 
entwicklung, sofern die Preisüberwälzungsspiel- 
räume begrenzt sind, sehr schnell zu einer Beein- 
trächtigung des Beschäftigungsstandes führen kann. 
Mit der projektierten nominalen Ausweitung des 
Bruttosozialprodukts um 8 bis 9 ®/o wäre 1975 eine 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselb- 
ständiger Arbeit um 7^12 bis höchstens 8^/2 ^/o 

zu vereinbaren. 

Diese Zahl darf nicht mißverstanden werden: Sie 
kann und darf keine Leitlinie für Tariflohnabschlüsse 
sein; in ihr ist neben der Veränderung der Beschäf- 
tigtenzahl u. a. vor allem noch der hohe Überhang 
der Lohnentwicklung aus dem Vorjahr von 2 V 2 ®/o 
enthalten. Ein über die Projektion hinausgehender 
Anstieg des Einkommens aus unselbständiger Arbeit 
könnte den angestrebten Abbau der Arbeitslosigkeit 
im Verlaufe des Jahres und die erwartete Verlang- 
samung der Preisentwicklung in Frage stellen; denn 
der Kostenaspekt einer Lohnausweitung hat in der 
gegebenen Situation gesamtwirtschaftlich ein größe- 
res Gewicht als der Nachfrageaspekt. Im übrigen 
dürfte eine derartige Lohnentwicklung, wie sie in 
der Projektion für 1975 angesetzt ist, leichter zu 
akzeptieren sein, da die Nettoeinkommen der Ar- 


beitnehmer durch die Steuer- und Kindergeldreform 
im Durchschnitt allein um rd. 3 ®/o — und bei niedri- 
geren Einkommen noch stärker — aufgebessert wer- 
den und insbesondere 1974 eine erhebliche Ver- 
schiebung der Einkommensverteilung zugunsten der 
Nettoeinkommen der Unselbständigen zustande ge- 
kommen ist. 

Wenn sich die Entwicklungen von Sozialprodukt 
und Lohneinkommen in dem projektierten Rahmen 
halten, könnte das 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen 1975 um 8 bis 10 ^/o zunehmen, 

nachdem es im Vorjahr stagnierte. Die Einkommens- 
verteilung würde sich damit 1975 geringfügig zu- 
gunsten der Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen verschieben, eine Entwicklung, wie 
sie in einer Aufschwungsphase durchaus üblich ist 
und die vor dem Hintergrund des stetigen, nur 1972 
unterbrochenen, Anstiegs der Lohnquote seit 1969 
— sowie im Hinblick auf die notwendige Verbesse- 
rung der Investitionsbereitschaft — gesehen wer- 
den muß. 


Um Veränderungen der Besdiäftigtenzahl bereinigt. 


Einnahmen und Ausgaben des Staatssektors 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 ‘) 



Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in ®/o 


Einnahmen 








Steuern *) *) 

-h 7,5 

+ 12,9 

+ 9,5 

+ 17,8 

+ 6,8 

+ 5 

bis 4* 6 

Sozialversicherungsbeiträge 3) 

+ 19,5 

+ 15,1 

+ 14,1 

+ 19,1 

+ 11,0 

+11 

bis +12 

Sonstige Einnahmen®) 

+ 10,1 

+ 16,2 

+ 3.6 

+ 14,9 

+ 9,1 

+ 6 

bis+ 7 

Einnahmen insgesamt ®) 

+ 11,1 

+ 13,8 

+ 10,5 

+ 18,0 

+ 8,3 

+ 7 

bis + 8 

Ausgaben 








Staatsverbrauch ®) 

+ 14,6 

+ 19,8 

+ 12,1 

+ 15,1 

+ 16,0 

+ 10‘lsbis +IIV 2 

Einkommens- und Vermögens- 








übertragungen ^) ®) ®) 

+ 8,8 

+ 11,9 

+ 14,0 

“h 23.3 

+ 14,5 

“h 1 8^/ 2 bis “h 2 9 V 2 

Anlageinvestitionen 

+ 26,2 

+ 6,3 

- 1,2 

-h 4,4 

+ 17,7 

+ 12 

bis +14 

Ausgaben insgesamt ®) 

+ 13,1 

+ 14,6 

+ 11,5 

+ 13,3 

+ 15,5 

+ I 4 V 2 bis + 15'/2 

Finanzierungssaldo in Mrd. DM 

-f" 3,3 

+ 1,5 

- 1,2 

+ 14,0 

-11,5 

-40 

bis —45 


1) Jahresprojektion der Bundesregierung; Zuwachsraten 1975 um die rein buchungsmäßigen Auswirkungen der Kindergeldreform 
(Ersetzung der Kinderfreibeträge durch Kindergeld) nicht bereinigt. 

2) 1970 und 1971 einschließlich, 1972 abzüglich Konjunkturzuschlag, 1973 und 1974 einschließlich Stabilitätszuschlag und Investi- 
tionsteuer. 

3) Einschließlich Beiträge an einen unterstellten Pensionsfonds, 
h Einschließlich Zinsen. 

5) Abzüglich Rückflüsse vom EAGFL. 

Bei Bereinigung um die rein buchungsmäßigen Auswirkungen der Kindergeldreform (Ersetzung der Kinderfreibeträge durch 
Kindergeld) ergeben sich folgende Zuwachsraten in 1975: Steuern; -1-3 bis -1-4 "/o, Einnahmen insgesamt: -bSVa bis -i- 6^/2 ®/o, 
Staatsverbrauch: -Fll bis -1-12 ®/o, Einkommens- und Vermögensübertragungen: + 14^/2 bis -l-15^/2®/o, Ausgaben insgesamt: -1-13 
bis -I-I 4 V 0 . 
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17 . Für die Ausgaben des öffentlichen Sektors in 
der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung wird aufgrund der absehbaren Haushalts- 
planungen unter Einschluß der Auswirkungen der 
Kindergeldreform und der Konjunkturprogramme in 
der Jahresprojektion für 1975 ein Anstieg von 14V2 
bis I 5 V 2 O /0 geschätzt. Nach methodischer Bereini- 
gung um die rein buchungsmäßigen Effekte der 
neuen Kindergeldregelung (Ersetzung der Kinder- 
freibeträge durch Kindergeld) entspricht dies einem 
Zuwachs von 13 bis 14 Vo. Die Ausgaben der Ge- 
bietskörperschaften einschließlich der Sonderrech- 
nungen (Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermö- 
gen und EG-Anteile) dürften dabei in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung um 
I 5 V 2 bis 16V2 ®/o, nach methodischer Bereinigung um 
die rein buchungsmäßigen Effekte der Kindergeld- 
reform um 13 V 2 bis 14V2 Vo^) zunehmen. Für die 
Ausgaben der Sozialversicherungsträger wird 1975 
ein Anstieg von 12 bis 13 Vo erwartet. 

Unter den wichtigsten Ausgabearten dürfte sich der 
Staatsverbrauch 1975 mit IOV 2 bis llV 2 ®/o erheblich 
weniger ausweiten als 1974. Die Bundesregierung 
geht dabei von einem Tarifabschluß im öffentlichen 
Dienst aus, der den stabilitätspolitischen und haus- 
haltswirtschaftlichen^ Erfordernissen gerecht wird. 
Auch beim Sachaufwand wird mit einer sparsamen 
Ausgabengebarung für 1975 gerechnet. Erheblich 
steigen werden dagegen 1975 die Einkommens- und 
Vermögensübertragungen einschließlich der Zins- 
zahlungen mit I 8 V 2 bis I 9 V 2 ^/o. Auch bei diesem Zu- 
wachs ist jedoch zu berücksichtigen, daß etwa 4 
Prozentpunkte auf die erwähnten methodischen Um- 
buchungen durch die Kindergeldregelung entfallen. 
Aufgrund einer beträchtlich steigenden Kreditauf- 
nahme der öffentlichen Haushalte werden 1975 auch 
die Zinsausgaben merklich zunehmen. Außerdem 
erhöhen sich die Transferzahlungen an die übrige 
Welt spürbar. Ihre Entwicklung wird im wesent- 
lichen durch die steigenden EG-Anteile bestimmt. 
Schließlich führen auch die Rentenzahlungen der 
Sozialversicherungsträger sowie höhere Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung zu beträchtlichen 
Mehrausgaben. Bei den öffentlichen Anlageinvesti- 
tionen, unter denen in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung die tatsächlich erstellten öffent- 
lichen Investitionen im Gegensatz zu den in den 
öffentlichen Haushalten enthaltenen Kassenausga- 
ben für Sachinvestitionen erfaßt werden, wird nach 
dem beträchtlichen Anstieg von knapp 18®/o im 
Jahre 1974 auch für 1975 mit einem weiteren deut- 


Im Gegensatz zu der im Abschnitt B Ziffer 14 i „Haus- 
haltspolitik" angegebenen Zuwachsrate der Ausgaben 
der Gebietskörperschaften von 10 bis 11 ®/o nach den 
Haushaltsplänen bzw. -entwürfen wird bei der Dar- 
stellung des öffentlichen Sektors in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung von dem 
vorläufigen Ist-Ergebnis des Statistischen Bundesamtes 
für 1974 ausgegangen; außerdem sind das Sonderpro- 
gramm vom September sowie das Konjunkturpro- 
gramm vom Dezember 1974 auf der Ausgabenseite 
einbezogen. 


liehen Zuwachs gerechnet. Zu dem in der Projektion 
für 1975 unterstellten Anstieg von 12 bis 14®/o tra- 
gen das Sonderprogramm vom September sowie das 
Konjunkturprogramm vom Dezember 1974 bei. 

Der Zuwachs der Einnahmen des öffentlichen Sek- 
tors wird 1975 unbereinigt auf 7 bis 8 ®/o geschätzt; 
er bleibt damit um fast die Hälfte hinter dem der 
Ausgaben zurück. Bei der für 1975 erwarteten ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung und wegen der 
Einnahmenausfälle aufgrund der Steuerreform wer- 
den die Steuereinnahmen mit 5 bis 6 ^/o schwächer 
als im Vorjahr zunehmen. Das Beitragsaufkommen 
der Sozialversicherung dürfte 1975 dagegen um 11 
bis 12 ®/o wachsen. Neben dem höheren Satz der 
Beiträge an die Bundesanstalt für Arbeit ab 1. Ja- 
nuar 1975 fällt insbesondere ins Gewicht, daß auch 
die Beiträge zur Krankenversicherung weiter ange- 
hoben werden. Für die übrigen Einnahmen des 
öffentlichen Sektors wird in der Projektion von 
einem Zuwachs um 6 bis 7 Vo ausgegangen. 

Aufgrund der dargelegten Entwicklung der Ausga- 
ben und Einnahmen wird sich das Finanzierungs- 
defizit des öffentlichen Sektors erneut kräftig er- 
höhen. Nachdem sich der Finanzierungsüberschuß 
von 14 Mrd. DM im Jahre 1973 in ein Finanzie- 
rungsdefizit von IIV 2 Mrd. DM im Jahre 1974 um- 
kehrte, wird dieses im Jahre 1975 auf 40 bis 45 Mrd. 
DM ansteigen. Von diesem expansiven „Swing" in 
Höhe von 30 bis 35 Mrd. DM entfallen etwa 14 Mrd. 
DM oder knapp die Hälfte auf die Auswirkungen 
der Reform der Einkommensteuer und des Familien- 
lastenausgleichs. 

18 . Da für 1975 bei der unterstellten Erhöhung der 
Nettolohn- und -gehaltssumme, der Entnahmen und 
insbesondere der Einkommensübertragungen aus 
den öffentlichen Haushalten mit einer erheblichen 
Steigerung der verfügbaren Einkommen zu rechnen 
ist, kann selbst bei gleichbleibender Sparquote mit 
einem deutlichen Anstieg der Ersparnis und der 
Netto-Geldvermögensbildung der privaten Haus- 
halte gerechnet werden. 

Demgegenüber wird der Kreditbedarf der Unter- 
nehmen bei verbesserter Ertragslage und der im 
Jahresdurchschnitt 1975 wahrscheinlich noch verhält- 
nismäßig niedrigen Entwicklung der Investitionen 
nochmals erheblich zurückgehen. Vor allem die Kre- 
ditaufnahme der Wohnungswirtschaft wird sich er- 
neut deutlich verringern. 

Da für 1975 ferner eher mit einer leichten Abnahme 
des Außenbeitrags gerechnet wird, könnte auch 
vom Ausland her die Inanspruchnahme inländischer 
Finanzierungsmittel geringer sein. 

Dem stark erhöhten Finanzierungsdefizit der Öffent- 
lichen Haushalte steht in diesem Jahr somit ein 
insgesamt vergrößerter Verschuldungsspielraum 
gegenüber. Bei weiterer Verminderung der Preisstei- 
gerungsraten und -erwartungen wird daher eine 
Deckung des Kreditbedarfs der öffentlichen Haus- 
halte ohne unerwünschten Druck auf die Konditio- 
nen für möglich gehalten. 
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